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Jalta — Bedrohung des Weltfriedens 



Theodor Schweisfurth 

Nachrüstung und Friedensvertrag für Deutschland 



Innerhalb der bestehenden völkerrechtlichen Strukturen 
gibt es keinen Ausweg aus dem Sicherheitsdilemma. Dieser 
eröffnet sich erst, wenn diese Strukturen infrage gestellt 
werden. D.h. für die Friedensbewegung ist es wenig hilf- 
reich, wenn nur vom bestehenden Völkerrecht her, also 
nur advokatorisch argumentiert wird; der Friedensbewe- 
gung geht es um die Durchsetzung einer neuen Sicher- 
heitspolitik, das juristische Pendant dazu ist das völker- 
rechtspolitische Argument. 

ln Bonn und anderswo wird in „strukturkonservativer 
Manier so gedacht und gehandelt, als seien die Teilung 
Europas und Deutschlands unabänderlich und die NATO 
und die Warschauer Vertragsorganisation (WVO) sowie 
die Vorherrschaft der Supermächte ein historischer Dauer- 
zustand”.! „Strukturkonservativ” denken auch immer 
noch weite Teile der Friedensbewegung. Wenn allenfalls 
der Austritt der Bundesrepublik aus oder die Umstruk- 
turierung der NATO (zugunsten eher westeuropäischer 
als „atlantischer” Sicherheitsinteressen) gefordert wird, 
so werden die in Europa bestehenden Drohsysteme im 
Prinzip nicht angetastet. Wo dies geschieht - in dem 
Wunsch nach Beseitigung der Blöcke und damit der Tei- 
lung Europas -, so doch meist nur als ferne Vision, ohne 



daß Wege aufgezeigt werden, die dahin führen könnten. 
Die Friedensbewegung hat eine Vielzahl sicherheitspoli- 
tischer Ansätze und Vorschläge entwickelt, sie verfügt 
aber nicht über eine friedenspolitische Strategie, die alle 
diese Ansätze und Vorschläge zusammenfassen und po- 
litisch durchsetzbar machen könnte. 

Andererseits sind inzwischen viele zu der Einsicht ge- 
kommen, daß unser Sicherheitsdilemma nicht durch mili- 
tärtechnokratische Bemühungen allein gelöst werden kann, 
sondern nur mit politischen Mitteln. Bei dieser allgemeinen 
Forderung bleibt es in der Regel. „Strukturkonservative” 
Befangenheit hemmt die Suche nach diesen Mitteln. Kenn- 
zeichnend für diese Befangenheit ist, daß viele die Tatsache, 
daß ausländische Truppen in unserem Lande stehen, noch 
immer als etwas beinahe Selbstverständliches hinnehmen, 
obwohl dies doch alles andere als ein völkerrechtlicher 
Normalzustand ist. Wir haben schlicht vergessen, daß wir 
in völkerrechtlichen Provisorien leben, weil uns tagtäglich 
gesagt wird, sie seien für unabsehbare Zeit nicht veränder- 
bar. 

Diese völkerrechtlichen Provisorien, die Drohsysteme, die 
uns heute gefangenhalten und als letztes Produkt die SS 20 
und die amerikanischen Mittelstreckenrakten bescheren, 
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sind ihrerseits das Produkt einer Sicherheitspolitik, die sielt 
heute als grandiose Fehlleistung entschleiert hat. Der Aus- 
weg aus diesem Drohsystem wird nur gefunden werden 
können, wenn wir uns klar vor Augen führen, wie wir in 
sie hineingeraten sind. D.h. um eine friedenspolitische 
Strategie entwickeln zu können, müssen wir die Geschichte 
Europas und speziell Deutschlands auf dem Felde der 
Sicherheitspolitik seit 1945 rekapitulieren. Dies sei hier 
als Aufforderung verstanden; ich kann im folgenden nur mit 
einigen Stichworten die Ursachenkette skizzieren, als deren 
letzte Glieder die SS 20 und die Pershing II sich darstellen. 
„Es gibt keinen Bereich der Sicherheitspolitik, der nicht po- 
tentiell mit Völker- und verfassungsrechtlichen Normen 
kollidiert, ln diesen Fragen steckt eine große politische 
Brisanz, weil die Bevölkerung der Bundesrepublik dabei 
klar werden könnte, daß die westdeutsche Sicherheits- 
politik deshalb keine Sicherheit für die Deutschen schaffen 
kann, weil sich am Besatzungszustand materiell seit 1945 
fast nichts geändert hat.”2 .Natürlich steht am Anfang der 
Ursachenkette Hitlers Krieg. Aus ihm ergibt sich noch oder 
gerade heute wieder die besondere Friedensverantwortung 
der Deutschen. Aber nach dem Krieg sind neue Ursachen 
hinzugetreten, die unsere jetzige Lage erst eigentlich be- 
dingen. 

Die Besetzung Deutschlands entsprechend dem Londoner 
Protokoll vom 12. September 1944 führte zu der noch heu- 
te bestehenden Präsenz der Streitkräftc der vier Haupt- 
siegermächte in den vier Besatzungszonen Deutschlands. 
Entsprechend dem Potsdamer Abkommen vom 2. August 
1945 sollten diese vier Zonen als Einheit behandelt, 
deutsche Zentralverwaltungen geschaffen und später auch 
eine deutsche Regierung gebildet werden; nach Abtrennung 
der Ostgebiete sollte Deutschland nicht weiter zerstückelt 
werden. Die Durchführung der Besatzungspolitik - De- 
nazifizierung, Demokratisierung, Dezentralisierung und De- 
militarisierung - und schließlich die „Friedensregelung für 
Deutschland” sollten dazu dienen, „daß Deutschland nie- 
mals wieder seine Nachbarn und den Frieden der Welt be- 
droht” das war das „deutsche Problem” damals, nicht 



die Einheit (Rest-)Deutschlands - die war selbstverständ- 
lich. Allerdings nicht für Frankreich; Frankreichs Obstruk- 
tionspolitik im Kontrollrat verhinderte die Behandlung 
Deutschlands als Einheit, damit begann die Spaltung in 
die Ostzone und die Westzonen. Es folgte die Entzwei- 
ung der Sieger, die Herausbildung der Bipolarität im Kal- 
ten Krieg; die Spaltung wurde perfekter, vor allem aber ver- 
hinderte die Unfähigkeit der Sieger, untereinander den Frie- 
den zu wahren, den Friedensschluß mit Deutschland. Mit 
Italien, Ungarn, Rumänien, Finnland wurden Friedensver- 
träge abgeschlossen, mit Deutschland nicht. Die Deutschen 
wurden einbezogen bzw. ließen sich willig einbeziehen in 
die neue Konfrontation, die bis heute besteht. Im Grunde 
bezweckten die Deutschen damals, ihrer Niederlage zu ent- 
fliehen: wer sich mit dem Sieger verbindet, wird nachträg- 
lich selbst zum Sieger. Mit verteilten Rollen führten die 
Deutschen ihren Konflikt mit den Gegnern des Zweiten 
Weltkrieges fort. 

Während des Kalten Krieges zielte die Politik der USA und 
der Sowjetunion auf die Kontrolle ganz Deutschlands. Als 
sich dies für die Sowjetunion als nicht erreichbar heraus- 
stellte, sollte nach ihrer Auffassung keiner das ganze 
Deutschland haben - in die diplomatische Sprache über- 
setzt hieß das: Neutralität. Das war der Sinn aller sowjeti- 
schen Friedensvertragsentwürfe von 1952, 1954 und 1959. 
Es war ein Kompromißvorschlag. Kennzeichnend für die 
sowjetischen Vorschläge war die stete Koppelung des 
Friedensvertrages mit dem Aufbau eines europäischen 
kollektiven Sicherheitssystems, in das Deutschland ein- 
bezogen werden sollte. Diese Koppelung war auch kenn- 
zeichnend für alle nichtamtlichen Disengagementvorschlä- 
ge der fünfziger Jahre. 3 

Der „historische Kompromiß” zwischen den USA und der 
Sowjetunion über Deutschland kam nicht zustande, weil 
der Westen, die USA, nicht kompromißbereit waren; ins- 
besondere war es nicht die damalige deutsche Bundesre- 
gierung, nur deren Bereitwilligkeit zur „bipolaren Verein- 
nahmung” (Mechtersheimer) machte möglich, was anstelle 
des historischen Kompromisses” dann geschaffen wurde; 




Würzburg 1945: bis heute keine Friedensregclung für Deutschland 
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Die Chance einer europäischen 
Friedensordnung frühzeitig ver- 
spielt: Adenauers bedingungslose 
Westintegration verhinderte die 
Neuvereinigung im Sinne Schu- 
machers 



die deutschland- und sicherheitspolitischen Vertragswerke. 
Mit der Einbeziehung der Bundesrepublik in die NATO und 
der DDR in die WVO bekam der Kalte Krieg seine endgül- 
tige völkerrechtliche Struktur, ln dieser völkerrechtlichen 
Struktur des Kalten Krieges leben wir noch heute. 

Zentrale Bedeutung für die gegenwärtige notwendige Ent- 
wicklung einer friedenspolitischen Strategie ist nun die 
Feststellung, daß die seinerzeit geschaffenen völkerrecht- 
lichen Strukturen von allen Beteiligten nicht als eine 
dauerhafte europäische Friedensordnung angesehen wur- 
den. Aus den Revisionsklauseln aller Verträge, des Ostens 
wie des Westens, geht klar hervor, daß sie alle obsolet 
werden mit dem Aufbau eines gesamteuropäischen Sicher- 
heitssystems, gekoppelt mit dem Abschluß des Friedens- 
vertrages mit Deutschland. 

Die Ostpolitik der SPD/FDP war kein Versuchten großen 
„historischen Kompromiß” jetzt noch herbeizuführen; es 
war eine Politik auf der Basis des Status quo der Pakte. 



Deutlich zeigen sich heute die Grenzen der Entspannungs- 
politik, deren Rahmenbedingungen die nicht angetasteten 
völkerrechtlichen Strukturen des Kalten Krieges sind. 

Die Rückverfolgung der Ursachenkette unseres heutigen 
Sicherheitsdilemmas macht glasklar: Weil sich in den fünf- 
ziger Jahren eine Sicherheitspolitik nicht durchgesetzt hat, 
die mittels des Friedensvertrages die Supermächte zum 
Rückzug aus Deutschland zum Stapelplatz ihrer Völker- 
mordwaffen mißbrauchen, können sie unter der „Begriffs- 
lüge vom Ost-West-Konflikt” (Mechtersheimer) Europa 
als Objekt ihrer Nuklearrivalität vereinnahmen. Aus dem 
russisch-amerikanischen Händedruck 1945 an der Elbe, 
mit dem die bis heute fortbestehende geographisch fugen- 
lose Präsenz der Supermächte in Europa begann, ist ein 
atomares catch-as-catch-can geworden. Hier liegt der 
objektive Zusammenhang zwischen Pershing II und der 
„deutschen Frage”. 

Wird dieser Zusammenhang erkannt, drängt sich mit zwin- 




Neue Ostpolitik der SPD/FDP: Eine 
Politik auf der Basis des Status quo der 
Pakte 
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Fahrbare Abschußrampe für Cruise 
Missiles: Gegen die drohende ato- 
mare Auseinandersetzung auf deut- 
schem Boden ... 

gender Logik die friedenspolitische Strategie auf, die den 
Ausweg aus dem gegenwärtigen Sicherheitsdilemma weist. 
Jetzt, wo die Insuffizienz der in den fünfziger Jahren auf- 
gebauten Sicherheitsstrukturen klar zutage liegt, jetzt, nicht 
irgendwann in „nicht absehbarer Zukunft”, müssen die in 
den fünfziger Jahren angebotenen Alternativen wieder auf 
die Tagesordnung: der Kampf um den großen „historischen 
Kompromiß”. Der operative Hebel hierzu ist die Lösung 
des „deutschen Problems”. 

Die völkerrechtlischen Strukturen des Kalten Krieges, d.h. 
die politisch-rechtlichen Grundlagen der auf Europa lasten- 
den atomaren Drohsysteme, müssen jetzt abgelöst werden 
durch eine wirkliche und dauerhafte europäische Friedens- 
ordnung. Diese bestünde aus drei großen Vertragswerken: 

1. Friedensvertrag mit Deutschland: nur durch einen Frie- 



densvertrag ist die Rückführung der in beiden Teilen 
Deutschlands stationierten ausländischen Truppen möglich; 
der Truppenrückzug würde die heutige geographisch fugen- 
lose Präsenz der Supermächte in Zentraleuropa beenden. Im 
Friedensvertrag könnte die Umrüstung ' beider deutscher 
Streitkräfte auf reine Defensivwaffensystemc völkerrecht- 
lich festgelegt werden; ebenso die Verpflichtung Deutsch- 
lands, einer zu errichtenden atomwaffenfreien Zone beizu- 
treten. 

2. Vertrag über ein System gegenseitiger kollektiver Sicher- 
heit für Europa, bestehend aus Regelungen über die politi- 
sche, militärische und vor allem auch wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit zwischen allen europäischen Staaten. Ein 
kollektives Sicherheitssystem ist das völkerrechtliche In- 
strument für eine Politik der Sicherheitspartnerschaft. Die- 
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... regt sich aktiver Widerstand: Anti-Rea- 
gan-Demonstranten in Berlin 




se läßt sich mit den bestehenden Systemen der kollektiven 
Selbstverteidigung nicht realisieren, denn diese Systeme 
brauchen den Feind, die Feindbilder als Bedingung ihrer 
Existenz. Bestandteil des Systems kollektiver Sicherheit 
hätte ein Vertrag über eine atomwaffenfreie Zone zu sein 
(Vorbild: Vertrag von Tlatelolco). 

3. Ein deutsch/deutscher Vertrag (Deutscher Bund). Es 
wäre ein Widerspruch zu der mit Friedensvertrag und euro- 
päischem Sicherheitssystem herbeigeführten Entwicklung, 
würden sich die Beziehungen zwischen den beiden deut- 
schen Staaten dann nicht grundlegend verbessern. Eine Zu- 
sammenarbeit könnte dann vereinbart werden, die über den 
Grundlagenvertrag weit hinaus geht. Ihre Institutionalisie- 
rung als Deutscher Bund drängt sich auf. Ein Verbot eines 
(späteren) Zusammenschlusses beider deutscher Staaten 
in einem deutschen (Bundes-)Staat darf keines der Ver- 
tragswerke enthalten; ein solches Verbot wäre ein ge- 
fährlicher Sprengsatz für das gesamte aufzubauende eu- 
ropäische Sicherheitssystem (keine Wiederholung des 
friedensschädlichen „Anschluß”-Verbotes von 1919); die 
innerdeutsche Grenze ist eine Besatzungsmachtgrenze, 
mit dem Abzug der Besatzungsmächte muß diese Grenze 
zur souveränen historischen Disposition des deutschen 
Volkes stehen. 

Eine auf die Realisierung der genannten drei Vertrags- 
werke gerichtete friedenspolitische Strategie hat festen 
juristischen Boden unter den Füßen — eine nicht unwesent- 
liche Bedingung, um innenpolitisch Mehrheiten für die 
Friedensbewegung aufzubauen: 

- zum Abschluß des Friedensvertrages mit Deutschland 
kann die Bundesregierung die Westmächte auf der Basis 
des Art. 7 GenV drängen; 



- der Aufbau eines Systems gegenseitiger kollektiver 
Sicherheit ist die friedenspolitische Zielvorstellung des 
Grundgesetzes, Art. 24 GG ist noch immer nicht verwirk- 
licht; 

- der Deutsche Bund wäre ein großer Schritt zur Reali- 
sierung des Wiedervereinigungsgebotes des Grundgesetzes. 
Widerstände gegen diese friedenspolitische Strategie 
wird es natürlich geben, aber ich halte sie letztlich für 
überwindbar, innen- wie außenpolitisch. 

Eine deutsche Friedensbewegung für den Friedensvertrag 

- das hat nichts mit teutonischem Nationalismus, aber alles 
mit der sich aus dem Zweiten Weltkrieg ergebenden beson- 
deren Verantwortung der Deutschen für den Frieden in 
Europa zu tun. 

1) A. Mechtersheimer, Rüstung und Frieden, München, 1982, S.229. 

2) Mechtersheimer, ebenda, S. 224. 

3) Vgl. Th. Schweisfurth. Disengagementpläne und Versuche der 
deutschen Wiedervereinigung in den fünfziger Jahren — Realpo- 
litische Anknüpfung heute? in: Deutsche Fragen — Europäische 
Antworten, herausgg. von U. Albrecht u.a., Berlin, 1983, S.50. 



Durch Friedensvertrag 
Überwindung der deutschen 
Teüung 
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Deutschlandpolitischer Kongress der Grünen 
Friedensvertrag, Blockfreiheit und Neutralität für Deutschland 



Auf dem "Deutschlandpolitischen Kongreß” der Grünen, 
der vom 9. bis 1 1. März 1984 in Karlsruhe stattfand, wurde 
deutlich, daß die Nationale Frage nur von links verstanden 
werden kann. Trotz einiger Gegenstimmen: ln Karlsruhe 
herrschte eine gute, weil subversive Grundstimmung gegen 
eine Machtpolitik, die die Besetzung und Spaltung Deutsch- 
lands zementieren will. Wer "Stabilität” sagt, wenn es um 
Frieden geht, muß sich fragen lassen, ob er nicht "Frieden” 
mit "Befriedigung” verwechselt. Theodor Schweißfurths 
Forderung: "Volkssouveränität gegen die Souveränität 
der Herrschenden" entwickelte sich hier zu einer breiten 
Einsicht. 

Den Zusammenhang zwischen Friedenspolitik, Antimilita- 
rismus und nationaler Befreiung machte August Hauß- 
leiter anhand der Schilderung seiner politischen Ausein- 
andersetzungen seit Gründung der BRD sehr lebhaft be- 
wußt. Die Linken, die Überlebenden der KZ’s, die Anti- 
faschisten waren es, die dem "Kanzler der Alliierten”, 
Konrad Adenauer, Widerstand leisteten. Für den Remili- 
tarisierungs-Kanzler, den Kanzler der deutschen Spaltung, 
begann ”40 km hinter Braunschweig die Steppe”. Der 
Kanzler der freien Marktwirtschaft hatte kein Interesse 
an Deutschen, deren Wählervotum ihm nicht sicher schien. 
Er wollte lieber ein waffenstarrendes, kapitalistisches 
West-Germany als ein neutrales, demokratisches und 
sozialistisches Gesamt-Deutschland. 

Wer August Haußleiter am Freitagabend gehört hatte, 
mußte entsetzt sein, als sich in den Diskussionsrunden am 
Samstag Dirk Schneider, MdB der Grünen, gemeinsam mit 
einigen seiner Mitarbeiter genau in diese Traditionslinie 
Adenauerscher Machtpolitik stellte. Staatsloyalität wurde 
verlangt - fiir Volkssouveränität war da nichts mehr drin. 
Als jemand an das Selbstbestimmungsrecht der Völker 
erinnerte, lautete die Ablehnung: "Das ist ja Revolu- 
tion!” Und der Hinweis auf die freiheitliche, gesamt- 
deutsche Tradition der Linken wurde beantwortet mit 
der Forderung nach einer eigenen BRD-Identität! 

Die wirkungsvollste Absage an diese rechten Denkstruk- 
turen erfolgte am Samstagabend, als in dem ausverkauften 
Konzerthaus Bettina Wegener und Wolf Biermann einige 
Lieder vortrugen, in denen sie u.a. von ihren gesamtdeut- 
schen Erfahrungen erzählten. 

Weil Wolf Biermann ein Linker ist, weil er nichts mit 
Staatsloyalität, aber viel mit Volkssouveränität im Sinne 
hat, bekennt er sich zur deutschen Einheit. Daß er sich 
damit am 10. März in Übereinstimmung mit der großen 
Mehrheit des Publikums befand, zeigte sich, als er über 
die naheliegende Konsequenz einer deutschen Einheit 
sprach: "Ein neuvereinigtes Deutschland braucht auch 
eine neue Nationalhymne. Und damit wir sie alle können. 



wenn es soweit ist, sollten wir sie jetzt schon lernen!" 
Das Publikum "lernte” und sang die bisher als "Kinder- 
hymne” bekannten Strophen von Bertolt Brecht: 

Anmut sparet nicht noch Mühe / Leidenschaft nicht noch 
Verstand / Daß ein gutes Deutschland blühe / Wie ein 
andres gutes Land. 

Daß die Völker nicht erbleichen / Wie vor einer Räuberin / 
Sondern ihre Hände reichen / Uns wie andern Völkern hin. 

Und nicht über und nicht unter / Andern Völkern wolln 
wir sein / Von der See bis zu den Alpen / Von der Oder 
bis zum Rhein. 

Und weil wir dies Land verbessern / Lieben und beschirmen 
wir ’s / Und das liebste mag’s uns scheinen / So wie andern 
Völkern ihn. 

Roland Wehl 




A. Paul Weber 
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Durch Einheit zu Frieden und Freiheit 



Redebeitrag Prof. Dr. Wolfgang Seifferts auf dem "Deutsch- 
landpolitischen Kongreß” der Grünen in Karlsruhe am 
11 . 03 . 1984 : 

Ich finde es außerordentlich wichtig, daß man sich in allen 
politischen Gruppierungen der Bundesrepublik über die 
deutsche Frage unterhält, weil ich glaube, daß es eine im 
strengen Sinne des Wortes ”parteibezogene” Deutschland- 
politik gar nicht geben darf, sondern daß alle Parteien 
und politischen Gruppierungen versuchen müssen, in den 
wesentlichen Fragen einen Konsens der deutschlandpoliti- 
schen Konzeption zustande zu bringen. 

ln diesem Zusammenhang meine ich, daß man auch die 
ganze Friedensdiskussion endlich politisieren muß. Die 
Friedensdiskussion der vergangenen Jahre hatte nämlich 
den großen Mangel, daß sie völlig auf Raketen und militär- 
strategische Überlegungen eingeschränkt war. In dieser 
Selbstbeschränkung sehe ich die "Entpolitisierung” einer 
elementar politischen Bewegung. 

Schließlich möchte ich noch von meinen Erfahrungen 
berichten, die ich in der DDR, der Sowjetunion und dem 
gesamten Comecon gesammelt habe. Danach steht für 
mich ganz sicher fest: Die deutsche Einheit kommt be- 
stimmt! Und damit meine ich um keine Mißverständnisse 
aufkommen zu lassen - eine staatliche Einheit! Die einzige 
Frage ist nur: Wer bringt sie zustande? Und mit welchen 
inneren politischen Strukturen wird sie ausgestattet sein? 

Wenn die politischen Kräfte in der Bundesrepublik sie nicht 
zustandebringen, dann bringt sie die Sowjetunion mit der 
DDR zustande. Das ist für mich gar keine Frage. Wer näm- 
lich glaubt, daß die DDR — trotz der zeitweiligen Ver- 
tretung dieser irrsinnigen Theorie der ”zwei Nationen” 
- jemals ernsthaft das Ziel eines sozialistischen Gesamt- 



deutschlands aufgegeben hat, ist ein politischer Narr, der 
nicht begreift, was mit der Gründung der DDR eigentlich 
geschehen ist: das ist ein Staat innerhalb ein und derselben 
Nation! Die BRD hat zwar keine völkerrechtliche Aner- 
kennung der DDR vorgenommen, aber sie hat mit dem 
Grundlagenvertrag dieser politischen Gruppierung inner- 
halb der deutschen Nation die eigene Staatlichkeit zuer- 
kannt. Das ist ein Vorgang, den es in der Weltgeschichte 
noch nie gegeben hat. Und wer da glaubt, er könne sich an 
der Logik der Geschichte herummogeln, indem er Deutsch- 
landpolitik darauf reduziert, ein paar Leute freizukaufen, 
der ist entweder in einem Alter, in dem er die politischen 
Folgen dieser Kurzsichtigkeit nicht mehr glaubt tragen zu 
müssen, oder er ist politisch nicht ganz auf dem laufenden. 
Deshalb möchte ich mich auf die Frage konzentrieren, 
warum eine Wiederherstellung der staatlichen Einheit 
überhaupt notwendig ist: 

Erstens würde ich sagen, die deutsche Einheit ist not- 
wendig, weil zwischen der Lösung der deutschen Frage 
und der Friedenssicherung in Europa ein untrennbarer 
Zusammenhang besteht. Es gibt auch keine - wie Egon 
Bahr einmal formulierte - Reihenfolge: erst Frieden, 
dann eine ganze Weile nichts, und dann kommt irgend- 
wann die deutsche Einheit. Ich wiederhole: es gibt einen 
untrennbaren Zusammenhang! 

Warum haben wir denn die zwei militärpolitischen Gruppie- 
rungen NATO und Warschauer Pakt in Europa? 

Die gibt es doch deshalb, weil es die Spaltung Deutschlands 
und die Spaltung Europas gibt. Die Reihenfolge ist nicht 
umgekehrt, sondern erst gab es den Systemkonflikt, daraus 
resultierte die Uneinigkeit der vier Alliierten in bezug auf 
die deutsche Frage, und erst daraus entstanden die zwei 
Staaten und die zwei Militärsysteme. Wenn sich heute 
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Sowjetsoldaten in Berlin: 
Bringen uns die Russen die 
deutsche Einheit? 




US-Air-Force-Basis Frankfurt: BRD 
als Aufmarschgebiet der US-lmperiali- 
sten 




die zwei größten Militärsystemc der Welt mitten in Deutsch- 
land gegenüberstchcn, dann wegen der Spaltung Deutsch- 
lands. Die Logik ist: Nur wenn wir die Spaltung Deutsch- 
lands überwinden, beseitigen wir die Ursache dafür, warum 
hier eine solche Konfrontation militärischen Potentials 
erfolgt. 

Zweitens möchte ich feststellen: es gibt einen genauso 
untrennbaren Zusammenhang zwischen "Freiheit” und 
"deutscher Einheit”. Vorhin wurde zu Recht gesagt, 
wenn die Bundesregierung sich so intensiv um das Polit- 
büro der SED kümmert, dann sollten sich die Grünen 
verstärkt um die Menschen in der DDR kümmern. Ich 
möchte noch die hohe Zahl der Ausreisewilligen in der 
DDR erwähnen. Selbst die SED spricht offiziell davon, 
daß mindestens 500.000 Ausreiseanträge vorliegen. Die- 
jenigen, die glauben, man müsse eine Anerkennung der 
Staatsbürgerschaft der DDR erwägen, sollten sich mal 
klarmachen, daß das 500.000 Anträge auf Entlassung 
aus der Staatsbürgerschaft sind! Diese 500.000 Ausreise- 
anträge bilden meiner Meinung nach so etwas wie eine 
DDR-spezifische ”Solidarnosc”-Bewegung. In der DDR 
kommt aufgrund der ganz anderen Verhältnisse, die dort 
existieren, und der Tatsache, daß es mehrere Staaten 
auf deutschem Boden gibt, so etwas wie eine wirkliche 
Gewerkschaftsgründung "Solidarnosc” wahrscheinlich nicht 
zustande, sondern die Leute, die aus dem System heraus- 
wollen, stellen einen Ausreiseantrag. Folglich muß man 
aber doch darüber nachdenken, wie der größere Teil der 
deutschen Nation, dem es politisch, ökonomisch und 
rechtlich besser geht als den Menschen in der DDR, sich 
solidarisch gegenüber diesen Menschen verhalten kann. 
Nämlich, indem man sich für die Durchsetzung der Frei- 
heitsrechte einsetzt. Freiheitsrechte lassen sich jedoch nur 
durchsetzen, indem man eine gesamtdeutsche Perspektive 
entwickelt. 

Diese Solidarität läßt sich durch keinen Milliardenkredit 
ersetzen. Ich habe nichts gegen wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit mit der DDR. Aber zu glauben, daß man auf diese 
Weise systemimmanente Mängel beseitigen könne, ist 



natürlich eine Illusion. Systemimmanente Mängel sind nur 
zu beseitigen, wenn man über die Strukturen des Systems 
hinausgeht. 

Natürlich will ich nicht - was Freiheit betrifft — die Bun- 
desrepublik ausklammern. Ich will im Gegenteil daran er- 
innern, daß auch die Souveränität der Bundesrepublik eine 
begrenzte Souveränität ist. Sie ist vor allem begrenzt 
durch die Vorbehaltsrechte der Alliierten. Um es zu ver- 
einfachen: Wenn der Bundestag im November die Statio- 
nierung abgelehnt hätte, dann hätte dies nicht bedeutet, 
daß nicht stationiert worden wäre. Vielleicht wäre in 
diesem Fall noch nicht im Dezember stationiert worden, 
aber dann wären eben im Januar die Raketen aufgestellt 
worden, bloß auf einer etwas veränderten Rechtsgrund- 
lage, nämlich den genannten Vorbehaltsrechten der Alliier- 
ten. 

Auch diese Probleme bekommen wir also ohne Wiederher- 
stellung der deutschen Einheit nicht von der Bildfläche. 
Und deshalb meine ich, daß sich die Grünen überlegen 
sollten, ob man den schon jahrelang als Politik verkauften 
Slogan "Frieden in Freiheit und Einheit in Freiheit” - 
und wenn es diese Freiheit nicht gibt, dann gibt es eben 
auch keinen Frieden und keine Einheit — nicht genau um- 
kehren sollte und sagen sollte: "Durch Einheit zu Frieden 
und Freiheit!” 
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25 Thesen für eine Grüne Deutschlandpolitik 



Arbeitsgemeinschaft fiir Berlin- und Deutschlandpolitik 
in der Alternativen Liste für Demokratie und Umwelt- 
schutz Berlin 

25 Thesen fiir eine Grüne Deutschlandpolitik 

"Die Politik einer deutschen Partei wird vor allem an ihrer 
Stellung zur Deu tschland frage gemessen 
(Walter Ulbricht, Offener Brief des ZK der SED an die 
Delegierten des Dortmunder Parteitages der SPD und 
alle Mitglieder und Freunde der Sozialdemokratie in West- 
deutschland vom 7. 2. 1966). 

Einleitung 

Jede alternative Deutschlandpolitik, wie sie auch immer 
zur "deutschen Frage” stehen mag, stößt in der Praxis 
auf die ungeheure Kluft zwischen den einfachen Grund- 
forderungen nach Frieden und Menschenrechten einer- 
seits und den abgehobenen diplomatischen Formeln der 
Deutschlandpolitiker andererseits. Dies liegt nicht nur an 
der Sprachvernebelung von Politikern, die wichtige Fragen 
wegen innerer Widersprüche zum Tabu erklären, sondern 
wesentlich an der erlebten Machtlosigkeit gegenüber der 
Nachkriegsentwicklung. 



Daß die "deutsche Frage” als politisches Problem aktuell 
ist, läßt sich an der täglichen Realität in Berlin erkennen. 
In West-Berlin sind die Rechte der Bevölkerung für jeden 
erkennbar eingeschränkt. Dies zeigte sich, als die USA in 
einem Naturschutzgebiet in Düppel eine Wohnsiedlung 
bauten und gegenwärtig, wo die britische Militärmacht 
einen Schießplatz in Gatow errichtet. Die West-Alliierten 
haben die Verfügungsgewalt über die Polizei. Sie bestimmen 
bei der Besetzung der oberen Polizeidienststellen mit. 
Alliierte Gerichte können die Todesstrafe verhängen. 

Die Möglichkeit, von und nach West-Berlin zu reisen, ist 
eingeschränkt. Ebenso betroffen sind der innerstädtische 
Verkehr und der überregionale Verkehr. Mit dem Fahrrad 
in die DDR zu reisen, ist verboten. Die Einschnürung 
West-Berlins ist der Hauptgrund fiir seine wirtschaftlichen 
Probleme. Dies zeigt sich an der höheren Arbeitslosigkeit 
und der sich verschärfenden Strukturkrise. 

Das seit Beginn der 70er Jahre bestehende System inner- 
deutscher Beziehungen wird zu Recht unter dem Aspekt 
der "Politik der menschlichen Erleichterungen” gesehen, 
die sich auf dem Boden des Status quo vollzieht. Weiter- 
gehende Zielvorstellungen existieren nur relativ vage unter 
Bezeichnungen wie "Normalisierung” und "gutnachbar- 
liche Beziehungen”. Instrumente, diesen Zielen näher zu 
kommen, sind der Ausbau der Beziehungen besonders 
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auf wirtschaftlichem und kulturellem Gebiet sowie eine 
"Verstetigung” des politischen Meinungsaustauschs. Die 
sozialdemokratischen Baumeister des Vertragswerks haben 
selbst auf das Paradoxon lüngewiesen, innerhalb dessen 
sich ihre Entspannungspolitik notgedrungen vollziehen 
muß: Nämlich, sich das gegnerische System als starken 
oder zumindest stabilen Partner wünschen zu müssen, 
um sich mit ihm über Schritte weiterer Liberalisierung 
einigen zu können. Die inneren Systemwidersprüche durf- 
ten daher nicht angeheizt werden. Emanzipationsbewegun- 
gen von unten sind in diesem Konzept störend oder be- 
dürfen zumindest der Kontrolle von oben. Wenn aber der 
Druck von unten sich nicht entwickeln darf — wie sollen 
sich dann alternative Lösungen der innerdeutschen Proble- 
me durchsetzen können? 

Hier wird deutlich, daß alternative Deutschlandpolitik 
das geltende System der innerdeutschen Beziehungen 
nicht einfach übernehmen kann, sondern es durch eine 
eigenständige Zielsetzung im Sinne der Überwindung 
der Blockkonfrontation weiter entwickeln und nach "un- 
ten” hin durch entschiedenes Eintreten für demokratische 
Freiheiten und Öffentlichkeit von Diskussionen und Ver- 
handlungen öffnen muß. 

Die gegenwärtige Form der Bindung West-Berlins an die 
Bundesrepublik ist nur auf der Grundlage bestehender 
allüerter Vorbehaltsrechtc denkbar. Bei der gegenwärti- 
gen Zweistaatlichkeit von Bundesrepublik und DDR ist 
eine grundlegende Verbesserung der Situation in Berlin 
nicht zu erreichen. Beide deutsche Staaten müssen ein 
grundlegend neues Verhältnis zueinander finden. Dabei 
sind die gewachsenen historischen Bindungen der jetzt 
willkürlich getrennten Regionen zu berücksichtigen. Eine 
Wiedervereinigung im Sinne des klassischen souveränen 
Nationalstaates ist angesichts der unterschiedlichen Gesell- 
schaftssysteme in beiden Staaten und der lnteressenlage 
der anderen Völker Europas nicht realistisch und kann 
kein politisches Ziel sein. 

Eine Konföderation als politische Leitlinie 

Das Ziel einer Konföderation der beiden deutschen Staaten 
unter neutralem Vorzeichen ist ein Stück konkreter Utopie. 
Sie steht nicht nur den gegenwärtigen Militärdoktinen der 
Paktsysteme, sondern auch den gesellschaftlich-politischen 
Antagonismen in Ost und West im Wege. Ohne Veränderung 
gesellschaftlich-politischer Art und ohne Stärkung der 
sozialen Emanzipationsbewegungen in beiden deutschen 
Staaten werden Paktfreiheit und Konföderation nicht zu 
verwirklichen sein. Doch gerade weil die sozialen Bewe- 
gungen nicht nur System immanent, sondern auch durch 
die militärische Blockkonfrontation wechselseitig blockiert 
werden, ist es notwendig, dieser janusköpfigen Herrschafts- 
politik der beiden deutschen Staaten schon heute die 
konkrete Utopie der Paktfreiheit und Konföderation ent- 
gegenzustellen. 

Es versteht sich von selbst, daß diese Orientierung nicht 
mit dem Ziel der Überwindung der europäischen Teilung 
konkurriert, nicht einen deutschen Sonderweg meint, son- 
dern einen deutschen Beitrag zur Beseitigung der euro- 
päischen Teilung. Alle Schritte zur Neutralisierung beider 



deutscher Staaten - die nicht gleichförmig erfolgen müssen, 
sondern einseitige Vorleistungen einschließen - gehen 
Hand in Hand mit Initiativen für Abrüstung und Annähe- 
rung in Europa, so für atomwaffenfreie Zonen, Kultur- 
austausch, wirtschaftliche Zusammenarbeit und Hilfe. 
Ein Konflikt zwischen europäischer und deutscher Eini- 
gung ist in der Realität vollkommen abwegig. Im Gegen- 
teil muß festgestellt werden, daß sich die Deutschen nur 
in dem Maße als "gute” Europäer erweisen, wie sie unter- 
einander friedens- und d.h., auch kooperationsfähiger 
werden. Man kann weder die Blockkonfrontation noch 
die TeUung Europas überwinden, ohne die Teilung Deutsch- 
lands in Frage zu stellen. Forderungen nach Paktfreiheit 
und Konföderation rufen den massiven Widerstand der 
Blockbefürworter hervor. Eine solche Politik gerät auto- 
matisch mit dem gewöhnlichen diplomatischen Pragmatis- 
mus aneinander. Doch zu einer derartigen Destabilisierung 
der Blöcke muß man sich konsequent bekennen, wenn 
alternative Friedens- und Deutschlandpolitik verwirklicht 
werden soll. Alternative Deutschlandpolitik kann nicht in 
einer "Politik der menschlichen Erleichterungen” aufgehen 
oder sich von ihr erpressen lassen. 

Die Ideen der Konföderation der beiden deutschen Staaten 
zielt ihrem Wesen nach darauf ab, alternative Deutschland- 
politik so zu strukturieren, daß 

friedenspolitischer und demokratischer Radikalismus 
auf diesem Politikfeld nicht ziellos versickert und 
der Versuch, sich parlamentarisch-institutioneller 
Mittel zu bedienen, nicht in einem kurzatmigen Prag- 
matismus erstickt. 

Eine solche Positionsbestimmung erlaubt es auch, den 
richtigen Abstand zu den Herrschenden in Ost und West 
zu halten. Utopisch einerseits und vernünftig und schon 
heute gangbar andererseits, fordert sie deren Widerstand 
an der schwächsten Stelle heraus und zeigt, daß sie in 
Wahrheit friedensunfähig und allenfalls nur in einem ganz 
verkrüppelten Sinne friedenswillig sind. 

Die Deutschlandpolitik der Herrschenden in Ost und West 
ist nur als Funktion der Gesamtheit ihrer gesellschaftlichen, 
wirtschaftlichen, machtpolitischen und militärischen Herr- 
schaftsinteressen zu begreifen. Niemals geht es dabei 
um die Einigung der "Nation”, des "Volkes" auf fort- 
schrittlichen Positionen. 

Folgerungen 

1. Die Konturen der grünen Deutschlandpolitik müssen 
durch die Konzentration auf bestimmte Teilziele - im 
Sinne von Paktfreiheit und Konföderation beider deut- 
scher Staaten - klarer herausgearbeitet werden. 

Durch solche Teilziele wird es denkbar, die parlamen- 
tarisch-institutionellen Strukturen zu nutzen, ohne in 
ziellosen Pragmatismus oder abstrakten Radikalismus 
zu verfallen. 

2. Die Bedeutung der grünen Deutschlandpolitik als Bei- 
trag zum Frieden und insbesondere zum Abbau der ideolo- 
gischen Feindbilder der Blocksysteme muß stärker ins 
Bewußtsein der Öffentlichkeit gehoben werden. 

3. Erforderlich sind eine stärkere Einbeziehung deutsch- 
landpolitischer Aspekte in die Friedenspolitik, eine inten- 
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sive und differenzierte Auseinandersetzung mit dem Staats- 
und Gesellschaftssystem der DDR, die Anregung mensch- 
licher Kontakte - gerade auch zwischen jungen Leuten 
- über die Grenze hinweg. 

THESEN 

Voraussetzungen 

1. Die beiden deutschen Staaten drohen heute mehr denn 
je zum vorgeschobenen Gefechtsfeld eines von den Super- 
mächten ausgelösten atomaren Infernos zu werden. 

2. Die Konzentration von Massenvernichtungsmitteln 
auf ihrem Boden und die Militärstrategie der NATO sowie 
des Warschauer Pakts haben die latente Gefahr einer kriege- 
rischen Zuspitzung der Blockkonfrontation nicht ver- 
mindert, sondern erhöht. 

3. Unzweifelhaft wird die gegenwärtige Verschärfung der 
Blockkonfrontation in Europa hauptsächlich von der US- 
amerikanischen Regierung betrieben. Nicht nur in Europa, 
sondern weltweit propagiert die Reagan-Administration 
eine politisch wie militärisch offensive Kreuzzugsideologie 
gegen ”den Kommunismus” als "Inbegriff des Bösen”. 

4. Die Weltvorherrschaftspläne der gegenwärtigen US- 
Regierung, die in der Theorie eines gewinnbaren, auf 
Europa begrenzten Krieges unverhüllt zum Ausdruck 
kommen, gefährden akut die gesamte Menschheit. Der 
Kampf gegen die Pershing II und die cruise missiles ist 
daher eine der vordringlichen Aufgaben im Kampf um 
den Weltfrieden. 



die atomare Abschreckungspolitik ist dabei nur der 
zugespitzte Ausdruck einer friedensgefährdenden Mili- 
tärpolitik; 

— die UdSSR unterdrückt jegliche autonome Friedens- 
bewegung und -initiative in ihrem Machtbereich; 

— die UdSSR ist kriegsführende Macht in Afghanistan 
und sichert in Polen den "Krieg des Militärapparates 
gegen das polnische Volk” ab (Solidarnosc); 

— demokratische und soziale Emanzipationsbewegungen 
in der DDR, in Ungarn und der CSSR wurden durch 
militärische Interventionen der UdSSR und des War- 
schauer Paktes niedergewalzt; 

— das öffentliche Leben in der UdSSR und nicht zuletzt 
in der DDR zeigt militaristische Züge. 

6. NATO und Warschauer Pakt verfolgen zwar unterschied- 
liche Interessen — entsprechend ihren unterschiedlichen 
Systemstrukturen - doch unabhängig von ihren je aktuellen 
Interessenlagen kann weder die Blockpolitik der einen noch 
die der anderen grundsätzlich einen Rahmen für Friedens- 
politik bieten. Dies liegt in der historischen Natur beider 
Blocksysteme begründet und hat zur historischen Not- 
wendigkeit einer unabhängigen, blocküberwindenden Frie- 
densbewegung geführt. 

7. Die unabhängige blocküberwindende Friedensbewe- 
gung in der Bundesrepublik und in West-Berlin kann ihre 
Identität und Politik nicht entwickeln, ohne die Teilung 
Europas und Deutschlands programmatisch in Frage zu 
stellen. Eine Überwindung der Teilung durch die Block- 
systeme selbst ist unmöglich. 

8. Der "Frieden” in Europa, ein labiler Zustand des Nicht- 
Krieges, ist nach 1945 in der Folge der Konferenz von Jalta 



5. Die Blockpolitik des Warschauer Paktes ist historisch 
und aktuell mitverantwortlich für die Verschärfung der 
Kriegsgefahr im geteilten Europa; denn 
- die atomare Aufrüstung der UdSSR im Rahmen eines 



durch eine tiefgreifende, oft gegen den erklärten Willen der 
Völker vollzogene Spaltung Europas "gesichert” worden, 
indem West- und Osteuropa sich ihrer jeweiligen Vormacht 
unterordneten oder untergeordnet wurden. 




Rüstungswettlaufs mit den USA kann auch unter 
"defensiven” Gesichtspunkten nicht als friedens- 
fordernd anerkannt werden: Atomwaffen sind ihrer 
Natur nach menschheitsbedrohende Angriffswaffen; 



9. Die Teilung Deutschlands wurde vollzogen, als die Über- 
einkunft der Siegermächte, Deutschland zu entmilitarisieren 
und gemeinsam zu kontrollieren, dem spätestens 1947 be- 
binnenden Kalten Krieg zum Opfer fiel. Die Bildung zweier 



Sowjetpanzer in Afgha- 
nistan: Die UdSSR zei- 
gen ihr imperialisti- 
sches Gesicht 
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US-Atomrakete LANCE in 
der BRD: Die Teilung 
Deutschlands garantiert 
nicht mehr den Frieden 




militärischer Paktsysteme und die Teilung Deutschlands 
gehören zusammen. Seitdem gilt die Teilung Deutschlands 
den Blöcken als Bestandteil und Bedingung für die Auf- 
rechterhaltung des "Friedens" in Europa. 

10. Die nach 1945 verständliche Angst der europäischen 
Nachbarn vor einem möglicherweise wiedererstarkenden 
vereinigten Deutschland führt heute zu paradoxen Konse- 
quenzen. wenn mit ihr die Aufrechterhaltung der block- 
bedingten Teilung begründet wird, denn die beiden deut- 
schen Staaten haben sich nicht nur zu Musterknaben 
ihrer jeweiligen Führungsmächte entwickelt, sondern sie 
nehmen darüber hinaus ökonomisch und militärisch eine 
Schlüssel rolle in ihrem Paktsystem wahr. Die daraus neu 
resultierenden Gefahren werden verschiedentlich schon 
im europäischen Ausland sorgenvoll betrachtet. 

11. Die Teilung Europas hat besonders in Deutschland 
durch die Etablierung ideologischer Freund-Feind-Bilder 
entlang der Blockgrenze zu einer verstärkten Unterdrückung 
demokratischer und sozialer Emanzipationsbewegungen 
geführt, die weiter anhält. 

Die weitgehend gelungene Integration der BRD in das 
Wertsystem der "freien westlichen Welt” hat hier und 
teilweise auch in der DDR — zu einem tiefgreifenden 
politischen und nationalen Identitätsverlust geführt. 

12. Dieser Identitätsverlust reicht bis zum Verdrängen 
der Tatsache, daß keiner der beiden deutschen Staaten 
bis heute über die volle völkerrechtliche Souveränität 
verfügt und ein Friedensvertrag für das geteilte Deutsch- 
land immer noch aussteht. 

13. Am prekärsten treten die Folgen der Teilung in West- 
Berlin in Erscheinung. "Die Mauer” steht dort nicht nur 
für die Blockkonfrontation schlechthin, sondern auch für 
die eingeschlossene Insellage der Teilstadt in ihrer un- 
natürlichen geographisch-politischen Lage. Die meisten 
sozialen, wirtschaftlichen und politischen Probleme und 
Spannungen schlagen in West-Berlin auf besondere Weise 
durch und werden durch die aufwendige und in sich wider- 
sprüchliche "Berlin -Förderungspolitik” der Bundes- 
republik nur partiell entschärft. West-Berlin kann aus sich 



selbst heraus keine ausreichende Lebenskraft entwickeln. 
Gleichzeitig nehmen die Alliierten hier noch ihre Bcsat- 
zungsrechte von 1945 in Anspruch und behalten sich u.a. 
vor, demokratische Grundrechte außer Kraft zu setzen. 
Das Viermächte-Abkommen über Berlin von 1971 hat die 
Lage um Berlin zwar im Verhältnis zu früher entspannt, 
aber keineswegs einer befriedigenden, dauerhaften Lösung 
nähergebracht. Eine solche Lösung kann nur im Rahmen 
der Überwindung der deutschen Teilung erfolgen. 

14. Die Möglichkeiten, die Blockkonfrontation, wenn nicht 
zu überwinden, so doch im Rahmen einer Entspannungspo- 
litik nach sozialdemokratischem Muster zu entschärfen, 
sind spätestens seit Ende der 70er Jahre im Schwinden 
begriffen. Der Ansatz blocküberwölbender Absprachen, 
der dieser Politik zugrundeliegt, orientiert auf eine Sta- 
bilisierung der Blöcke zugunsten eines illusionären frie- 
denssichernden Status quo. In der Konsequenz gerät eine 
solche Politik unweigerlich mit der unabhängigen, block- 
überwindenden Friedensbewegung in Konflikt. Dort, wo 
die Friedensbewegung Ansatzpunkte sieht, die Destabili- 
sierungstendenzen in den Blöcken positiv aufzugreifen 
und zu wenden — z.B. in Polen — , treten sozialdemo- 
kratische Politiker als selbsternannte Krisenmanager zu- 
gunsten der Blöcke auf. Die Bedeutung der sozialdemo- 
kratischen Entspannungspolitik muß jedoch in jedem 
Einzelfall aufs neue konkret und differenziert geprüft 
werden. 

15. Ihre entscheidende Basis findet eine unabhängige, 
blocküberwindende Friedenspolitik in allen realen Basis- 
bewegungen für demokratische Rechte und soziale Eman- 
zipation in Ost- und Westeuropa. Ihnen gegenüber loyal 
zu sein, wie es im Aufruf der Russel-Peace-Foundation 
heißt, ist ihre oberste Handlungsmaxime. 

Ziele 

16. Da die Beseitigung der Kriegsgefahr in Europa und 
die Überwindung der europäischen und der deutschen 
Teilung einen untrennbaren Zusammenhang bilden, treten 
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wir für die Paktfreiheit beider deutschen Staaten ein. 
Ein Rückzug beider deutscher Staaten aus ihrem jeweili- 
gen Militärbündnis wäre keine Abwendung von Europa, 
sondern ein Schritt hin zu einem neuen europäischen 
Staatensystem. 

17. Die von uns angestrebte Entwicklung wird durch 
Initiativen vorankommen, die sowohl die europäische 
als auch die nationale Dimension berücksichtigen. Ob 
dabei die europäische oder die deutsch-deutsche Seite 
zeitlich vorangeht, ist zweitrangig - eine qualitative Ver- 
änderung des Verhältnisses der beiden Teile Europas 
ist jedoch ohne eine qualitative Veränderung des Ver- 
hältnisses beider deutscher Staaten zueinander unrealistisch 
ebenso wie umgekehrt. 

18. In beiden deutschen Staaten müssen die unterschied- 
lichen Gesellschaftsordnungen berücksichtigt werden. In 
beiden sind die Lebensbedingungen der Menschen grund- 
legend zu verbessern. In der Bundesrepublik sind die kapi- 
talistischen Strukturen demokratisch zu kontrollieren und 
zu humanisieren, in der DDR die realsozialistischen Struk- 
turen zu demokratisieren. In beiden Systemen muß die 
Ökologie Vorrang vor der Ökonomie erhalten. 

19. Die Forderung nach Paktfreiheit fiir beide deutsche 
Staaten steht in einer Linie mit den auf Gesamteuropa 
bezogenen Zielen: 

- Bildung einer atomwaffenfreien Zone von Portugal 
bis Polen, Vernichtung aller in Europa stationierten 
Atomwaffen; 

- Reduzierung der konventionellen Armeen und Um- 
rüstung auf Defensivwaffen, Abzug aller fremden 
Truppen aus West- und Osteuropa; 

- Schaffung eines europäischen Vertragssystems der 
kollektiven Sicherheit, Auflösung der Militärblöcke 
NATO und Warschauer Pakt. 



20. Initiativen zur Schaffung einer atomwaffenfreien 
Zone in Mitteleuropa mit dem Schwerpunkt DDR und 
BRD sind nachdrücklich zu fördern als Zwischenziele 
und erste Schritte auf dem Weg zu einem atomwaffen- 
freien Gesamteuropa. 

21. Gespräche mit der Regierung der DDR müssen auch 
der Unterstützung der Friedensbewegung der DDR dienen 
und deren Bewegungsraum vergrößern. Der Friedenswille 
der DDR-Regierung ist zu erkunden: 

- wie stellt sie sich die Realisierung der atomwaffen- 
freien Zone in Mitteleuropa vor? 

- ist sie zu einseitigen Vorleistungen - die wir auch 
von der Bundesregierung fordern - bereit, um eine 
atomwaffenfreie Zone schrittweise zu erreichen, 

- bilaterale Verhandlungen unter Ausschluß der USA 
und der UdSSR zu führen, 

die Kontrolle dieser Zone durch die Vereinten Natio- 
nen oder neutrale Staaten zu erlauben, 

- die Verteidigung auf ein Defensivkonzept umzustellen 
und Übungen überwachen zu lassen? 

- Initiativen sind zu starten, um die atomwaffenfreie 
Zone auf angrenzende Staaten auszudehnen, 

- Partnerbeziehungen zwischen atomwaffenfreien Städ- 
ten in der Bundesrepublik und der DDR sind zu 
fördern (vgl. die Initiative des Gladecker Bürgermei- 
ster). 

- Schritte in Richtung auf Paktfreiheit und Neutralität 
beider deutscher Staaten und Initiativen für einen 
Friedensvertrag für Deutschland als Beitrag für eine 
neue europäische Friedensordnung sind einzuleiten. 

22. Eine neue Entspannungsordnung muß die Solidarität 
mit den osteuropäischen Völkern zur Grundlage haben. 
Dabei orientieren wir uns im Gegensatz zur etablierten 
Politik an den Vorstellungen und Initiativen der dortigen 




Willy Brandt 1970 in War- 
schau: Eine neue Entspan- 
nungsordnung muß die Soli- 
darität mit den Völkern 
Osteuropas zur Grundlage 
haben 
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Solidarität mit Solidarnosc! 



Emanzipationsbewegungen - z.B. in Polen Solidarnosc. 
Die Möglichkeiten, diese Solidarität zu realisieren, sind 
zur Zeit als Resultat der Blocklogik sehr eingeschränkt. 

Kontaktmöglichkeiten mit den Menschen in der DDR und 
Osteuropa müssen genutzt und erweitert werden, der 
Meinungsaustausch ist zu fördern. Einzelne und Gruppen 
von Grünen sollten in direkten Kontakt mit Gruppierungen 
in. der DDR treten, die sich für das entsprechende Thema 
interessieren. 

23. Um Entspannung zu erreichen, sollte 

- der Reiseverkehr erleichtert, der Zwangsumtausch zu- 
rückgenommen werden, 

- ein Austausch von Rednern zu verschiedenen Veran- 
staltungen, auf denen unterschiedliche gesellschaft- 
liche Gruppen zu Wort kommen (nach dem Modell 
von SPD und SED aus den 60er Jahren) ermöglicht 
werden, 

- ein Zcitungsaustausch ermöglicht werden, wie von 
SPD und SED früher erwogen - in Ungarn kann die 
TAZ abonniert werden, wenn jemand im Westen sie 
bezahlt -, 

- der Jugendaustausch in Schwung gebracht werden, 
ohne daß die Auswahl der Jugendlichen reglementiert 
wird, 

- nichtstaatlichen Gruppen die Möglichkeit gegeben 
werden, auf dem Gebiet des Umweltschutzes Erfah- 
rungen auszutauschen; auf staatlicher Ebene sind ge- 
meinsame Institutionen zu schaffen, um nur von 
beiden Staaten gemeinsam zu lösende Probleme anzu- 
gehen; 



- auf kultureller Ebene eine Ausweitung der Treffen 
über die bisherigen Literaten-Treffen hinaus erfolgen; 
auch Künstler, die bei uns interessieren, sollten reisen 
können; 

— den Grünen zusammen mit anderen Basisinitiativen 
ermöglicht werden in Ost-Berlin ein Büro zu eröffnen, 
um Kontakte zu organisieren und zu intensivieren. 

24. Die Wirtschaftsbeziehungen beider deutscher Staaten 
müssen unter der Prämisse, dem Wohl der Bevölkerung 
in der DDR zu dienen, neu durchdacht werden. Ziel muß 
sein, das Lebensniveau der Bevölkerung in der DDR zu 
heben, daß eine Abwanderung aus wirtschaftlichen Grün- 
den unnötig wird. Dazu muß die Bundesrepublik wirt- 
schaftliche Leistungen erbringen. Die Abwanderung von 
Menschen aus der DDR in die Bundesrepublik wird nicht 
sofort dann aufhören, wenn positive Beziehungen zwischen 
den beiden deutschen Staaten geschaffen und die inneren 
Verhältnisse in der DDR demokratisiert sein werden. Die 
Konkretisierung einer derartigen Politik wird Probleme 
aufwerfen, über die noch keine Bestandsaufnahme vorliegt. 

25. Die Lage West-Berlins kann nur im Rahmen der oben 
skizzierten Vorschläge verbessert werden. Die wirtschaft- 
lichen Beziehungen mit der DDR sind zu verstärken. 
Institutionen der Vereinten Nationen, ein gemeinsames 
Friedensinstitut und dergleichen sollten angesiedelt werden, 
damit Berlin "Friedensdrehscheibe” zwischen Ost und West 
wird. 

(In der nächsten Ausgabe der Zeitschrift WIR SELBST 
werden wir diese Dokumentation der AL Berlin mit einer 
Stellungnahme zur Staatsbürgerschaft fortsetzen.) 



Manöver 

Stiefel drücken die Zehen 
der Helm das halbe Kilo Gehirn 

Hier muß ich liegen 
in diesem Graben 
und möchte das Sonnensystem 
zusammen 
knüllen 
zu einer Kugel 

die ich ins Universum schieße 
daß er erschrickt 

Lutz Rathenow 
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„Wir sollten auch über die Teilung unseres besetzten Landes sprechen” 



ln Wiesbaden gab es zum zweiten Mal an Ostern einen Regionalen Ostermarsch, dessen Teilnehmer/innen für Frieden, Ab- 
rüstung und Einhaltung der Menschenrechte in Ost und West eintraten. Der Marsch, zu dem u.a. die Wiesbadener GRÜNEN, die 
SPD und der DGB aufriefen, hatte aktuelle Bedeutung: Die US-Besatzer wollen nämlich das im Osten der Stadt gelegene Flug- 
hafengelände Erbenheim — bislang Panzerübungsplatz — als Hubschrauberlandeplatz reaktivieren. Und die städtische Admini- 
stration unter OB Jentsch (CDU), der noch als MdB für die Bewaffnung der Polizei mit Handgranaten eintrat, übt sich liier 
in zurückhaltender Servilität. 



Wolfgang Herber, Rede auf dem REGIONALEN OSTER- 
MARSCH am US-Flughafen Wiesbaden - Erbenheim, 
Ostermontag 1984 



Die meisten von uns haben noch nie einen Krieg erlebt, 
sie' haben nur "Frieden” erlebt, doch auch der ist furchtbar! 
Frieden ist doch mehr als Abwesenheit von Krieg, von 
Militär! Der Kampf um Frieden ist auch Kampf für die 
Menschenrechte in West und Ost, ist Kampf um Mündig- 
keit, um Souveränität! 

Hier betreten wir realpolitisches Feld, das wir, wollen wir 
gehört werden, nutzen müssen. Früher hieß es, Politik sei 
die Kunst des Möglichen. Jetzt muß das scheinbar bisher 
Unmögliche — der Frieden — auch politisch hergestellt 
werden! 

Wir sind hier draußen am US-Flughafen in Erbenheim und 
müssen gegen diese Hubschrauber kämpfen, weil wir nicht 
mehr Herren und Frauen sind im eigenen Land! Weil wir 
eine bestimmte Spezies von Politikern haben, die nicht die 
Interessen der Bevölkerung vertreten! Sie wollen uns weis- 
machen, sie könnten die Stationierung der Hubschrauber 
nicht verhindern. Wir sagen, ihr wollt nicht! Sie wollen 
das Problem verharmlosen, indem sie auf den konventionel- 
len Charakter dieser Waffen hinweisen. Aber die Diskussion 
um den konventionell geführten Krieg ist doch eine Diskus- 
sion um den Krieg an sich! Ist eine der beiden Seiten in 
einem konventionell geführten Krieg im Hintertreffen, 
wird sie doch Atomwaffen einsetzen. Das planen NATO 
und Warschauer Pakt. Und es unterliegt doch keinem 
Zweifel, daß bei einem solchen Kampf sowohl die Bundes- 
republik als auch die DDR, das ganze Mitteleuropa ver- 
nichtet würden. 

Wir sind doch nicht geschichtslos! Wir wissen, daß die 
Situation in Europa, hier in Deutschland ein Produkt 
der Konferenz von Jalta ist. Dort haben die Großmächte 
nicht nur beschlossen, den Faschismus zu besiegen, sie 
haben auch Europa und Deutschland geteilt. 

Diese Bundesrepublik Deutschland entstand als ein Produkt 
amerikanischer Strategie, die DDR als das der sowjetrussi- 
schen. 

Mag die Bundesrepublik auf dem Papier souverän sein, 
aber real ist sie es nicht. 

Erstens haben die Amerikaner Rechtsvorteile. Und zweitens 
ist diese Souveränität eingeschränkt, weil in den Köpfen 
deutscher Politiker die amerikanischen Schranken noch 
nicht hochgezogen sind. Mancher dieser Politiker gäbe 
besser einen Oberbürgermeister irgendwo in Texas ab. 




Wolli Herber auf dem Regionalen Ostermarsch (Foto: 
Regionalblatt Mainz/Wiesbaden) 



Was ist zu tun? 

- Wählen wir jene unserer Politiker ab, die die Interessen 
der unmittelbar Betroffenen hier nicht vertreten: Die- 
sen Herrn Jentsch, den Wörner, ja und diesen ewigen 
Ministranten aus Oppersheim! 

- Die NATO ist nicht nur ein militärisches- sondern auch 
ein politisches Bündnis. Nutzen wir doch alle unsere 
politischen Rechte gegen die eine Supermacht. Die 
Stadtverordnetenversammlung soll beim Land Hessen 
ein Uberflugverbot für die Kurstadt Wiesbaden beantra- 
gen. Und wenn sich heute unten im Rathaus keine 
Mehrheit hierfür findet, dann schaffen wir schnellstens 
im nächsten März andere Mehrheiten! 

- Nutzen wir unsere Rechte in der NATO bis zur Bünd- 
nisfrage! Und wenn es für unsere Bevölkerung nicht 
mehr zu verantworten ist, bis zum Austritt aus der 
NATO! Achten wir zugleich darauf, daß t dies nicht ein- 
seitig geschieht. 

Nur durch schrittweise beidseitige Abrüstung, durch 
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Entflechtung der Blöcke kann die Konfrontation in 
Europa und in Deutschland entschärft werden. 

Das Geschehen um diesen Flugplatz ist eine Folge dieser 
Teilung Europas und Deutschlands. 

" Dieser Schrägstrich durch Deutschland’’ - sagt Stefan 
Heym - "markiert eine offene Wunde Wir können noch 
so viel Antibiotika darauf streuen, sie wird weiter eitern 
Zur Zeit wird nicht viel davon geredet, ob aus Denkfaul- 
heit oder Furcht oder aus Gründen der Staatsräson Aber 
die Frage" — so schließt Stefan Heym — "steht im Raum 
und wird dort stehen, solange zu beiden Seiten der Elbe 
die gleiche Sprache gesprochen wird " 



Wir sollten diese Sprache nutzen. Wir sollten beginnen, auch 
über die Teilung unseres besetzten Landes zu sprechen, 
wenn es um Aufrüstung, um Stationierung, um Militäri- 
sches geht. Wem nützen diese Teilung, diese Feindbilder, 
wenn nicht den Aufrüstem, den Kalten Kriegern auf beiden 
Seiten. 

Wenn wir die Teilung, die Konfrontation abbauen wollen, 
dann brauchen wir auch kein weiteres Militär — und schon 
gar kein amerikanisches. 

Wolli Herber 



Club Voltaire e.V. 

7400 Tübingen 
Haaggasse 26 b 

10. Tübinger Festival 1984 

ZENTRALE FESTIVALDISKUSSION: SCHOLL-SYMPO- 
S1UM UND EUROPA-DISKUSSION 

Symposium über Die Weiße Rose und die Edelweißpiraten 

Samstag, 16.6.84, 10-13 Uhr, Audimax der Universität 
Tübingen. Wilhelmstraße 

Teilnehmer (feste Zusage): Anneliese Knoop-Graf (Schwe- 
ster von Willi Graf), Richard Scheringer (80 Jahre, Natio- 
nalrevolutionär und Kommunist, Landwirt, Kandidat der 
Friedensliste zu den Europawahlen), Wolfgang Breck- 
heimer (58 Jahre, Offenbach, ehemaliger Edelweißpirat), 
Hartmut Reese (Historiker, Mitarbeiter von Prof. Arno 
KJönne) 

Weitere eingeladenc Teilnehmer (ohne Zusage): Inge 
Aicher-Scholl (Schwester von Sophie und Hans Scholl), 
Dr. Inge Jens (Tübingen, Publizistin), Fritz Theilen (Köln, 
ehemaliger Edelweißpirat), Manuel Aicher (Berlin, Jura- 
student, Sohn von Inge Aicher-Scholl), Lena Stolze (Dar- 
stellerin der Sophie Scholl in dem Film "Die Weiße Rose”) 

Das Symposium hat das Ziel, zwei Formen eines partei- 
politisch unabhängigen und vor allem von jungen Men- 
schen getragenen Widerstandes gegen das 3. Reich darzu- 
stellen und daraus Folgerungen für die Gegenwart zu 
ziehen. In den Beiträgen der Angehörigen des Kreises der 
"Weißen Rose" und der "Edelweißpiraten” sollen zunächst 
einmal die Motive für widerständiges bzw. Widerstands- 
verhaltcn erläutert werden und mögliche Vergleichspunkte 
zwischen beiden Gruppen und zu anderen Widerstands- 
gruppen gesucht werden. Eine weitere Aufgabe des Sympo- 
siums ist es, diesen Widerstand historisch einzuordnen. Da- 
bei soll auch die Rolle der illegalen hündischen Jugend- 
bewegung, der im 3. Reich weiterwirkenden national- 
revolutionären Gruppen und anderen wichtigen Wider- 
standsgruppen bzw. Emigrantenorganisationen berücksich- 
tigt werden. 

In einem zweiten Gesprächsdurchgang soll eine Wertung, 
auch aus der Sicht des Historikers, vorgenommen und 
sollen Folgerungen für die Gegenwart, z.B. zum Engage- 
ment in der Friedensbewegung, gezogen werden. 



Eventuell besteht die Möglichkeit, ein Rechtsgutachten 
über die Tätigkeit des Volksgerichtshofes im 3. Reich 
einzubeziehen. 

In beide Gesprächsdurchgänge sollen Fragen und Beiträge 
aus dem Publikum einbezogen werden. 

Podiumsdiskussion "Die Friedensbewegung und die Zu- 
kunft Europas” 

Sonntag, 17.6.84, 11-14 Uhr, Audimax der Universität 
Tübingen, Wilhelmstraße 

Teilnehmer (feste Zusage): Lothar Baicr (Frankfurt, freier 
Publizist), Dirk Schneider (MdB, Grüne/AL Berlin), Armin 
Krebs (Zeitschrift "Aufbruch”, Nationalrevolutionärer 
Koordinationsausschuß) 

Weitere eingeladene Teilnehmer (ohne Zusage): Vertreter 
der SPD-Europa-Liste, Vertreter der Friedensliste zu den 
Europawahlen, Eberhard Knödlcr-Bunte, Uta Ranke- 
Heinemann, Peter Bender, Alexander Adler (Paris) 

Die Europa-Diskussion des Festivals soll deutschland- 
politische mit europapolitische Fragestellungen verbinden 
und einen möglichen neuen Beitrag der grün-alternativen 
Bewegung zur Europadiskussion prüfen. 

Es sollen drei Themenblöcke diskutiert werden: 

1. Gibt es eine Alternative zur Einbindung Westeuropas 
in die NATO und Osteuropas in den Warschauer Pakt? 
Was heißt "Austritt aus der NATO”? 

(Europa unter militärischem Aspekt) 

2. Gibt es eine Alternative zur Einbindung der BRD in 
die EG und wie wirkt sich die "westeuropäische Eini- 
gung” auf die Teilung Deutschlands aus? Gibt es in den 
nächsten Jahrzehnten Chancen für eine deutsche Wieder- 
vereinigung? 

3. Gibt es ein Europa-Konzept der Alternativen, das einen 
kulturellen Gegenentwurf zum Europa als Feld US-ameri- 
kanischer Wirtschafts- und Militärstrategien bilden kann? 
Ein Europa der Regionen als Perspektive? 

Ein möglicher zusätzlicher Diskussionspunkt wäre das 
Verhältnis Westeuropas zur 3. Welt (vor allem Afrika, 
Mittel- und Südamerika, Naher Osten) und seine Rolle 
im Nord-Süd-Konflikt. 
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Martin Niemöller f 

Ein Christ 
und deutscher 
Patriot 

Von Heinrich Albertz 




Ich zögere. Was soll eigentlich für die Evangelische Kirche 
in Deutschland, die amtliche, anders gesagt werden, ehrlich, 
als daß Martin Niemöller ein unbequemer Außenseiter war, 
der nur Schwierigkeiten gebracht hat, oder für die Bundes- 
republik Deutschland, die er „in Rom gezeugt, in Washing- 
ton geboren” genannt hat? Ich zögere also, zu den unzähli- 
gen Nachrufen, Trauerworten und Lobgesängen, den ehrli- 
chen und den ganz unehrlichen, nun auch noch ein Nach- 
wort zu schreiben. Zu diesem ungeheuren, prallen, angriffs- 
lustigcn, demütigen Leben des Martin Niemöller, des 
Christen und des deutschen Patrioten. 

1892 bis 1984 - die Jahreszahlen dieses Lebens sind deut- 
sche Geschichte. Aber seine Geschichte ist, jedenfalls seit 
1933, eine deutsche Gegengeschichte gewesen, die Ge- 
schichte eines Mannes, den der Herr Jesus Christus wohl 
auch geführt hatte, „wohin ich nicht will”. Geschichte 
auch des deutschen Protestantismus, fest eingewurzelt in 
nationales Obrigkeitsdenken, und dann plötzlich doch, 
jedenfalls für ihn und seine Gefährten in der Bekennen- 
den Kirche, schmerzlich herausgerissen aus der Tradi- 
tion des Miteinander von Kirche und Staat. Dann, als der 
Schrecken vorüber war, 1945, im Frühling der Freiheit, 
nun für ihn und ganz wenige andere Widerspruch gegen die 
bloße Restauration des vorher Gewesenen, gegen die Ver- 
drängung unermeßlicher Schuld, gegen das bloße Wieder- 
anfangen, wo man 1932 aufgehört hatte, gegen die Lüge 
der neuen Sicherheit in Ost und West. Und schließlich 
nur und immer ausschließlicher auf die Verheißungen des 
Evangeliums setzend, auf die Hoffnung, daß Frieden mög- 
lich sei, die einzige Vernunft, die es geben kann in dieser 
schrecklich geteilten Welt, in diesem unsäglich zerrissenen 
Lande. 

Über alle Grenzen ging das. Verwirrend, empörend für die 
deutschen Spießbürger hüben und drüben: in Moskau und 
im Westen gleich geehrt und gleich unbequem, für die einen 
ein heimlicher Kommunist, für die Analphabeten unter den 
Verfassungsschützern und den Staatssicherheitsleuten oben- 
an in ihrem Ärger über prominente Außenseiter. Und eben 
damit auch ein dauerndes Ärgernis für die Beflissenen, die 



ihre Kirche gern als Säule der Gesellschaft erhalten hätten, 
unbeschadet und unbeschädigt. 

Er war unter den ersten, die den „Krefelder Appell”, als 
von drüben bezahlt und unterwandert diffamiert, unter- 
schrieben haben. Die Telegramme des Bundespräsidenten 
und des Kanzlers zu seinem Tode lassen dies vergessen. Ver- 
gessen ist umgekehrt, daß wir Martin Niemöller verdanken, 
daß unsere Kinder leben, daß man sie nicht verhungern 
ließ nach 1945, weil es solche wie ihn gab, Männer und 
Frauen des anderen Deutschland, die von Schuld der 
Deutschen redeten, ausgerechnet sie. Nun, darüber sind 
wir längst hinweg. Seit der Israel-Reise Helmut Kohls ist 
dies geklärt - mit Auschwitz kann man keine Tagespoli- 
tik machen. 

Ich habe Martin Niemöller als junger Student der sogleich 
verbotenen Kirchlichen Hochschule zu Berlin 1935 in 
Dahlem erlebt. Ich durfte als Türhüter im Gemeindehaus 
an den überfüllten Donnerstagabenden seine Reden hören, 
die begannen: „Liebe Freunde, auch liebe Herren, die Sie 
nun mitschreiben, was ich zu sagen habe...” Unbeirrt, 
fast fröhlich lebte er uns vor, was dann auf seinen Postkar- 
ten aus dem KZ stand: „Evangelium ist Angriff’ Wir hiel- 
ten manchmal den Atem an und zogen die Köpfe ein — 
jetzt nehmen sie ihn mit. Das hat noch bis 1938 gedauert. 
Seine Stimme war nicht mehr zu hören. Aber ich habe 
noch 1941 einen Prozeß wegen Heimtücke am Halse ge- 
habt, weil ich beim Verlesen seines Namens in der Für- 
bitte der Bekennenden Kirche den Satz hinzugefügt hatte: 
„Solange Deutschland noch solche Männer wie Niemöller 
unter sich hat, brauchen wir uns nicht zu schämen.” 

Dann sah ich ihn erst 1946 wieder, bei der unvergeßlichen 
Begegnung zwischen ihm und Kurt Schumacher in Det- 
mold (ich übrigens in Begleitung von Schumacher). Diese 
beiden Unbeugsamen. Die beiden KZ-Häftlinge von Dachau, 
die sich nie gesehen hatten. Der Christ und der Sozialist. 
Niemand hat das Gespräch aufgezeichnet. Ich weiß nur, 
daß diese beiden deutschen Patrioten sich näher waren als 
alle sentünentalen Schwätzer vom Vaterland, auch wenn 
sich ihre Wege später wieder trennten. 
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Warum trennten sie sich? Weil Martin Niemöller - und dies 
letzte, was ich hier schreiben will, ist das erste, das im 
Rückblick woid allein Wichtige und Bleibende — wirklich 
von seinem Herrn und Heiland Jesus Christus gelebt hat. 
So altmodisch muß ich das ausdrücken, auch hier, in dieser 
Zeitung, keinem kirchlichen Sonntagsblatt. Er ist einer der 
ganz wenigen, der in diesem Jahrhundert glaubwürdig als 
Christ gepredigt und gelebt hat, in vielen Wandlungen, aber 
unbeirrbar in der Erkenntnis der tiefen Verstrickungen des 
deutschen Protestantismus in unsere elende Geschichte, 

Deutsche Identität 

Die Grünen sind wie die Deutschen und die Deutschen sind 
wie die Grünen, und das ist das Schlimmste, was man über 
beide sagen kann. Anstatt sich in ihr EIGENES zu begeben, 
suchen sie Bequemlichkeit im FREMDEN, verscherbeln sie 
ihr Kapital in kleiner Münze. WOLLEN wir überhaupt 
WIR SELBST sein oder nur der Traum davon? 

Aber die Frage nach uns selbst ist nichts anderes als eine 
Mathematikaufgabe, für deren Lösung klares DENKEN 
Bedingung ist. Die Lösungsschritte unterliegen den Prin- 
zipien der Logik - sie anzugehen der Freiheit — und sind 
in ihrer Überschaubarkeit für jeden nachvollziehbar: Wer 
er selbst sein will, will die Selbstverwirklichung. Wer die 
Selbstverwirklichung will, will die Selbstbestimmung. Wer 
die Selbstbestimmung will, will sie nicht nur für sich, son- 
dern für jeden (Hier ist nicht der Ort, diese unzweifel- 
hafte Tatsache näher zu begründen.). Er will Produktions- 
stätten, in denen er seine Fähigkeiten optimal entwickeln 
und sie selbstbestimmt in eine gemeinsame Arbeit mit an- 
deren einbringen kann. Er will die Selbstverwaltung im 
Produktionsbereich der arbeitsteiligen Wirtschaft, der 
alle Unternehmen Schulen, Hochschulen und Kranken- 
häuser eingeschlossen - umfaßt, zum Zwecke der freien 
Entfaltung aller und ihrer schöpferischen Potenzen. Das 
ist Teil 1 der Aufgabe und seine Lösung. Teil 2 ergibt sich 
logisch aus Teil 1: Sich-selbstbestimmen-Wollen ist Frucht- 
barsein-Wollcn - beides in Einem gesehen ist KREATIVI - 
TÄT. Zur Befriedigung einer Arbeit gehört neben der 
Selbstbestimmung auch ihr Sinn in der Sache, also ihr 
Nutzen im Ganzen, d.h. die Arbeitsergebnisse, die Produk- 
te, müssen gebraucht werden. Selbstverwirklichte Arbeit 
findet ihre Erfüllung im Bedarf anderer. Sie ist ihrem We- 
sen nach gemeinnützig. Wer also die Selbstverwirklichung 
will, will zugleich Selbstverwaltung und Gemeinnützig- 
keit des Wirtschaftswesens. Nur ein kleiner Schritt und wir 
sind bei Teil 3: Wer das also will, will auch eine Rechts- 
form, die verhindert, daß die Prinzipien der Selbstbe- 
stimmung und Gemeinnützigkeit nur im guten Willen 
steckenbleiben und immer wieder durch staatlichen Diri- 
gismus vereitelt oder durch das Geld unterlaufen werden. 
Folglich will er eine solche Kredit-, Einkommens- und 
Preisordnung, die demokratisch ist — ein Geldwesen also, 
das als Garant und Regulator der Grundrechte aller auf 
Freiheit und Bedarfsdeckung von allen abgestimmt und 
kontrollierbar ist, und zwar auf der Basis freier, unzen- 
sierter Information. Das ist im Grunde schon alles. Die 
Lösung der Aufgabe „WIR SELBST” ist bestechend und 
einfach (allein dies der Grund für viele, sie für unmöglich 
zu halten — falls sie überhaupt so weit mitgedacht haben!). 



auch für seine eigene Person. Und schließlich eben als ganz 
alter Mann als Botschafter des Friedens, des unbedingten 
Pazifismus, von seinem Herrn geliebt. 

Seine Tochter sagte mir, er sei ganz friedlich eingeschlafen. 
Die Reden, die über ihn gehalten werden, braucht er nicht 
mehr zu hören, auch diesen Artikel nicht zu lesen, Gott 
sei Dank. Tiefer Frieden ist jetzt bei ihm. Die Frage ist nur, 
ob und wie viele unter uns Um noch und wieder als Beispiel 
sehen und annehmen werden — wie man auch leben kann 
und soll, als Christ in diesem unserem Lande. 



Wenn nun die Deutschen ihr Spaltung und damit ihre Ver- 
einnahmung durch die ideologischen Machtblöcke ‘West’ 
und ‘Ost’, sowie den ganzen daraus resultierenden sozialen, 
ökonomischen, ökologischen, nuklearen (und komplizier- 
ten) Unsinn wirklich überwindne wollen, müßten sie sich 
nur ZU SICH SELBST bekennen, diesen logischen Gedap- 
kengang vor aller Welt entschieden vertreten und dje 
ersten Schritte realisieren. Zumindest aber müßten das 
die Grünen tun! Beide aber denken nicht im Traum daran, 
sie stehen SICH SELBST IM WEG. So haben sie nichts 
anderes (und komplizierteres) im Sinn als „Politikfähig- 
keit", „Regierungsfälligkeit” und „Bündnisfähigkeit" - 
das Abwegigste also, was im Lichte der obengenannten 
Aufgabe vorstellbar ist. Denn wie kann jemand, der die 
alte Methode der Verschleierung - genannt „Politik” - 
als Ursache des Übels durchschaut hat, „politikfällig” 
sein wollen (- schon das Wort ist widerwärtig!)? Und wes- 
halb soll man „Regierungsfähigkeit” erstreben, wenn doch 
an die Stelle des Prinzips „Regierung” das der Selbstver- 
waltung gesetzt werden muß? Wie schließlich darf man 
„Bündnisse” mit denen suchen, welche „Politik” - sei 
sie „links”, sei sie „rechts” - und „Regieren” statt freier, 
gemeinnütziger Gestaltung singen, also das alte deutsche 
Lied? Deutsche und Grüne - es reitet beide der TEUFEL. 
„Politikfähigkeit”, „Regierungsfähigkeit’’ und „Bündnis- 
fähigkeit" diese drei sind in Wahrheit Unfähigkeit. Un- 
fähigkeit zu einem NEUEN, GROSSEN. Und genau das- 
selbe gilt für die sogenannte „Fundamental-Opposition”, 
die auch nichts Besseres weiß und bloß „dagegen" ist. 
Sie alle süid KOMPLIZEN DES UNSINNS. Die „Deutsche 
Frage” aber ist die Frage nach dem positiven Inhalt der 
LOGIK DER IDENTITÄT. 

Johannes Stüttgen 

Freie Internationale Universität 
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Die Revolution der Nelken 

10 Jahre nach dem Sturz der Diktatur 



Stefan Fadinger 



Die «Revolution der Nelken» 
am 25. April 1974 befreite 
Portugal von der faschisti- 
schen Diktatur. 

Als sich vor zehn Jahren portugiesische Offiziere und Soldaten weigerten, den Kolonialkrieg gegen die Völker von Angola, 
Mozambique und Guinea-Bissao fortzusetzen und stattdessen das eigene Volk von dem Polizei- und Folterregime Marcelo 
Caetanos befreiten, stürzten sie ein Regime, das seine Stärke nicht zuletzt aus der Mitgliedschaft in der NATO bezogen hat- 
te. Hauptleute führten die Revolution vom 25. April 1974 an, proklamierten nationale Selbständigkeit, soziale Gerechtig- 
keit und menschliche Freiheit. Es sollte Schluß sein damit, daß sich eine Clique von Kolonialimperialisten auf Kosten der 
Soldaten, des portugiesischen Volkes und der Kolonialvölker bereichern konnte. 

Warum ist die April-Erhebung des Jahres 1974 eine unvollendete Befreiung geblieben? Warum steht man heute wieder dort, 
wo damals die bürgerlich-feudalistische Gesellschaft aufgehört hatte - beim europäischen Spätliberalismus? 

Da man aus allen Revolutionen lernen soll — auch aus den unvollendeten, verratenen — , soll die zehnte Wiederkehr dieses 
Datums Anlaß sein für eine Analyse des portugiesischen Weges zu einem demokratischen Sozialismus. 




Zu Beginn der 70-er Jahre hatte die politische Krise des von 
Antonio Oliveira Salazar gegründeten Regimes infolge der 
raschen Fortschritte der nationalen Befreiungsbewegungen 
in Afrika ihren Höhepunkt erreicht. Die Proklamation der 
unabhängigen Republik Guinea-Bissao am 24. September 
1973 nach der Befreiung von 90% des Territoriums durch 
die P.A.I.G.C. sowie die zur gleichen Zeit sich häufenden 
Niederlagen der Kolonialtruppen in Angola und besonders 
in Mozambique, hatte die Überzeugung gestärkt, daß es 
langfristig unrealistisch sei, auf einer militärischen Lösung 
der Kolonialfrage zu beharren. Ohne die Kolonialkriege 
wäre die Bewegung der Streitkräfte (MFA), die dann in 
der portugiesischen Revolution eine herausragende Rolle 
spielte, gar nicht entstanden, und ohne die Erfahrungen 



in den Kolonien hätte diese Revolution niemals vorwärts- 
kommen können. Es war die Unzufriedenheit mit der kolo- 
nialimperialistischen Afrika-Politik und die Erkenntnis, daß 
der daraus resultierende Kolonialkrieg gegen elementare 
Rechte der Völker verstieß, die „die Hauptleute“ in die 
Opposition gegen die Rechtsdiktatur trieb. 

Admiral Rosa Coutinho — später führender Revolutions- 
stratege der MFA — sagte über diese Situation: „ Wir 
waren mehr oder weniger Agenten eines Subkolonialismus 
gewesen. Wir praktizierten eine Art von Subkolonialismus, 
wie er auf der Welt seinesgleichen sucht. Wir waren die Skla- 
ven anderer, die selbst andere Völker versklavten. Wir dür- 
fen nicht vergessen, daß die großen Konzerne, die sich 
letzten Endes aufgrund unserer Vermittlung in Mozambique 
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z.B. betätigten, gar keine portugiesischen Firmen waren; 
schweizerische, deutsche, englische und holländische Fir- 
men gab es dort. Die alle lebten ziemlich gut auf Kosten 
.unseres* portugiesischen Kolonialismus. Und man kann 
vielleicht sagen, daß der Lebensstandard vieler europäischer 
Länder, die uns heute angreifen, aufgrund der Reichtümer 
geschaffen wurde, die aus den Kolonien stammten. “ 

So entstand im Sommer 1973 die MFA als eine portugie- 
sische Befreiungsbewegung. Ihr demokratisch-antifaschis- 
tischer Staatsstreich vom 25. April 1974 war zunächst nur 
gegen den Kolonialkrieg gerichtet, verstand sich jedoch in 
der Folge — besonders nach dem März 1975 — immer 
mehr als soziale Revolution und hat auch tatsächlich so ge- 
wirkt. 

Die damals geäußerten Befürchtungen, der 25. April habe in 
Portugal „ ein mehr oder minder kommunistisches, militär- 
diktatorisches Regime“ installiert, erwiesen sich als voreilig. 
Dafür fehlte nämlich die Hauptvoraussetzung: die Anwesen- 
heit der Russen als Besatzungs- bzw. Hegemonialmacht (wie 
in Ost-Mitteleuropa nach 1945). Nein, es wurde keine KP- 
Herrschaft installiert, und die Gleichsetzung des portugie- 
sischen April mit dem „roten Oktober“ von 1917 war 
falsch. 

Die Umwälzung in Portugal ging ohne größere Gewaltan- 
wendung vor sich, selbst die früheren Machthaber wurden 
nicht eigentlich verfolgt; nur das Wahlrecht wurde jenen, 
die sich „vor dem 25. April antidemokratisch betätigt“ hat- 
ten, entzogen, und die PIDE, die verhaßte politische Polizei 
Salazars und Caetanos, die unzähligen Verbrechen sowohl 
am portugiesischen Volk als auch an den Völkern der portu- 
giesischen Kolonien begangen hatte, wurde aufgelöst, viele 
ihrer Agenten verhaftet und die politischen Gefangenen 
freigelassen. Nach einigen Jahren waren sogar die Mitglieder 
der ehemaligen Geheimpolizei wieder auf freiem Fuße. 
Führer des Staatsstreichs waren die Generale Costa Gomes 
und Silverio Marques, der Admiral Rosa Coutinho (später 
portugiesischer Hochkommissar für Angola und Schwager 
des MPLA-Vorsitzenden Augustino Neto), die Hauptleute 
Vasco Laurenco, Vitor Alves und der unvergleichliche Ma- 
jor Otelo Saraiva de Carvalho (später zum General beför- 
dert). 

Nach dem reibungslosen und unblutigen Erfolg dieses 
Staatsstreiches wurde der frühere stellvertretende General- 
stabschef, Antonio de Spinola, ein General alter Schule, 
zum provisorischen Staatspräsidenten und Vorsitzenden der 
„ Junta der nationalen Errettung“ ausgerufen. Spinola, der 
im Spanischen Bürgerkrieg freiwillig auf der Seite Francos 
gekämpft hatte, war für die militanten und progressiven 
Kräfte innerhalb der MFA von Anfang an nur eine Notlö- 
sung. Schon bald geriet er in konflikt mit diesen und wurde 
nach mehreren innenpolitischen Niederlagen von den jun- 
gen Offizieren weitgehend entmachtet. 

Zunächst wurde eine aus Liberalen, Sozialisten und Kom- 
munisten gemischte Regierung unter Palma Carlos gebildet. 
Dieser wollte jedoch eine rechte Präsidialverfassung unter 
dem Präsidenten Spinola etablieren und somit die demokra- 
tischen Errungenschaften des 25. April liquidieren. Dieser 
Versuch, die Bewegung des 25. April im Sinne eines Modells 
des modernen westeuropäischen Kapitalismus (der „Sozial- 
demokratie“, wie Sa Carneiro sagte) auszulegen, scheiterte 
an den Offizieren der MFA (Juli 1974). 

Die massiven Streiks der Arbeiter in den Sommermonaten 



des Jahres 1974, der Aufschwung der Arbeiterbewegung 
und ihr immer größerer Einfluß auf die Streitkräfte und auf 
die provisorische Regierung mußten die Widersprüche zwi- 
schen der bourgeoisen Linie Spinolas und den progressiven 
Kräften innerhalb der MFA (d.h. der Offiziersgruppe um 
Otelo de Carvalho, Rosa Coutinho und Correira Jesuino) 
soweit verstärken, daß der Bruch unvermeidlich wurde. 
Am 28. September 1974 versuchte General Spinola mit Hil- 
fe einer angeblich „schweigenden Mehrheit“, einen Rechts- 
putsch zu organisieren. Nach dieser dramatischen, mit De- 
monstrationen und Barrikadenkämpfen in Lissabon ausge- 
tragenen Kraftprobe legte er sein Amt nieder. Damit schien 
der Weg frei fiir die zweite, die sozialistische Etappe der an- 
tifaschistischen und demokratischen Revolution. 

Dem entgegen stand jedoch das portugiesische Parteienspek- 
trum: Die Kommunistische Partei PCP, geführt von dem 
emigrations- und untergrunderfahrenen Alvaro Cunhal, war 
vorzüglich organisiert, erhielt von der KPdSU Millionenbe- 
träge und steuerte den Kurs einer allmählichen, dafür aber 
umso dauerhafteren Machtergreifung, llire Mitglieder - dis- 
ziplinierte Schüler Moskaus — versuchten, den Staatsapparat 
und die Massenmedien zu infiltrieren und die MFA in der 
Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik zu beeinflussen. 
Ebenso, wie die PCP von Moskau unterstützt wurde, beka- 
men andere Gruppen Hilfe von der US-Politik. Die Sozia- 
listische Partei war mit Unterstützung vor allem der SPD ge- 
gründet worden, und sie hatte von Anfang an von der finan- 
ziellen und personellen Hilfe der westdeutschen Sozialde- 
mokratie profitiert. 




1974: gemeinsame Tat der Antifaschisten 
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Brandt, Kreisky, Palme und Mitterand versuchten, PSP-Chef 
Mario Soares im Sinne der Sozialistischen Internationale 
einzusetzen, und tatsächlich verfocht Soares einen westeu- 
ropäischen, sogenannten freiheitlich-demokratischen Weg 
zum Sozialismus: vorsichtige Reformen im Innern, eine Ge- 
sellschaft aufgebaut nach den Prinzipien des Parlamentaris- 
mus, nach außen eine Anlehnung an den Interessen des aus- 
ländischen Kapitals . 

Nachdem bereits zwei konterrevolutionäre Umsturzversu- 
che an der Einheit der MFA und der Linksparteien geschei- 
tert waren, kam es am 11. März 1975 zu einem weiteren 
Putschversuch und in dessen Folge zum Abgang des Gene- 
rals Spinola und seiner Anhänger. Die konservative Christ- 
lich-Demokratische Partei (PDC), deren Repräsentanten im 
schweren Verdacht standen, an der Finanzierung und Vor- 
bereitung dieses Putschversuches beteiligt gewesen zu sein, 
wurde verboten. Der nach Brasilien geflüchtete General Spi- 
nola (dem General Costa Gomes als Staatspräsident folgte) 
warnte nun vor einem „europäischen Kuba" und bot sich 
unablässig als Heilsbringer an. 

Am 12. März institutionalisierte sich die Bewegung der 
Streitkräfte als „Oberstes Führungsorgan der Revolution“. 
Sein Exekutivorgan war der „Oberste Revolutionsrat“. Die- 
ses aus den Stabschefs der Teilstreitkräfte sowie 15 weite- 
ren Offizieren bestehende Gremium hatte die Aufgabe, über 
die Einhaltung der Ziele der portugiesischen Revolution zu 
wachen. Es war dem Einfluß der Politiker entzogen, aber 
der Delegiertenversammlung und den drei Teilstreitkräften 
rechenschaftspflichtig. Die bisherige Junta und der Staatsrat 
wurden damit hinfällig. 

Vor allem Admiral Coutinho machte sich jetzt zum Fürspre- 
cher jenes MFA-Flügels, der auf ein hartes Vorgehen dräng- 
te. Zusammen mit Carvalho, Gonsalves u.a. hatte Coutinho 
(von Spinola verächtlich „der rote Admiral“ genannt) schon 
im Winter 1974/75 energisch darauf gedrungen, gegen die 
beginnende Wirtschaftssabotage vorzu gehen. 

Diese Militärs drängten auch auf die Durchführung einer 
Agitationskampagne in den entlegenen ländlichen Gebieten. 
Es galt, das Erbe des Faschismus in ideologischer, ökonomi- 
scher, sozialer und kultureller Hinsicht zu beseitigen. 

Die Einheit der MFA mit den „progressiven Parteien“ grün- 
dete sich auf den festen Willen, das koloniale Joch der 
Uberseegebiete aufzuheben, in einer Atmosphäre der Tole- 
ranz die demokratischen Rechte und Freiheiten herzustel- 
len und soziale Reformen durchzuführen. 

Damals schufen MFA und Regierung die Grundlagen für 
eine tiefgreifende Agrarreform, die den Großgrundbesitz 
enteignen und damit die halbfeudale Ausbeutung der Land- 
arbeiter abschaffen sollte. Die Sozialisierung des Bodens 
verlief gewaltlos: brachliegende Felder und Großgrundbe- 
sitz wurden den Bauern und Landarbeitern übergeben bzw. 
von diesen einfach besetzt. Die demokratische Landreform 
begann mit der Gründung von Kooperativen der Produzen- 
ten. 

Fabriken, die pleite gehen sollten, wurden von der Beleg- 
schaft in eigener Regie weitergefuhrt. Große Monopole 
wurden nationalisiert, und man versuchte, die darnieder- 
liegende Produktion anzukurbeln - ein Prozeß, der bis 
zum Sommer 1975 anhielt. 

Parallel dazu erfolgten wichtige soziale Maßnahmen, wie 
z.B. die Einführung einer Sozialversicherung und eines 
Mindestlohnes, strenge Preis- und Mietbindung und Um- 



verteilung der Steuerlast. Bewohner bildeten Stadtteil- 
komitees, besetzten leerstehende Häuser und wandelten 
Herrensitze und Prunkbauten in Kliniken und Schulen um. 
Darüberhinaus wurden demokratische Freiheiten verwirk- 
licht (Pressefreiheit, Demokratisierung von Rundfunk und 
Fernsehen, Theater und Kino). Journalisten warfen die ..in- 
neren Zensoren“ hinaus und gaben sich Redaktionsstatuten 
mit dem Ziel der Selbstverwaltung; zusammen mit den 
Druckern erkämpften sie sich neue Rechte. 

Willkür wurde durch demokratische Rechte ersetzt und 
neue Verwaltungsstrukturen aufgebaut. Gewählte Repräsen- 
tanten der Soldaten wurden in das Parlament der MFA auf- 
genommen. 

All dies wurde bis zum November 1975 erkämpft - nicht 
etwa durch Straßenschlachten und Schießereien, sondern in 
einer Art portugiesischer Kulturrevolution. 

Kolonialismus und Imperialismus haben die Zerschlagung 
gewachsener Kulturen zur Voraussetzung: die Kolonisato- 
ren nehmen nicht nur Macht und Land, sie müssen auch die 
Identität der Beherrschten brechen. Der „portugiesische“ 
Kolonialismus in Afrika bedeutete auch die Kolonisierung 
des eigenen, portugiesischen Volkes. Deshalb wurde nun der 
Suche nach einer neuen nationalen Identität große Auf- 
merksamkeit geschenkt. „Kultur ist die Freiheit des Vol- 
kes“ stand auf einem Plakat der von der MFA initiierten 
Kampagne der “kulturellen Dynamisierung“. 

Am 25. April 1974 hatten die Offiziere Wahlen innerhalb 
eines Jahres versprochen, doch standen sie dem Wahlprozeß 
und dem Parlamentarismus sehr skeptisch gegenüber. Be- 
reits am 12. Oktober 1974 liatte General Carvalho das Land 
eine „Para-Demokratie“ genannt und davor gewarnt, daß 
Wahlen so kurz nach dem Umsturz fast zwangsläufig zu ei- 
nem Rechtsrutsch fuhren müßten. Die Intentionen des Mili- 
tärs seien demokratisch, die Praxis könne es aber noch nicht 
sein, da das Land noch von den 48 Jahren faschistischer 
Diktatur geprägt sei. während derer die Bevölkerung von 
politischer Aktivität weitgehend ferngehalten worden sei. 
Die MFA, die sich zunächst überparteilich verhalten hatte, 
startete schließlich — enttäuscht von den als Trägern der 
neuen Demokratie vorgesehenen Parteien — eine Kampagne 
zur Abgabe eines „weißen Stimmzettels“. Damit hatte sie 
aber keine Chance gegenüber den Parteien, die aus dem Aus- 
land unterstützt wurden. Der Militärarzt Ramiro Correira 
von der kulturellen Dynamisierungskampagner der MFA 
drückte seine Abneigung gegen die Parteipolitik folgender- 
maßen aus: „Die Armee tendiert dazu, als eine Partei zu 
funktionieren und identifiziert sich mit dem Volk. Sie ist 
die Verteidigerin der arbeitenden Klassen, was sie zur ersten 
ihrer Art in Europa macht. Die politischen Parteien anderer- 
seits funktionieren wegen ihrer rigiden Schichtung ... wei- 
terhin getrennt von der Arbeiterklasse.“ 

Die Offiziere wollten die MFA zur beherrschenden Einrich- 
tung der portugiesischen Politik machen; ihre Mitglieder 
sollten auch in der Verfassunggebenden Versammlung ver- 
treten sein. Aber die „Verständigungsplattform“ vom 
2. April 1975, die den Parteien nur noch eine untergeord- 
nete Stellung im politischen Prozeß einräumte und den neu- 
geschaffenen Revolutionsrat mit großen Machtbefugnissen 
ausstattete, wurde von den Parteien nur mit Zögern und 
Vorbehalten unterschrieben. 

Gewisse im Revolutionsrat einflußreiche Offiziere, vor al- 
lem Admiral Rosa Coutinho, plädierten daher für die Schaf- 
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Sozialisten unter Mario Soares als 
Wahlsieger 

fung einer „MFA in Zivil“, die alle Kräfte aufnehmen sollte, 
die bisher die Bewegung der Streitkräfte unterstützt hatten, 
um das Trennende zu überwinden im gemeinsamen Kampf 
um den Aufbau des Sozialismus. 

Aus den Waiden gingen die Sozialisten unter Mario Soares 
mit 64% der Stimmen als Sieger hervor; zweitstärkste Partei 
wurde die sozialliberale PPD. 

Obwold die MFA - trotz aller Vorbehalte - das Walder- 
gebnis nicht ignorieren konnte und wollte, zerbrach nach 
den Waiden zur Verfassunggebenden Versammlung die 
„Einheit der progressiven Kräfte“. Anläßlich der Mai-Feiern 
in Lissabon kam es zur Auseinandersetzung zwischen Sozia- 
listen und Kommunisten: Erstere bedienten sich des Wahl- 
ergebnisses, um Änderungen in der Machtstruktur zu er- 
zwingen, und Soares spottete über die Hauptleute: „Wir 
sind nicht die Schuhputzer jener Offiziere, die uns Soziali- 
sten vormachen wollen, was Sozialismus ist.“ Die moskau- 
orientierte PCP des Altkommunisten Cunhal wiederum - 
die große Verliererin der Wahlen, die niemals die 20%-Mau- 
er durchstoßen konnte - drohte unverhüllt mit undemokra- 
tischen Akten der Machtergreifung und setzte Maßnahmen 
zur Gleichschaltung der Presse und zur Unterdrückung und 
Ausschaltung aller anderen politischen Kräfte ein. 

Die MFA drängte vergeblich auf einen Ausgleich der Partei- 
en: Noch im Mai 1975 schieden PSP und PPD aus der Re- 
gierung aus. Auf dem Höhepunkt der portugiesischen Krise, 
im Sommer 1975, befand sich das Land am Rand des Bür- 
gerkrieges. Die politische Rechte wurde vor allem im Nor- 
den Portugals (wo es zu blutigen Krawallen kam) zu einem 
politischen Faktor. 

Ein Jahr nach der Beseitigung des faschistischen Regimes 
befand sich Portugal in einem verzweifelten Kampf gegen 
die Konterrevolution: das nationale und multinationale Ka- 
pital, die noch nicht vollständig entmachteten Faschisten 
mit ihrer sogenannten „Befreiungsarmee“ im franquisti- 
schen Spanien und die kirchliche Hierarchie. Nicht nur die 



ehemalige, z.T. emigrierte Oberschicht und weite Kreise der 
katholischen Kirche, auch die Sozialdemokratie ernannte 
sich zum „Beschützer von Freiheit und Demokratie“. 
Gewiß, die Kommunisten hatten es verstanden, mit Zustim- 
mung der Militärs wichtige Machtpositionen m den Ge- 
meinden, Betrieben und der Gewerkschaft „Intersindical“, 
in Presse und Rundfunk einzunehmen. Aber ihr direkter 
Einfluß auf die MFA war nicht so groß, wie die Sozialisti- 
sche Partei behauptete. Für die Offiziere, die ein syndikali- 
stisch ausgerichtetes System unter der Parole „Weder Kapi- 
talismus noch Kommunismus“ anstrebten, war die PCP eine 
Zivilistengruppe neben anderen. 

Dennoch ließ die Einmischung des „Freien Westens“ in die 
Entwicklung Portugals nicht lange auf sich warten: Die US- 
Regierung und die Repräsentanten der EG - besonders aus 
der BRD — nährten das Mißtrauen gegen das Bündnis der 
Streitkräfte mit dem Volk im Zeichen der roten Nelken. Sie 
warnten, daß sich die antifaschistische Säuberung zu einer 
„Gefahr für die Demokratie“ (!) auswirken könne und blok- 
kierten rigoros die portugiesische Wirtschaft (die traditio- 
nell vom Westen abhängig ist), um das Land zu zwingen, auf 
die Linie einer kapitalistischen Gesellschaftsform einzu- 
schwenken. Sie sprachen von „pluralistischer Demokratie“ 
und meinten die neuerliche Unterwerfung des portugiesi- 
schen Volkes unter die Herrschaft des nationalen und multi- 
nationalen Kapitals. 

Als Rosa Coutinho ankündigte, daß ein Austritt Portugals 
aus der NATO nicht ausgeschlossen sei, drohte der damalige 
BRD-Kanzler Helmut Schmidt offen mit dem NATO-Knüp- 
pel. Im Namen der SPD-Spitze erklärte er, der Westen dürfe 
einen Verlust Portugals nicht zulassen; man werde deutlich 
zu verstehen geben, „daß wir nicht bereit sind, eine Lücke 
an der Süd westflanke der Allianz hinzu nehmen“. — In der 
Ära des portugiesischen Faschismus hatte die BRD-Regie- 
rung niemals mit wirtschaftlicher und politischer Unterstüt- 
zung gegeizt. Die nationalistischen Befreiungsbewegungen 
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in den portugiesischen Kolonien wurden auch mit westdeut- 
schen Waffen bekämpft. Nach der Revolution abeT knüpfte 
Bonn seine Wirtschaftshilfe an politische Bedingungen, die 
auf eine Restauration des Kapitalismus hinausliefen, 
ln dieser Situation bildete der Revolutionsrat in Lissabon 
am 25. Juli 1975 ein Direktorium aus Militärs: Costa Go- 
mes, Otelo de Carvalho und Vasco Goncalves übten danach 
faktisch die Regierungsgewalt aus. Schon in den bisherigen 
Ereignissen hatte General Carvalho eine wichtige Rolle ge- 
spielt: in der Endphase der Revolution wurde er zu einer 
Schlüsselfigur. Im Spätsommer 1975 förderte er entschei- 
dend die Rätebewegung. 

Am 8. August 1975 wurde die 5. provisorische Regierung 
unter Brigadegeneral Goncalves gebildet, die nur noch aus 
Militärs und zivilen Fachleuten bestand. Neue Ausschreitun- 
gen mit Toten und Verwundeten, brennende Partei- und 
Gewerkschaftshäuser kennzeichneten die Lage. Soares for- 
derte — vom kapitalistischen Ausland unterstützt — den 
Kopf von Goncalves. Die Blockierung der westlichen Märk- 
te für portugiesische Waren, die gestoppten Investitionen, 
die Kapitalflucht und damit die Zerrüttung der portugiesi- 
schen Währung zeigte Wirkung. 
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Eine dritte Gruppe schließlich verwarf diese Theorien und 
forderte Zurückhaltung bei Verstaatlichungen — mit der Be- 
gründung, die Schlüsselrolle des Staates in der Wirtschafts- 
politik würde zu einer Bürokratisierung der Gesellschaft fuh- 
ren und die alte Elite des faschistischen Staates durch eine 
neue Funktionärselite ersetzen. Hingegen sollte die Arbei- 
terselbstverwaltung gefördert werden. 

Im „Boletin informativo das Forcas Armadas“ vom 
25. März 1975 hieß es dazu: „ Die Revolution, die identisch 
ist mit Freiheit und Demokratie, bedeutet nicht nur die Re- 
alisierung einer Reihe von Maßnahmen, die das wirtschaft- 
liche, soziale und kulturelle Erbe von Grund auf verändern 
und die die Macht- und Entscheidungszentren den Feinden 
der Demokratie entziehen ... , sondern auch Partizipation 
des Volkes auf allen Ebenen und ihre allgemeine Umwand- 
lung in Macht-, Verwaltungs- und Führungsorgane der Ar- 
beiter.“ - Diese Erklärung (vermutlich aus der Feder Car- 
valhos) zeigt, daß starke Kräfte innerhalb der MFA und 
der portugiesischen Linken unter dem angestrebten Ziel ei- 
nes „echten Sozialismus“ mehr verstanden als die bloße Er- 
setzung des Monopolkapitalismus durch einen mehr oder 
weniger autoritären und bürokratischen Staatskapitalismus 
(wie ihn die PCP befürwortete). Vielmehr hatten sie die 
Entwicklung eines revolutionären Gesellschaftssystems an- 
visiert, in dem eine möglichst breite Beteiligung der Basis 
auf allen Entscheidungsebenen gewährleistet sein sollte, in 



Gesucht wurde ein neuer, portugiesischer Weg zum Sozialis- 
mus, der auch in der portugiesischen Verfassung vom 
2. April 1976 festgeschrieben wurde. Wie aber dieser Sozia- 
lismus konkret aussehen sollte, das versuchte man erst noch 
herauszufinden. 

In der MFA gab es eine kleine Gruppe von Offizieren, die 
im Anklang an die Sozialistische Partei an eine sozialdemo- 
kratische Lösung glaubte und die Beziehungen zu Westeuro- 
pa für entscheidend hielt. Eine zweite Gruppe, die mit der 
Kommunistischen Partei identifiziert wurde, lehnte die par- 
lamentarische Demokratie grundsätzlich ab. Sie erwartete 
die entscheidenden Anstöße für die weitere Entwicklung 
von einer Konzentration der wirtschaftlichen Macht in den 
Händen des Staates. Nach außen hin sollte diese Politik 
durch die Zusammenarbeit mit der UdSSR und den Come- 
Gon-Staaten abgesichert werden. 
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dem die hierarchischen Strukturen der kapitalistischen Ge- 
sellschaft durch reale Organe der Volksmacht ersetzt wür- 
den, allerdings - aufgrund der spezifischen Situation Por- 
tugals — in Verbindung mit einer zentralisierten Planung 
durch den Staat. 

Der portugiesische Weg zum Sozialismus sollte also nichts 
mit dem Staatskapitalismus russisch-osteuropäischer Prä- 
gung zu tun haben. Zugleich sollte er aber, wie immer wie- 
der betont wurde, tiefgreifender sein als das Modell der 
westeuropäischen Sozialdemokratie. 

Der Parlamentarismus in seiner westeuropäischen Ausprä- 
gung wurde abgelehnt, weil die Wahlrituale in einem Land 
wie Portugal nicht zu einem repräsentativen Ergebnis füh- 
ren könnten. Die Alternative dazu wie auch zur nicht legi- 
timierten Machtanmaßung der PCP war für diese Kräfte der 
Reformbewegung die Realisierung einer Art Basisdemokra- 
tie, die die zentrale Gewalt auf den Entscheidungen von 
Soldatenräten, Arbeiterräten und Nachbarschaftskomitees 
aufhaute - auf einer Mobilisierung der Bevölkerung also. 
Am 21. Juni 1975 beschloß der Revolutionsrat ein politi- 
sches Grundsatzprogramm, in dem die Bildung einer Art 
Räterepublik angekündigt wurde. 

Außenpolitisch setzte diese dritte Gruppe auf eine Politik 
der nationalen Unabhängigkeit im Rahmen der Emanzipa- 
tionsbestrebungen der Dritten Welt. Festen Blockbindun- 
gen (NATO und EG, Warschauer Pakt und Comccon) soll- 
te ausgewichen werden. Stattdessen war an eine Zusammen- 
arbeit gedacht mit den ehemaligen Kolonien. Ein weiteres 
Schwergewicht sollte auf Beziehungen zur arabischen Welt 
gelegt werden. 

Protagonisten dieser Kräfte, die bewußt einen Dritten Weg 
beschreiten wollten, waren Otelo de Carvalho, Rosa Cou- 
tinho und Parteien links von der PCP (z.T. ideologisch an 
China orientiert). Was ihnen vorschwebte, war die Vision 
eines nationalen Weges zum Sozialismus: innere und äußere 
Freiheit, Sozialismus plus portugiesische Identität. So hieß 
es im Aktionsplan des Revolutionsrates vom 21. Juni 1975 
u.a.: ,,Die MFA ist die überparteiliche Befreiungsbewegung 
des portugiesischen Volkes, die die nationale Unabhängig- 
keit als Hauptziel bestimmt. Die MFA erkennt, daß diese 
Unabhängigkeit durch einen Prozeß der inneren Entkoloni- 
alisierung erzielt wird, der sich einzig über die Errichtung 
einer sozialistischen Gesellschaft verwirklichen läßt.“ 

Die Differenzen innerhalb der MFA wurden entscheidend 
für die weitere Entwicklung Portugals. Major Melo Antunes 
und acht weitere Offiziere wandten sich nunmehr gegen das 
ursprüngliche Programm, auf das die MFA festgelegt war. 
Sie brachten ein Papier in Umlauf, in dem gegen die „zu 
schnelle Nationalisierung“ und gegen einen „Sozialismus 
nach osteuropäischem Modell“ (?) Stellung genommen wur- 
de. Antunes und seine Freunde bezeichnetcn sich als „revo- 
lutionäre Sozialisten“ und sprachen von einem pluralisti- 
schen, freiheitlichen Sozialismus; zwar distanzierten sie sich 
von der Sozialistischen Partei, doch stimmten ihre Auffas- 
sungen weitgehend mit dieser überein. 

General Carvalho ließ durch Offiziere der Sicherheitsstreit- 
kräfte (COPCON) ein anderes Papier in Umlauf bringen. 
Der Versuch einer Verständigung beider Fraktionen schei- 
terte ebenso wie eine Verpflichtung der Offiziere auf das 
ursprüngliche Programm der MFA. Im September 1975 
trat Ministerpräsident Vasco Goncalves zurück, „um allen 
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am revolutionären Prozeß interessierten Kräften eine Ver- 
ständigung zu ermöglichen“. 

Sein Nachfolger wurde Vizeadmiral Jose Pinheiro de Aze- 
vedo; am 20. September bildete er die 6. provisorische Re- 
gierung unter Beteiligung von PSP, PPD und PCP. Damit 
setzte sich die Gruppe von sogenannten „gemäßigten“ Offi- 
zieren um Melo Antunes durch, die „Gruppe der Neun“ 
mit ihren Anhängern. Zeitweise scheint auch General Anto- 
nio do Santos Ramalhaos Eanes (heutiger Staatspräsident) 
dieser Gruppe nahegestanden zu haben (angesichts der 
Wahlresultate der Jahre 1978 und 1979 revidierte er dann 
freilich seine Haltung). 

Da General Carvalho als Militärkommandant von Lissabon 
und de facto-Befehlshaber der COPCON wiederholt Weisun- 
gen der Regierungen Goncalves und Azevedo ignoriert hat- 
te, versuchte der Ministerpräsident, die COPCON als militä- 
risches Machtzentrum wieder in eigenen Griff zu bekom- 
men. Am 25. November 1975 kam es zur entscheidenden 
Kraftprobe zwischen der Regierung und den linksrevolutio- 
nären Kräften, die sich um den COPCON-Chef gruppiert 
hatten. Was allgemein als erfolgreiche Abwehr eines „links- 
radikalen Militärputsches“ dargestellt wurde, reduziert sich 
bei nüchterner Betrachtung darauf, daß - gegen den Wider- 
stand ihrer Anhänger - General Carvalho sowie der Gene- 
ralstabschef Fabiao entlassen und zu Majoren degradiert 
wurden. 

Die Sicherheitstruppe wurde aufgelöst; Carvalho, Coutinho 
u.a. wurden „kaltgestellt“, Carvalho sogar für Jahre aus der 
Armee ausgeschlossen. Damit war die Suche nach einem 
portugiesischen Sozialismus zu Ende. Bei der Präsident- 
schaftswahl vom 27. Juni 1976 entfielen auf Otelo de Car- 
valho nur 16,57o der Stimmen. Genera] Eanes, der gemein- 
same Kandidat von PSP, PPD und CDS (Zentrumsdemokra- 
ten), wurde neuer Staatspräsident. Im August 1982 erfolgte 
schließlich in der neuen Verfassung Portugals die ersatzlose 
Streichung des Revolutionsrates und die Ablehnung der Na- 
tionalisierung der Wirtschaft. Zugleich verabschiedete das 
Parlament in Lissabon ein neues Verteidigungsgesetz, das 
die Streitkräfte erstmals seit 1974 der direkten Regierungs- 
kontrolle unterstellte. 

Die roten Nelken des 25. April sind verwelkt. Portugal blieb 
in der NATO; 1985 wird man es in die EG aufnehmen. Ein 
Volk, das seine Kolonien entließ, scheint selbst zur Kolonie 
fremder Kapitalmächte, fremder Prinzipien und fremder 
Parteiauffassungen geworden zu sein und seine Identität 
und Freiheit verloren zu haben. 
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Interview mit Mehdi Imberesch 
Sekretär des libyschen V olksbüros in Bonn 




Mehdi Imberesch 



wir selbst: Nachdem sich die Aufregung über die Gescheh- 
nisse vor dem Londoner Volksbüro der Libyschen Jamahi- 
ria in den bürgerlichen Medien etwas gelegt hat, kann man 
vielleicht etwas unbefangener über das sprechen, was sich 
dort abgespielt hat. Die Vermutung liegt ja nahe, daß der 
Abbruch der diplomatischen Beziehungen zu Libyen sei- 
tens der Briten nur den Schlußpunkt einer längeren Ent- 
wicklung markiert. Wie stellen sich die Vorkommnisse in 
London heute aus Ihrer Sicht dar ? 

Imberesch: Die Vermutung, daß eine längere Entwicklung 
zum Abbruch der diplomatischen Beziehungen seitens der 
Briten geführt hat, trifft zu. Um die wahren Hintergründe 
verstehen zu können, muß man einen Blick in die kolonia- 
le Geschichte der Briten werfen. England hatte stets großes 
machtpolitisches Interesse am Nahen Osten. Und dieses 
Interesse besteht bis heute fort. Unter diesem Gesichts- 
punkt muß man auch die geschichtliche Verantwortung 
der Briten für die Teilung der arabischen Welt sehen. An 
eindeutigen historischen Fakten läßt sich diese Verantwor- 
tung der Briten belegen. Ich erinnere an die Verlogenheit 
der Briten, die während ihrer Mandatsherrschaft in Palästi- 
na den Arabern Versprechungen machten, ihre Einheits- 



bemühungen zu unterstützen, gleichzeitig aber bereits Ver- 
handlungen über die Teilung der arabischen Welt führten. 
Ebenso konsequent war es natürlich aus der Sicht des 
britischen Kolonialismus, die Belfour-Deklaration mitzu- 
tragen, die den Grundstein legte zur Vertreibung der 

Palästinenser aus ihrer angestammten Heimat und es den 
Zionisten - unter Bruch des Selbstbestimmungsrechts der 
Völker - ermöglichte, einen Staat auf arabischem Boden zu 
gründen. Die Araber wurden von den Briten stets unter- 
drückt, belogen und betrogen. Man kann mit gutem Recht 
sagen, daß der britische Kolonialismus mitverantwortlich 
ist für alle Fehlentwicklungen und Rückschläge in der ara- 
bischen Welt. 

Libyen hat es geschafft, sich aus dieser imperialistischen 
Klammer zu befreien. Schon 1 Jahr nach der September- 
Revolution von 1969 wurden die ausländischen Militär- 
basen in Libyen geräumt und die italienischen Koloni- 
satoren aus dem Land vertrieben. Man muß auch die 
symbolische Bedeutung erkennen: die libysche Revolu- 
tion war der erste Schlag gegen die Existenz des Kolonia- 
lismus in Arabien. Denn die 69-er Revolution in Libyen 
blieb nicht dabei stehen, die Imperialisten aus dem Land 
zu vertreiben, sondern formulierte umfassendere Ziele 
zur Befreiung. Die libysche Revolution entwickelte eine 
eigene Ideologie, die auf die Entkolonisierung der arabi- 
schen Welt, aller afrikanischen Völker und auf die Prinzi- 
pien der nationalen Unabhängigkeit und menschlicher 
Selbstbestimmung gerichtet ist. Hierin erkennen die USA 
und die Briten die eigentliche Gefahr. Wenn die Welt neu 
geordnet würde auf der Basis des Selbstbestimmungsrechts 
der Völker, also auf der Grundlage des nationalen Prinzips, 
dann gäbe es keinen Platz mehr für imperialistische An- 
maßungen. Die Gefahr der Völkerunterdrückung wäre ge- 
bannt. Sehen wir uns doch einmal die Supermächte USA 
und Sowjetunion an. Beide Systeme sind ein Gemisch vieler 
Nationalitäten, die Entstehung von nationalen Bewegungen 
muß daher von ihnen als Bedrohung ihres Herrschaftsan- 
spruchs angesehen werden. Und da beide Systeme auch 
über die Grenzen ihres Machtbereichs hinausgehen und 
imperialistische Ziele in aller Welt verfolgen, müssen sie 
zwangsläufig in der nationalen Revolution des libysch- 
arabischen Volkes ihren Feind sehen. Eine völkerfreund- 
liche Neuordnung der Welt, wie sie die libyche Revolution 
anstrebt, muß von den Imperialisten bekämpft werden. 
Wie sehr die Imperialisten das nationale Prinzip fürchten, 
erkennt man auch daran, daß sich die Großmächte im 
Sicherheitsrat der UNO ein Vetorecht Vorbehalten haben. 
Was soll man davon halten, wenn diese Mächte von Gleich- 
berechtigung der Völker reden, aber jeden Mehrheitsbe- 
schluß der Völker zu Fall bringen können. Wir libyschen 
Revolutionäre sind daher der Ansicht, daß diese Weltorga- 
nisationen, die nach dem Zweiten Weltkrieg gegründet 
wurden, ungerecht und reaktionär sind. Sie verhindern die 
Gleichberechtigung der Völker anstatt sie zu schaffen. 
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Von Briten gefangene Araber 1939: 

Die Geschichte des britischen Kolo- 
nialismus ist lang und blutig 

Ich glaube, daß man diesen Hintergrund kennen muß, um 
die Geschehnisse in London verstehen zu können. 

Zu den Ereignissen selbst: Frau Thatcher hat im Inneren 
viele Probleme, sie sitzt nicht mehr so fest im Sattel. Das 
gleiche gilt auch für die USA. Es stehen Waiden bevor, 
und man muß Stärke demonstrieren. So läßt sich die 
Intervention der USA im Nahen Osten , im Libanon 
auch unter wahltaktischen Gesichtspunkten erklären. 
Gleichzeitig wird aber deutlich, daß es diesen Mächten stets 
als gerechtfertigt erscheint, in anderen Ländern einzu- 
greifen. Natürlich sucht man nach Rechtfertigungsgrün- 
den, und wenn man sie nicht findet, werden sie konstru- 
iert. Ganz offenbar diente die Demonstration vor dem 
libyschen Volksbüro diesem Zweck. Schon längere Zeit 
vor der Demonstration erhielten wir davon Kenntnis, 
daß gezielte Provokationen gegen das Volksbüro geplant 
waren, um Spannungen zu erzeugen. Einen Tag vor der 
Demonstration bat unsere Vertretung deshalb die offi- 
ziellen Stellen in Britannien darum, diese Provokationen 
zu verhindern, weil es gerade in der gegenwärtigen Situa- 
tion nicht günstig ist, die Beziehungen zwischen beiden 
Ländern unnötig zu belasten. Die offiziellen britischen 
Stellen waren aber offensichtlich gar nicht an einer Ent- 
spannung der Situation interessiert und erlaubten die 
Demonstration. Es war ein geplantes Schauspiel. 

wir selbst: Wer demonstrierte eigentlich vor der libyschen 
Vertretung? Waren es wirklich, wie man es den bürgerlichen 
Medien entnehmen kann, libysche Oppositionelle? 

Mehdi Imberesch: Ja, man liest immer, es seien Gegner von 
Kadhafi gewesen. Das ist ein ganz und gar lächerlicher Ge- 
danke. Kadhafi ist kein König und auch kein Präsident. Die 
libysche Jamahiria ist eine Basisdemokratie, in der jeder 
seine Meinung offen in den Volkskongressen äußern kann. 
Dort in den Volkskongressen kann auch jede Form der Kri- 
tik geäußert werden. Niemand wird daran gehindert. Wer 
etwas gegen Kadhafi hat, kann dies dort sagen oder auch 
vor Gericht gehen und ihn anklagen. 



Wir betrachten die Demonstration dieser maskierten Leute 
als einen Angriff auf unser Volksbüro. Nach allen bisher 
vorliegenden Erkenntnissen war ein direkter Überfall ge- 
plant. Aus diesem Grund haben wir auch ein britisches 
Filmteam beauftragt, die Vorgänge zu filmen. Interessant 
und bezeichnend ist nun, daß die Filme von der britischen 
Polizei beschlagnahmt und bis heute nicht freigegeben 
wurden. 

Ich muß an dieser Stelle sagen, daß wir den Tod der briti- 
schen Polizistin sehr bedauern, aber es steht nicht fest, aus 
welcher Richtung der tödliche Schuß kam. Es ist immer 
tragisch, wenn ein Mensch stirbt, vielen Europäern kann 
man aber den Vorwurf einer ungeheuerlichen Doppelmoral 
nicht ersparen, wenn sie sich, wie in diesem Fall geschehen, 
über den Tod der Polizistin ereifern, sich aber nicht im ge- 
ringsten darum kümmern, wenn in Nicaragua, El Salvador 
und Libanon - um nur einige Beispiele zu nennen - täglich 
Menschen brutal ermordet werden. Reagan läßt die Häfen 
Nicaraguas verminen und unterstützt die Konterrevolutio- 
näre des Ex-Dikators Somoza. Niemand regt sich darüber 
auf. Viele unschuldige Menschen sterben, aber die west- 
lichen bürgerlichen Medien verschweigen, wer dafür ver- 
antwortlich ist. So etwas nenne ich Doppelmoral. 

wir selbst: Der Abbruch der diplomatischen Beziehungen 
zu Libyen seitens der Britten war ja eine sehr drastische 
Maßnahme. Welche Konsequenzen wird dies für die Be- 
ziehungen zwischen den Völkern Europas und Ihrem Land 
haben? 

Mehdi Imberesch: Der Abbruch der Beziehungen war ein 
einseitiger Akt der Briten. Wir können nicht so schnell 
darauf reagieren, weil das System der Basisdemokratie in 
Libyen es gebietet, daß über die Vorfälle und mögliche 
politische Konsequenzen zunächst einmal in den Basis- 
volkskongressen diskutiert und abgestimmt wird. Erst 
wenn das Volk beschließt, die Beziehungen zu Britannien 
abzubrechen, können wir das tun. Darin äußert sich übri- 
gens auch unsere demokratische Grundeinstellung: nur 
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die Völker selbst sollten das Recht haben, über die Be- 
ziehungen zu einem anderen Volk zu beschließen, nicht 
eine Regierung oder etwa nur eine Person, denn es sind 
ja auch die Interessen des gesamten Volkes betroffen. 
Der Beschluß der britischen Regierung trifft somit auch 
in erster Linie das britische Volk. Die Projekte, die die 
Briten in Libyen durchführen werden natürlich gestoppt, 
viele britische Techniker verlieren ihre Arbeit. 

Es hat sich auch gezeigt, daß die Beziehungen der anderen 
Völker Europas zu Libyen besser sind, als dies sich die 
britische Regierung gewünscht hat. Kein anderer Staat 
hat die Beziehungen zu Libyen abgebrochen. Es besteht 
dazu auch überhaupt kein Grund. Wir wünschen freund- 
schaftliche Beziehungen zu allen europäischen Völkern. 

wir selbst: Trifft es zu, daß Libyen in Folge der Ereig- 
nisse von London und des Abbruchs der diplomatischen 
Beziehungen verstärkt den irischen Befreiungskampf 
unterstützen will? 

Mehdi Imberesch: Wir sind Revolutionäre, die nicht ver- 
heimlichen müssen, wenn sie eine Bewegung unterstützen 
Die Engländer unterstützen heimlich die angeblichen 
Gegner des libyschen Systems, die zu dem Sturm auf die 
libysche Vertretung ansetzten. Hier wurden wenige Gegner 
des libyschen Volkes unterstützt. Wir dagegen unterstützen 
ein ganzes Volk, das sich aus der kolonialen Abhängigkeit 
der Briten befreien will. Wir bekennen uns gerne und 
offen zu dieser antiimperialistischen Solidarität mit dem 
irischen Volk. 

wir selbst: Es ist bekannt, daß Libyen Sympathien für die 
europäische Friedensbewegung hat. Vertreter der Frie- 
densbewegung waren Gäste des libyschen Volkes. Gibt es 
gemeinsame Interessen ? 

Mehdi Imberesch: Ja, das ist richtig, wir sympathisieren 
mit der Friedensbewegung in Europa, weil wir gemein- 
same Interessen haben. Aber bevor ich auf die Gemein- 
samkeiten eingehen werde, muß ich auch einen grund- 
sätzlichen Unterschied aufzeigen. Die europäische Frie- 
densbewegung hat keine gesamtgesellschaftliche Perspek- 
tive, sie ist auf die Verhinderung der Raketenstationierung 
fixiert und erkennt nicht, daß sie damit nur an den Sympto- 
men der Krankheit herumdoktert. Der eigentliche Krank- 
heitsherd aber bleibt unbekannt. Wir wissen, daß die Mehr- 
heit der Menschen in der Bundesrepublik gegen die Statio- 
nierung der US-Atomraketen ist, diese Mehrheit ihren 
Willen aber nicht durchsetzen kann, weil das politische 
System nicht demokratisch ist. Die eigentliche Ursache, 
der Krankheitsherd, ist also die Tatsache, daß in diesem 
System keine demokratischen Entscheidungen möglich 
sind. Das Volk hat kein Interesse an der Rüstung, es sind 
die Konzerne und die Politiker, die Politik für diese Kon- 
zerne machen, die die Raketenstationierung und die Hoch- 
rüstung wollen. Die Stoßrichtung der Friedensbewegung 
sollte sich daher gegen das undemokratische System rich- 
ten. 

Aber es ist richtig, daß es gemeinsame Interessen zwischen 
dem libyschen Volk und der europäischen Friedensbewe- 
gung gibt. Es ist ja bekannt, daß führende amerikanische 



Militärs, wie auch der ehemalige Außenminister der USA 
Haig, ganz offen von der Möglichkeit eines begrenzten 
Atomkneges außerhalb des amerikanischen Territoriums 
sprechen. Zur Vorbereitung dieser aggressiven US-Militär- 
strategie sollen die Mittelstreckenraketen in Europa sta- 
tioniert werden. Ganz offen wird auch seitens der Ameri- 
kaner zugegeben, daß die auf Sizilien stationierten Atom- 
raketen gegen Libyen gerichtet sind. Es geht den Ameri- 
kanern nicht nur um die reichen libyschen Erdölfelder, 
sondern auch darum, die revolutionäre Rolle, die Libyen 
für die Einheit der arabischen Nation einnimmt zu be- 
seitigen. Die USA wissen, daß die libyschen Revolutio- 
näre dem amerikanischen Hegemoniestreben im arabischen 
Raum entschlossen und kämpferisch entgegentreten. 
Die Amerikaner haben erkannt, daß für uns libysche Revo- 
lutionäre die Innenpolitik sich nicht von der Außenpolitik 
trennen läßt. Unsere Theorie der Volksherrschaft ist Teil 
eines größeren politisch-ideologischen Zusammenhanges. 
So wie der Einzelne in der Jamahiria volle Gleichberechti- 
gung besitzt und alle demokratischen Rechte selbst wahr- 
nimmt, so besitzt auch jedes Volk ein ureigenstes Recht 
auf nationale Identität, Gleichberechtigung mit allen ande- 
ren Völkern und Souveränität. Die Größe eines Volkes 
spielt dabei keine Rolle. Alle Völker müssen gleichbe- 
rechtigt sein. Diese Ideologie macht uns natürlich zu den 
natürlichen Feinden eines jeden Imperialismus.Das ist 
der Grund, weshalb die USA uns mit allen Mitteln be- 
kämpfen. 

wir selbst: So wie sich die libyschen Revolutionäre für die 
arabische Einheit einsetzen, so tritt unsere Zeitschrift für 
die Einheit der deutschen Nation ein. Lassen sich aus 
Ihrer Sicht da politische Parallelen aufzeigen? 

Mehdi Imberesch: Ja, ich meine sogar, daß sich die Lage, 
in der sich das arabische und das deutsche Volk befinden 
sehr ähnlich ist. Abgesehen davon, daß beide Völker ge- 
teilt leben müssen, wird in Arabien wie in Deutschland 
die öffentliche Meinung von reaktionären Kräften be- 
herrscht, die am Gedanken der nationalen Einheit keiner- 
lei Interesse haben. Die Situation in der arabischen Welt 
ist sogar noch sclilimmer, weil die Großmächte den zioni- 
stischen Staat Israel in das Herz Arabiens gesetzt haben, 
um dadurch noch besser die Kräfte des arabischen Volkes 
binden und von einer wirklichen Befreiung abhalten zu 
können. Die Imperialisten waren auch immer daran inte- 
ressiert, Kriege innerhalb Arabiens zu entfachen, wie der- 
zeit zwischen dem Irak und Iran sowie zwischen der Poli- 
sario und Marokko. Durch diese Kriege soll die arabische 
Nation geschwächt werden und das Ziel der Einheit aus 
den Augen verlieren. Der Gedanke der Einheit ist jedoch 
stärker. Die arabische Nation wird sich ebenso wie die 
deutsche Nation aus der Umklammerung der Imperiali- 
sten befreien. Dafür müssen wir gemeinsam kämpfen. Und 
die internationale Solidarität erfordert es auch, das möch- 
te ich den Deutschen sagen, daß sie nicht aufgrund eines 
Schuldgefühls gegenüber den Juden, denen sie durch die 
Massenmorde in den KZ des Dritten Reiches viel Leid 
zugefügt haben, heute wieder Schuld auf sich laden, indem 
sie zu den Verbrechen der Zionisten an unseren palästi- 
nensischen Brüdern schweigen oder diese Verbrechen 
durch die finanzielle Unterstützung des Staates Israel auch 
noch fördern. 
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Ein Kommunist 




in der flämischen Bewegung 



van Extergem — Wanderer zwischen den Welten 



Unter den westeuropäischen nationalen Befreiungsbewe- 
gungen ist die flämische in vieler Hinsicht eine Ausnahme. 
Die Zeit, in der die Flamen sich ihrer nackten Existenz zu 
wehren hatten, wie heute noch Bretonen, Korsen oder 
Waliser, ist lange vorbei. Sie haben das freilich mehr der 
Gunst der historischen Umstände zu danken als ihrer 
eigenen revolutionären Energie. Um wieviel dramatischer 
eine Auseinandersetzung verlaufen kann, die unter anderen 
Bedingungen geführt wird, zeigt die Lage im Baskenland. 
Andererseits macht gerade ein Vergleich mit dem baski- 
schen Nationalismus einen spezifischen, bis heute fort- 
wirkenden Defekt der flämischen Bewegung deutlich. 
Bildet im Baskcnland die Linke zugleich die Avantgarde 
im Kampf um die nationale Befreiung, so besteht in Flan- 
dern zwischen den Flaminganten, den "Vlaamsgezinden” 
(flämisch Gesinnten) traditioneller Prägung und Soziali- 
sten aller Schattierungen eine tiefe Kluft, ja gegenseitiges 
Mißtrauen. Gelegentliche Annäherungsversuche, die es 
dennoch immer wieder gegeben hat, beschränkten sich 
auf Initiativen Einzelner oder unbedeutender Splitter- 
gruppen. 

Ein einsamer Wanderer zwischen den Welten war auch der 
Mann, dessen Name vor dem zweiten Weltkrieg in Flandern 
fast zum Markenzeichen für die Synthese zwischen natio- 
naler und sozialer Befreiungsbewegung wurde: Jef van 
Extergem. Seine bewegte politische Karriere, die er vor 
dem erstem Weltkrieg in der Jugendorganisation der Sozia- 
listischen Partei in Antwerpen begann und als hochrangi- 
ger kommunistischer Funktionär beendete, spiegelt drei 
entscheidende Jahrzehnte flämischer Geschichte und 
markiert zugleich eine Periode, in der eine dauerhafte 
Verbindung zwischen sozialer und nationaler Bewegung 
in Flandern möglich schien wie nie zuvor oder danach. 
Schon deshalb ist es erstaunlich, daß van Extergem lange 
Zeit für die Geschichtsschreibung ein Unbekannter war. 
Erst vor wenigen Monaten ist eine kleine, stellenweise 
leider etwas summarische Studie erschienen, die sich 
seiner annimmt. Der Verfasser, Christian Dutoit, gegen- 
wärtig im Beraterstab des Wirtschaftsministers der vor 
einigen Jahren neu entstandenen flämischen Regierung 
tätig, hat sich mit dem Buch auch ein Stück eigener poli- 
tischer Biographie von der Seele geschrieben. Bis heute 
gehört er einer linksnationalistischen Gruppe an, die sich 
in der Nachfolge van Extergems als Bindeglied zwischen 
sozialistischen und flamingantischen Zirkeln versteht. 




Flamen-Revolte: Die linksnationalistische Alternative van 
Extergems ist noch heute aktuell 



Geboren im Februar 1898, gestorben in einem deutschen 
Konzentrationslager im März 1945: das sind die äußeren 
Daten eines kurzen, wechselvollcn Lebens. Die prägenden 
politischen Eindrücke empfing van Extergem als Jugend- 
licher während des ersten Weltkrieges, in dem Belgien zum 
Spielball in der Konfrontation der Großmächte wurde. 
Die Deutschen wollten das Land, das sie im August 1914 
besetzt hatten, als halbsouveränen Satellitenstaat auf Dauer 
in ihren Machtbereich einbeziehen. Bei der Suche nach 
potentiellen Verbündeten in Belgien selbst wurden sie auf 
die flämische Bewegung aufmerksam, die eine jahrzehnte- 
alte offene Rechnung mit der frankophilen herrschenden 
Klasse des Landes hatte. Und was konnten die deutschen 
Behörden in Brüssel Besseres tun, um das Vertrauen der 
Flamen zu gewinnen, als einige wesentliche Forderungen, 
die die flämische Bewegung in einem unendlich langwieri- 
gen Kampf nicht gegen die belgische Regierung hatte 
durchsetzen können, zu verwirklichen? So wurde die bis 
dahin französisch geprägte Verwaltung und ein Teil des 
Schulwesens in Flandern einsprachig niederländisch, die 
ebenfalls französische Universität Gent in eine flämische 
Hochschule umgewandelt, schließlich wurde das Land 
in zwei getrennte flämische und wallonische Verwaltungs- 
gebiete zerlegt als Vorstufe zu einer begrenzten Autono- 
mie Flanderns. 
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Die deutsche "Flamenpolitik” führte zu einer Spaltung in 
den flamingantischen Reihen. Die übergroße Mehrheit, die 
sogenannten "Passivisten", lehnte jede Zusammenarbeit 
mit dem Feind entschieden ab. Eine kleine radikale Gruppe, 
die Aktivisten", sah in der deutschen Besetzung eine 
einmalige Gelegenheit, um den belgischen Einheitsstaat zu 
zerschlagen und die Autonomie Flanderns in einer Födera- 
tion oder gar die völlige Unabhängigkeit zu erzwingen; die 
Aktivisten ließen sich daher auf eine taktisch motivierte 
Kollaboration ein. Aus den verschiedenen aktivistischen 
Gruppen bildete sich ein "Rat von Flandern”, der zwar 
alles andere als demokratisch legitimiert war, aber doch 
mit dem Anspruch auftrat, auf der kommenden Friedens- 
konferenz die flämischen Autonomieforderungen zu ver- 
treten. Im Dezember 1917 erklärte der Rat die belgische 
Regierung für abgesetzt und rief die Unabhängigkeit Flan- 
derns aus. Der Aktivismus war ein erster Versuch eigener 
flämischer Politik, und so sehr ihm manche Züge des 
Skurrilen, der Unreife und Naivität anhafteten, so sehr 
er auch belastet war durch das Zweckbündnis mit dem deut- 
schen Imperialismus, hatte er doch das historische Ver- 
dienst, zum ersten Mal die Frage des nationalen Selbstbe- 
stimmungsrechts der Flamen aufgeworfen zu haben. Seit 
dem ersten Weltkrieg besteht in der flämischen Bewegung 
eine radikale nationalistische Strömung, die die Über- 
windung des belgischen Einheitsstaates und die politische 
Autonomie Flanderns anstrebt. 

Auch für die Arbeiterbewegung markiert das Jahr 1914 
einen bedeutsamen Wendepunkt. In nahezu allem am 
Krieg beteiligten Ländern schlossen die sozialistischen 
Parteien unter dem Banner der nationalen Verteidigung 
einen Burgfrieden mit der Bourgeoisie und taten damit 
den letzten Schritt auf dem Weg vom revolutionären 
Sozialismus zum sozialdemokratischen Reformismus. Der 
erste Weltkrieg brachte die endgültige Einbeziehung der 
Arbeiterparteien in das parlamentarische System bürger- 
licher Prägung. So auch in Belgien, wo die Sozialisten so- 
gar mit einem Minister in die Regierung eintraten, die nach 
der feindlichen Besetzung des Landes ihren Sitz in der 
französischen Küstenstadt Le Havre aufgeschlagen hatte. 
Je länger freilich der Krieg dauerte, desto mehr machten 
sich in den verschiedenen sozialistischen Parteien opposi- 
tionelle Strömungen bemerkbar, die gegen den patrioti- 
schen Kurs der verbürgerlichten Spitzenfunktionäre die 
pazifistischen und internationalistischen Traditionen der 
Arbeiterbewegung wieder aufgriffen. In Deutschland 
führte diese Tendenz zur Abspaltung der USPD, die sich 
erst als eigene Fraktion im Reichstag und dann auch als 
unabhängige Partei neben der "Mehrheitssozialdemokratie” 
konstituierte. Außer der russischen Revolution war es 
wohl dem wachsenden Einfluß dieser Strömung zu ver- 
danken, daß sich im September 1917 sozialistische Ver- 
treter aller kriegführenden Länder im neutralen Stockholm 
zu einer freilich ergebnislosen "Friedenskonferenz” trafen. 

Auch in der belgischen Arbeiterpartei ergab sich während 
des Krieges eine Abspaltung zwischen der im Exil weilen- 
den Führung und Teilen der sozialistischen Basis. Der 
Parteichef, nunmehr Minister in Le Havre, Emile Vander- 
velde, entpuppte sich als Superpatriot, der unverdrossen 
den Krieg bis zum bitteren Ende, ”la guerre jusqu’au bout” 



predigte und lauthals verkündete, das kleine tapfere Belgien 
habe die abendländische lateinische Zivilisation vor der 
teutonischen Barbarei gerettet. Solche Töne mußten 
gerade in dem alles andere als "lateinischen” Flandern 
Mißtrauen hervorrufen, und so entstand liier eine kleine 
sozialistische Friedensbewegung, die sich von der kom- 
promißlosen Kriegspolitik Vanderveldes und damit auch 
der Regierung in Le Havre absetzte. Wie die deutschen 
Mehrheitssozialisten vertraten auch die flämischen ein 
revolutionäres Programm und standen entschieden links 
von der amtlichen Parteilinie; zugleich ergaben sich aus 
der gemeinsamen Gegnerschaft zu der in Le Havre be- 
triebenen Politik Beziehungen zu den bürgerlichen Akti- 
visten, unter deren Einfluß die sozialistische Friedensbe- 
wegung in Flandern ein radikal flamingantisches, anti- 
belgisches Gepräge erhielt. So formierte sich im Laufe des 
Jahres 1917 ein "sozialistischer Aktivismus”, der zum 
ersten Mal die flämische Frage in der Perspektive des 
Klassenkampfes sah: die Beseitigung der sozialen Vor- 
herrschaft des Französischen in Flandern als schichtspezi- 
fischer Sprache der Bourgeoisie war demnach ein wesent- 
licher Beitrag zur Emanzipation der flämischen Volks- 
massen und zugleich nur möglich durch die Überwindung 
der Klassenherrschaft der Bourgeoisie selbst. Der soziali- 
stische Aktivismus, schreibt Dutoit, "war eigentlich die 
konsequente Fortsetzung des vor dem Krieg vertretenen 
Pazifismus und Internationalismus der sozialistischen Be- 
wegung” — und damit, so könnte man hinzulügen, Be- 
standteil eines internationalen Prozesses der Spaltung der 
Arbeiterbewegung in einen reformistischen Meluheits- 
und einen radikalen Minderheitsflügel. 

Vor diesem liistorischen Hintergrund spielte sich das 
politische Wirken van Extergems während des ersten 
Weltkrieges ab. Bereits Ende 1915 hatte er im Center 
Parteiblatt "Vooruit" (Vorwärts) einige Artikel mit pazi- 
fistischer und internationalistischer Tendenz erscheinen 
lassen. Im Jahr darauf war er Mitarbeiter der führenden 
aktivistischen Tageszeitung "Het Vlaamsche Nieuws” in 
Antwerpen. Hier veröffentlichte er im Mai 1916 einen 
Aufruf, in dem er die Sozialisten aufforderte, sich am 
Kampf für die nationale Befreiung Flanderns zu beteiligen. 
Bis zum Ende des Krieges belieferte van Extergem "Het 
Vlaamsche Nieuws” mit Beiträgen, in denen er den belgi- 
schen Patriotismus attackierte und einer unabhängigen 
sozialistischen Volksrepublik Flandern das Wort regete. 
Das Blatt, herausgegeben von dem der liberalen Partei 
nahestehenden Schriftsteller Raf Verhulst, war ein Sprach- 
rohr des bürgerlichen Aktivismus. Wenn dennoch van 
Extergem bis zum Schluß seine linksradikalen Erzeugnisse 
darin unterbringen konnte, andererseits "Het Vlaamsche 
Nieuws” selbst die Entwicklung des sozialistischen Akti- 
vismus mit erheblicher Sympathie verfolgte und van Exter- 
gem gelegentlich als "unseren sozialistischer Freund” be- 
zeichnete, so erscheint das auf den ersten Blick erstaunlich. 
Es wird begreiflicher, wenn man sich den Klassencharakter 
der flämischen Bewegung vergegenwärtigt. Seit dem späten 
19. Jahrhundert wurde der Flamingantismus getragen von 
der kleinbürgerlichen intellektuellen Mittelschicht und 
richtete sich gegen die soziale und kulturelle Vorherrschaft 
der französischsprachigen Bourgeoisie. Flandern bot das 
einmalige Schauspiel einer kapitalistischen Gesellschaft, 
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in der eine tiefe Kluft in Sprache und Bewußtsein zwischen 
der herrschenden Klasse und den bürgerlichen Mittelschich- 
ten bestand. Zumal in einer Phase politischer Radikali- 
sierung wie dem ersten Weltkrieg war also eine gewisse 
Offenheit im flämischen Lager gegenüber Sozialisten, die 
schließlich denselben Feind bekämpften, nicht von vorn- 
herein ausgeschlossen. Für die Zukunft schienen sich damit 
vielversprechende Perspektiven aufzutun . 

Im Dezember 1916 verabschiedete der Antwerpener Orts- 
verein der Jungsozialisten, dessen Sekretär van Extergems 
war, eine Resolution, die sich für den Aktivismus aussprach. 
Anfang 1917 bildete sich aus dieser Gruppe unter dem Vor- 
sitz van Extergems die "Viaamsche Sociaaldemocratische 
Arbeidersgeineenschap”, die eine unregelmäßig erscheinen- 
de Zeitschrift mit dem Titel ”De Socialistische Vlaming’’ 
herausgab. Die neue Organisation unterstützte die Politik 
des Rates von Flandern und strebte als Endziel eine unab- 
hängige flämische Republik in einer europäischen Födera- 
tion an. Eine begrenzte Autonomie unter dem Dach des an- 
sonsten unverändert weiterbestehenden belgischen Staates, 
wie sie von zahlreichen gemäßigten Aktivisten vertreten 
wurde, konnte in dieser Sicht nur eine Übergangslösung 
sein. Die "Vlaamsche Sociaaldemocratische Arbeidersge- 
ineenschap” war zunächst nicht mehr als eine isolierte 
Splittergruppe außerhalb der etablierten Strukturen der 
sozialistischen Partei, über deren jugendliche Mitglieder 
einer der exilierten Spitzenfunktionäre spöttisch bemerkte, 
sie seien den kurzen Hosen noch nicht entwachsen. Eine 
breite Basis gewann der sozialistische Aktivismus erst im 
Laufe der folgenden Monate durch die Agitation für die 
Stockholmer Friedenskonferenz. Im Juni 1917 erschien 
in Antwerpen die erste Nummer eines neuen linksflamin- 
gantischen Wochenblattes unter dem Titel ”De Nieuwe 
Tijd”. Die Herausgeber hatten nichts mit der Gruppe um 
van Extergem zu tun; der wesentliche Unterschied bestand 
darin, daß sie sich unverändert als Mitglieder der soziali- 
stischen Partei betrachteten. Der führende Kopf hinter 
dem neuen Organ war Edward Joris, ein altgedienter 
Klassenkämpfer, der schon 1901 durch ein mißglücktes 
Attentat auf den türkischen Sultan von sich reden gemacht 
hatte. Auf der Stockholmer Konferenz war Joris einer von 
zwei Vertretern der sozialistischen Aktivisten, die hier ein 
internationales Forum für ihre Forderung eines autonomen 
Flandern innerhalb einer belgischen Föderation - auch 
darin unterscheiden sie sich von dem radikaleren Kreis um 
van Extergem - fanden. Mit dem Erscheinen der neuen 
Wochenzeitschrift verschwand das von van Extergem ge- 
leitete Blatt ”De Socialistische Vlaming”, das in weit ge- 
ringerer Auflage und obendrein unregelmäßig heraus ge- 
kommen war; die beiden linksaktivistischen Gruppen in 
Antwerpen fanden rasch zueinander. Auch in anderen 
Städten gewann der sozialistische Aktivismus jetzt organi- 
sierte Formen. In Brüssel entstand eine Gruppe ”Nieuw 
Viaanderen”, die seit März 1918 eine Zeitschrift unter dem 
Titel "De Vlam” herausgab. In Gent bildete sich im Mai 
1918 eine "Vlaamsch -Nationale Partij”, die auf der Grund- 
lage eines sozialistischen Programms den "großnieder- 
ländischen” Gedanken der Wiedervereinigung Flanderns 
und Hollands propagierte. 

Bis zum Ende des Krieges blieb van Extergem der uner- 
müdliche Prophet des progressiven Flamingantismus. Ge- 




rade als Linker freilich war er sich der Fragwürdigkeit der 
aktivistischen Kollaborationspolitik mit einem Regime, 
das nicht unbedingt zu den fortschrittlichsten zählte und 
über das er nie ein Blatt vor den Mund nahm, schmerzlich 
bewußt. "Ein prodeutscher Standpunkt ist genauso abzu- 
lehnen wie ein profranzösischer; beide sind verhängnisvoll 
für den flämischen Kampf’, schrieb er einmal. In einer 
nicht genelunigten Versammlung hielt er eine Brandrede 
wider den preußischen Militarismus, was ihm einen ener- 
gischen Rüffel des örtlichen ” Flamenoffiziers” eintrug. 
Davon ungerührt, verschreckte van Extergem bei einem 
Treffen füluender Aktivisten diese mit der Forderung, die 
Beziehungen zur Besatzungsmacht abzubrechen. Dem Rat 
von Flandern legte er ein Demokratisierungsprogramm ans 
Herz, das noch während des Krieges die Grundlagen einer 
sozialistischen Entwicklung schaffen sollte: allgemeines 
Stimmrecht, Sozialgesetztgebung, Nationalisierung der 
Kohlevorkommen im flämischen Kempenland. Neben dem 
von bürgerlichen Kräften beherrschten Rat von Flandern 
sollte ein Arbeiterrat entstehen. 

Mit der deutschen Niederlage im November 1918 fiel 
das Kartenhaus der aktivistischen Illusion schlagartig in 
Trümmern. Der radikale Nationalismus in der flämischen 
Bewegung jedoch, der während der Kriegsjahre herange- 
wachsen war, überlebte das politische Desaster seiner Ge- 
burtshelfer. Heimgekehrte Frontsoldaten, die unter dem 
Eindruck des repressiven antiflämischen Geistes im belgi- 
schen Heer zu überzeugten Flaminganten geworden waren, 
nalimen sich des verwaisten Erbes an und gründeten wenige 
Monate nach dem deutschen Zusammenbruch eine eigene 
flämisch-nationalistische Partei. Die "Frpntpartei”, wie sie 
sich nannte, konnte bereits bei den ersten Nachkriegs- 
wahlen im November 1919 fünf Parlamentssitze erobern. 
Während der zwanziger Jahre vertrat sie ein fortschritt- 
liches, vor allem antimilitaristisches Programm. Es war 
das erste Mal, das die flämische Bewegung als unabhängige 
parteipolitische Kraft die parlamentarische Bühne betrat, 
nachdem bis dahin das öffentliche Leben Belgiens ganz im 
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Zeichen des klerikal-liberalen Gegensatzes gestanden hat- 
te. wobei die Flaminganten in den bestehenden Strukturen 
vor allem der katholischen, zu einem kleineren Teil in der 
liberalen Partei Unterschlupf fanden. Dem mußte auch die 
Frontpartei Rechnung tragen: die Einheit unter Mitgliedern 
so verschiedener politischer Herkunft war nur zu haben 
um den Preis strikter weltanschaulicher Neutralität. 

Im November 1918 floh van Exteigem nach Holland und 
von dort weiter nach Deutschland, wo er Anfang 1919 
als interessierter Polittourist in Berlin den Spartakisten- 
aufstand miterlebte. Im September kehrte er nach Flan- 
dern zurück, wurde verhaftet und im Juli 1920 wegen 
Landesverrats zu zwanzig Jahren Gefängnis und lebens- 
langer Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte ver- 
urteilt. Bereits ein Jahr später war er wieder auf freiem 
Fuß unter der Bedingung, sich künftig politischen Ver- 
sammlungen fern zu halten. Er nahm freilich diese Auf- 
lage von vornherein nicht allzu wörtlich. Zunächst unter 
dem Namen seiner Frau, dann unter seinem eigenen gab 
er seit Ende 1921 eine kleine Zeitschrift mit dem Titel 
"Het Zelfstandige Viaanderen” heraus, die insgesamt 
zwei Jahre lang erschien und an der zahlreiche Altaktivi- 
sten mitarbeiteten. 1923 trat er dem kurzlebigen "Vlaam- 
sche Socialistenbond” bei, der die Tradition des soziali- 
stischen Aktivismus fortsetzen wollte. Mit der Zeit muß 
van Extcrgem die Einschränkung seiner politischen Bewe- 
gungsfreiheit immer drückender empfunden haben, und 
so schickte er im Januar 1925 einen Brief an den Justiz- 
minister, in dem er erklärte, sich fortan nicht mehr an die 
ihm auferlegten Bedingungen zu halten. So kam er wieder 
hinter Gitter, wo er jetzt den Rest seiner allerdings auf fünf 
Jahre gemilderten Strafe absitzen mußte. Bis zum Juni 
1928 blieb van Extergem in Haft. 

Wie er, machten Anfang der zwanziger Jahre zahlreiche 
Aktivisten, die nicht rechtzeitig hatten emigrieren können 
oder wollen, Bekanntschaft mit belgischen Gefängnissen. 
Die meisten wurden nach relativ kurzer Zeit zu ähnlichen 
Bedingungen wie van Extergem freigelassen. Einige wenige 
weigerten sich, auf den Kulihandel mit dem Staatsapparat 
einzugehen. Der prominenteste unter ihnen war August 
Bonns, der während der Kriegsjahre in die Rolle eines 
geistigen Führers des Aktivismus hineingewachsen war. 
Im November 1918 kehrte er freiwillig von Düsseldorf, 
wo er sich zum Zeitpunkt des deutschen Zusammenbruchs 
aufhielt, nach Brüssel zurück, um dort seine Verhaftung 
abzuwarten. Borms wurde in der Folge zum Symbolfigur, 
sowohl für die flämische Bewegung, die ihn zum Märtyrer 
des leidenden und unterdrückten Flandern ausrief, wie für 
den belgischen Staatsapparat, der in seiner Person mit dem 
Aktivismus abrechnen wollte. Fast zehn Jahre verbrachte 
er hinter Schloß und Riegel. Der Kampf um völlige Amne- 
stie für die verurteilten Aktivisten wurde mit der Zeit zum 
Angelpunkt der flamingantischen Agitation. 

Mit dieser eher humanitären Forderung konnten sich sehr 
verschiedene poü tische Kräfte identifizieren, zumal in den 
ersten Jahren nach dem Krieg, als die ideologischen Fronten 
noch nicht erstarrt waren. Etliche Veteranen des sozialisti- 
schen Aktivismus hatten den Weg in die Frontpartei ge- 
funden, wo sie den linken Flügel bildeten. Daneben be- 
standen in Flandern dem Kommunismus nahestehende 
Splittergruppen mit ebenfalls radikal flamingantischen 
Ideen. Die drei Jahre nach dem Krieg gegründete belgische 



Kommunistische Partei, die sich die flämische Autonomie 
als Zielvorstellung ins Programm geschrieben hatte, forderte 
1925 auf ihrem dritten Parteitag die "Freilassung der 
flämischen nationalistischen Gefangenen”. In der Nachfolge 
der Nationalitätentheorien Lenins gebärdeten sich die 
Kommunisten mit der Zeit immer mehr als radikale Flamin- 
ganten. Uber die Ereignisse während des ersten Weltkrieges 
hieß es 1928 im Parteiprogramm ”De Roode Vaan”: 
"Der Aktivismus war ein Kampf für die Befreiung des 
flämischen Volkes aus der Macht des belgischen Tyrannen 
und war daher vom Standpunkt des Selbstbestimmungs- 
rechts der Völker völlig gerechtfertigt." Und im August 
1930 fand sich in einer kommunistischen Verlautbarung 
gar ein Bekenntnis zum Separatismus: "Unsere Haupt- 
forderung in der flämisch-nationalen Frage ist: Selbstbe- 
stimmungsrecht des flämischen Volkes bis Irin zur Trennung 
vom belgischen Staat." Der flämische Nationalismus war in 
diesen Jahren für die Kommunisten eine revolutionäre 
Kraft und ein möglicher Bundesgenosse im Kampf gegen 
das bürgerliche Regime Belgiens. 

In Kreisen der Frontpartei sah man das anders. Hier bildete 
das Prinzip der weltanschaulichen Neutralität einen sturm- 
sicheren Damm gegen linksextremes Gedankengut und 
machte sogar gelegentliche taktische Bündnisse praktisch 
unmöglich. Der flämische Nationalismus hatte sich damit 
selbst in die politische Unbeweglichkeit manövriert. Hinter 
der Fassade des ideologischen Burgfriedens waren zugleich 
die bürgerlich-katholischen Kräfte emsig am Werk, ihre 
Stellungen in der Frontpartei auszubauen; eine Entwick- 
lung, die sich auch in der nationalistischen Presse nieder- 
schlug, wo ab 1926 immer öfter antikommunistische 
Artikel zu lesen waren. Nicht von ungefähr wanderten in 
den späteren Jahren einzelne Vertreter des linken Flügels 
zur sozialistischen oder kommunistischen Partei 3b. 

Der erste offene Eklat entzündete sich ausgerechnet an der 
Person van Extergems. Als er im Sommer 1928 aus der 
Haft entlassen wurde, organisierten politische Freunde ihm 
zu Ehren eine Huldigungskundgebung in Antwerpen. Unter 
dem Vorsitz der Feministin und Radikalflamingantin Roza 
de Guchtenaere bildete sich ein Vorbereitungskomitee, 
an dem nebst früheren Aktivisten und Sozialisten auch 
Kommunisten mitarbeiteten. Dies und die Tatsache, daß 
van Extergem selbst als Linksextremist verschrien war, 
nahm die Frontpartei zum Anlaß, ihre Mitwirkung zu ver- 
weigern. So kam es, daß in dem auf die Kundgebung 
folgenden Demonstrationszug durch die Straße von Ant- 
werpen zwar einige hundert wallonische Arbeiter, aber 
keine offiziellen Vertreter des flämischen Nationalismus 
zu sehen waren. 

Der nächste Konflikt ließ nicht auf sich warten. Als Ende 
1928 durch den Tod des liberalen Abgeordneten in Ant- 
werpen eine Nachwahl ins Haus stand, stellte die Front- 
partei den eingekerkerten Borms als Kandidaten auf. Der 
Abend des 9. Dezember brachte die Sensation: Borms 
hatte fast doppelt soviele Stimmen erzielt wie sein liberaler 
Konkurrent. Die Antwerpener "Bormswahl” brachte eine 
Wende in der Geschichte der flämischen Bewegung. Das 
frankophone Belgien hatte seine Totenglocke läuten ge- 
hört, und in den folgenden Jahren beeilte sich die Re- 
gierung angstschlotternd, einige wesentliche Punkte des 
flamingantischen Programms Wirklichkeit werden zu lassen. 
Die Universität Gent wurde jetzt endgültig flämisch, die 
Verwaltung in Flandern einsprachig niederländisch. 
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Dr. August Borms 

Ursprünglich hatten die Antwerpener Kommunisten van 
Extergem, obwohl damals noch nicht Parteimitglied, als 
Kandidaten nominiert. Als bekannt wurde, daß die Front- 
partei Borms aufgestellt hatte, erklärte sich van Extergem 
sofort für ihn und unterstützte ihn mit einer intensiven 
Propagandakampagne vor allem in Arbeiterkreisen. Die 
Kommunsiten boten der Frontpartei sogar ein Aktions- 
bündnis im Wahlkampf an. Doch dafür waren die Nationa- 
listen nicht zu haben; die bloße Vorstellung gemeinsam 
Kundgebungen, wie sie die Kommunisten zur Bedingung ge- 
macht hätten und auf denen vom Klassenkampf und ähn- 
lich häßlichen Dingen die Rede gewesen wäre, ließ sie 
schaudern. Getrennt marschieren, vereint Borms wälüen, 
das war alles, worauf sie sich einlassen wollten. Sie gingen 
soweit, van Extergem auf ihren eigenen Veranstaltungen 
den Mund zu verbieten. Als Borms einige Wochen nach 
seinem spektakulären Wahlerfolg im Januar 1929 freikam 
und in Antwerpen mit einer großen Kundgebung geclirl 
werden sollte, wollten die Frontparteiler van Extergem 
dabei als Redner nur zulassen, wenn er auf klassenkämpferi- 
schen Töne verzichtete. Als er ungefragt in der Festver- 
sammlung erschien, fiel Borms ihm um den Hals, aber dann 
wurde er schnell wieder ins Freie komplimentiert. 

Nach alledem nimmt es nicht wunder, daß van Extergem 
zum organisierten flämischen Nationalismus kein allzu herz- 
liches Verhältnis entwickelte. Die verbürgerlichten Soziali- 
sten boten dem überzeugten Revolutionär schon lange 
keine politische Heimat mehr. Am Tag der Antwerpener 
Bormswahl trat van Extergem der Kommunistischen 
Partei bei. Hier wurde er bereits im März 1929 Mitglied 
der flämischen Unterkommission des Zentralkomitees, 
1931 Sekretär des Antwerpener Ortsverbandes, 1936 
sclüießlich rückte er ins Zentralkomitee ein. Regelmäßig 
lieferte er Beiträge für das Parteiorgan ”De Roode Vaan", 
vornehmlich zum Thema flämische Bewegung. Doch gerade 
zu dieser Frage änderte sich der kommunistische Stand- 
punkt im Laufe der dreißiger Jahre entscheidend. Unter 
dem Eindruck der nationalsozialistischen Machtergreifung 
hatte die Komintern ihre Gemeinsamkeiten mit den bürger- 
lichen Demokraten entdeckt. Volksfrontbündnisse standen 
jetzt auf der weltgeschichtlichen Tagesordnung, und so 
legte auch die belgische KP die Idee der revolutionären Be- 
seitigung der kapitalistischen Gesellschaft, die ihre ur- 
sprünglich radikale Haltung zum Nationalsozialismus wohl 
wesentlich bestimmt hatte bis auf weiteres zu den Akten. 
Der von Deutscliland ausgehenden Kriegsgefahr war ein 
einiges Belgien eben eher gewachsen als ein unabhängiges 
Flandern. Der sechste Parteitag im November 1936 mar- 
kierte den Kurswechsel: ”Wir befürworten einen föderati- 
ven belgischen Staat, worin das flämische und das walloni- 



sche Volk jeweils ihr eigenes Parlament und eigene Regie- 
rung haben, die alle spezifisch flämischen und wallonischen 
Fragen entscheiden und lösen. Wir wollen die Erhaltung 
einer belgischen Regierung, die für alles, was die beiden 
Völker zugleich betrifft, zuständig ist.” Also nicht mehr 
Separatismus, aber immerhin noch Föderalismus, eine 
Basis, auf der eine Verständigung mit bürgerlich-demokra- 
tischen Kräften im Zeichen des Antifaschismus leichter 
möglich schien. Es ging den Kommunisten nicht darum, 
sich aus der flämischen Bewegung auszuklinken. Als Signal 
dafür ist vielleicht zu werten, daß auf demselben Kongreß 
der Beschluß fiel, die bisher einheitliche Partei in zwei 
selbstständige Organisationen umzubilden. In Flandern ent- 
stand eine "Vlaamsche Kommunistische Partij” (VKP), 
die im Januar 1937 ihren Gründungskongreß abhielt. An- 
stelle der ”Roode Vaan” erschien jetzt ein neues Partei- 
organ mit dem programmatisch anmudenden Titel "Het 
Vlammsche Volk”. Damit sollte, wie van Extergem schrieb, 
die Entschlossenheit der flämischen Kommunisten deut- 
lich werden, ”die Arbeiterbewegung eng mit der nationalen 
Befreiungsbewegung der flämischen Volksmassen zu ver- 
binden und ... die Vorkämpfer des flämischen Volkes zu 
werden in seinem Kampf gegen die Ungleichheit und das 
Unrecht, unter denen das flämische Volk leidet.” Vor- 
läufig freüich hatte die neue Partei alle Hände voll zu tun, 
die wachsenden rechtsradikalen Strömungen un flämischen 
Nationalismus einzudämmen. 

Hier nämlich brachten die dreißiger Jahre eine folgen- 
schwere Kräfteverschiebung. Der Einfluß der demokratisch 
orientierten Frontpartei schwand bis zur Bedeutungslosig- 
keit. Staatdessen hatten jetzt andere Organisationen Kon- 
junktur, die in Struktur und Ideologie den faschistischen 
Bewegungen der Zeit nachgebildet waren. 1931 entstand 
der "Verbund van Dietsche Nationaal-Solidaristen” (Ver- 
dinaso), dessen Gründer Joris van Severen sich wie sein 
deutsches Vorbild als "leider”, Führer anreden ließ, 1933 
der "Vlaamsch-Nationaal Verbond” (VNV), der in der 
Folge die Rolle der abgetakelten Frontpartei als partei- 
politische Organisation des flämischen Nationalismus über- 
nahm. Die neuen Gruppierungen waren nach dem Führer- 
prinzip aufgebaut, traten mit paramilitärischem Gepräge 
an die Öffentlichkeit und strebten einen autoritären, 
korkorativ gegliederten Staat nach italienischem oder 
deutschem Muster an. 

Die wirtschaftlichen Erschütterungen der frühen dreißiger 
Jahre und die damit einhergehende Krise des politischen 
Systems ließen allenthalben Zweifel an der Funktions- 
fähigkeit der parlamentarischen Demokratie aufkommen. 
Vorstellungen von einer neuen autoritären Ordnung fanden 
sich nicht nur in faschistischen Gruppen am Rande des 
politischen Spektrums, sondern auch in den großen bürger- 
lichen Parteien, ja sogar bei prominenten Sozialisten. Der 
flämische Nationalismus hatte seine Massenbasis in klein- 
bürgerlichen, zu Zeiten wirtschaftlicher Unsicherheit für 
solche Ideen besonders anfälligen Schichten. Der Rechts- 
ruck der dreißiger Jahre ist damit sicher zu einem guten 
Stück erklärt. Eine weitere Ursache ist wohl darin zu su- 
chen, daß die flämische Bevölkerung nahezu unbeschränkt 
dem Einfluß der katholischen Ideologie unterlag, in der 
autoritäre Denkmuster vorgeprägt waren. Gerade in Kreisen 
des politischen Katholizismus aber herrschte ein militanter 
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Antikommunismus, der durch die Bürgerkriegsereignisse 
in Spanien erheblich Auftrieb erhielt. Franco und seine 
faschistischen Verbündeten erschienen in dieser Optik als 
Retter des Abendlandes vor der bolschewistischen Gefahr; 
der Aufnahmebereitschaft für das von ihnen repräsentierte 
Gedankengut im katholischen Publikum kam das sehr zu- 
gute. Schließlich ist daran zu denken, daß flämische Intelek- 
tuelle, vielleicht noch anknüpfend an die Erfahrungen des 
ersten Weltkrieges, für Deutschland ein gerüttelt Maß an 
Sympathie übrig hatten und daher auch die Entwicklung 
nach 1933 mit allzu wohlwollendem Interesse verfolgten. 
Daß sich in den dreißiger Jahren einige Flaminganten 
heftig antisemitisch gebärdeten, ist wohl darauf zurück- 
zuführen, daß sie den Faschismus in seiner nationalsozia- 
listischen Form rezipiert hatten. 

Bei alledem darf man nicht vergessen, daß die flämischen 
Organisationen nicht die einzigen und noch nicht einmal 
die einflußreichsten Repräsentanten der autoritären Ideo- 
logie in Belgien waren. Weit bedeutsamer war, zumindest 
zeitweise, der "Rexismus”, eine faschistische Bewegung, 
die ihre Basis fast ausschließlich in Wallonien und franko- 
phonen Kreisen Brüssels und Flanderns hatte. Doch hatte 
der Rexismus keine wallonisch-autonomistische Kompo- 
nente, während in Flandern faschistisches Gedankengut 
in dieser Periode unlösbar verkettet war mit dem Flamin- 
gantismus. Das war eigentlich das Verhängnisvolle und 
Folgenreiche der neuen Tendenzen. Bereits in den letzten 
Jahren vor dem zweiten Weltkrieg zeichnete sich ein prinzi- 
pieller Bruch zwischen der unter rechtsextremen Einfluß 
geratenen flämischen Bewegung und der Linken ab. Wieder 
war es van Exterdem, in dessen Person diese Entwicklung 
am augenfälligsten wurde. Er bot damals all seine Kräfte 
gegen den faschistischen Virus im flamingantischen Milieu 
auf, bis hin zur Verleugnung der eigenen politischen Bio- 



graphie. Den Aktivismus, dem er selbst entstammte, nannte 
er 1939 "einen schweren Fehler gegen das arbeitende Volk 
und gegen den Sozialismus”. Und im selben Jahr schrieb 
er, er wolle gern "ein guter Belgier” werden, wenn dies 
zur Verteidigung gegen den drohenden Hitler-Überfall 
nötig sei. Vom flämischen Separatismus zum Belgier - die 
Entfremdung von früheren Kampfgefährten muß tief, 
die Entäuschung groß gewesen sein. 

Als im Mai 1940 deutsche Truppen zum zweiten Mal in 
diesem Jahrhundert Belgien besetzten, betrachteten viele 
das als Sieg einer "neuen Ordnung” über das abgelebte 
bürgerliche System. Der Vorsitzende der belgischen sozia- 
listischen Partei, Hendrik de Man, erließ einen Aufruf 
an seine Genossen, in dem er die Partei für aufgelöst er- 
klärt: "Der Krieg hat zum Zusammenbruch des parlamenta- 
rischen Systems und der kapitalistischen Geldherrschaft 
in den sogenannten demokratischen Ländern geführt. Weit 
davon entfernt, ein Unglück zu sein, ist dieser Zusammen- 
bruch einer morschen Welt für die arbeitenden Klassen 
und für den Sozialismus eine Erlösung.” Der National- 
sozialismus habe in Deutschland die Klassenunterschiede 
beseitigt; die Zukunft gehöre dem starken Führerstaat, 
in dem Gescheinschaftsgeist statt Klassenegoismus herr- 
schen werde. Angesichts der allgemeinen geistigen Ver- 
wirrung, wie sie in diesem Manifest zum Ausdruck kam, 
erscheint es nicht ganz unbegreiflich, daß auch die flämi- 
schen Nationalisten sich in ein neues Kollaborationsaben- 
teuer stürzten. Doch anders als de Man, der sich schon 
1941 in ein freiwilliges Exil in die französischen Alpen 
zurückzog, während große Teile der sozialistischen Basis 
in den Widerstand gingen, blieben sie bis zum bitteren 
Ende dabei. Für die leitenden Funktionäre der Bewegung 
war die Zusammenarbeit mit den Deutschen eine Frage 
grundsätzlicher ideologischer Gemeinsamkeiten, nicht, 




Hitlers Raubkrieg gegen die Sowjetunion: bei vielen Flamen grundsätzliche ideologische Gemeinsamkeiten mit den Nazis 
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wie im ersten Weltkrieg, taktischer Berechnung. Besonders 
verhängnisvoll war es, daß sie ab 1941 im Namen des Anti- 
kommunismus eine flämische SS-Legion organisierten 
halfen, die am Rußlandfeldzug teilnahm. Tausende von 
Flamen fanden den Tod in Hitlers Raubkrieg gegen die 
Sowjetunion, zutiefst davon überzeugt, sie müßten das 
christliche Abendland vor dem Bolschewismus retten. 

Für van Extergem war der Krieg die letzte Etappe seines 
politischen Lebensweges. Bis zum März 1941 konnte im 
besetzten Land noch ein kommunistisches Wochenblatt 
mit dem Titel ”Ulenspiegel’' erscheinen, das unter dem 
zunehmenden Druck der Zensur allmählich verkümmerte. 
Im Januar 1941 fand sich hier ein anonymer Artikel, der 
die Kollaborationspolitik der flämischen Bewegung an- 
prangerte und mit großer Wahrscheinlichkeit aus der Feder 
van Extergems stammte: "Das elementare Prinzip, daß 
der Kampf für Flandern die Sache der Flamen selbst ist 
und wir ohne weiteres von ausländischen, fremden Ein- 
flüssen absehen müssen, gerät mehr und mehr in Vergessen- 
heit.” Es war die Rede von "Versuchen bestimmter, dem 
Volk entfremdeter Machthaber, sich in unsere Angelegen- 
heiten einzumischen.” Ihre "gegenwärtige progermanische 
Haltung” sei allein eingegeben "durch ihr Verlangen, das 
flämische Volk unter der Knute zu halten.” Und der 
Artikel schloß mit einem Schlachtruf des aus dem ersten 
Weltkrieg bekannten aktivistischen Dichters Rene de 
Clcrcq: "Unverdeutscht, unverfranzt, für Flandern der 
Löwe tanzt!” Ab da verlieren sich van Extergems Spuren 




für zwei Jahre im Untergrund. Fest steht, daß er eine 
führende Rolle im antifaschistischen Widerstand spielte 
und wohl die politische Leitung der in der Illegalität operi- 
renden VKP übernahm. Daß sich bis 1943 in der kommuni- 
stischen Untergrundpresse deutlich flamingantische Motive 
bemerkbar machten, war vielleicht ihm zuzuschreiben. 
Im April 1943 wurde van Extergem verhaftet ins Kon- 
zentrationslager Breendonk bei Antwerpen verschleppt 
und zwei Wochen lang gefoltert. Im Dezember wurde er 
nach Deutschland deportiert: Konzentrationslager Oranien- 
burg, Sachsenhausen, Ellrich. Dort starb er an Entkräftung 
wenige Wochen vor der Befreiung. 

Überschaut man die Periode, die van Extergem als Flamin- 
gant und Kommunist mitgestaltet hat. so fällt die relative 
Offenheit, die damals in Kreisen der Linken gegenüber der 
flämischen Frage bestand, am meisten ins Auge. Daß eine 
wirkliche Annäherung ausblieb, daran waren die in bürger- 
lich-katholischen Vorurteilen befangenen Flaminganten der 
Frontpartei sicher nicht ganz unschuldig. Aber man hat 



doch den Eindruck, daß der Bruch noch nicht so tief und 
so grundsätzlich war wie in den Jahren nach dem zweiten 
Weltkrieg. Anders als zu Lebzeiten van Extergems ist heute 
der Begriff "Flamingant” in manchen linken Kreisen 
Flanderns ein Schimpfwort. Die prinzipielle Ächtung des 
flämischen Nationalismus als Inbegriff faschistischer Reak- 
tion durch die radikalen Linken ist ein fortwirkendes Erbe 
der Kollaborationspolitik des zweiten Weltkrieges. Ein 
Erbe, das auf beiden Seiten verhängnisvoll wirkte: die ver- 
krampfte Frontstellung gegenüber allem, was auch nur von 
ferne nach Sozialismus riecht, hat die Mehrheit der Ramin- 
ganten auf eine konservative Ideologie festgenagelt; die 
feindselige Haltung zur flämischen Bewegung hat zur 
Isolierung der Linken in Flandern sicher nicht unerheb- 
lich beigetragen. 

Daß andererseits einige Gruppierungen im flämischen 
Nationalismus nach äußerer Erscheinungsform und Ideolo- 
gie auf progressiv gestimmte Gemüter wenig anziehend wir- 
ken - auch dies gehört zum Erbe des zweiten Weltkrieges. 
Als im September 1944 die belgische Regierung aus ihrem 
Londoner Exil zurückkehrte, wurde zur Hexenjagd auf 
Flaminganten geblasen. Die strafrechtliche Verfolgung 
der Kollaborateure, die in einzelnen Fällen offenkundiger 
Kriegsverbrechen ohne weiteres sinnvoll gewesen wäre, 
entartete zu einem Vernichtungsfeldzug gegen die flämische 
Bewegung. Es hagelte Todesurteile; etwa dreihundert wur- 
den vollstreckt, darunter das gegen den achtundsechzig- 
jährigen, auf beiden Beinen gelähmten August Bonns, der 
in Flandern immer noch als moralische Autorität verehrt 
wurde, jedoch in der Kollaboration des zweiten Welt- 
krieges keine maßgebliche Rolle mehr gespielt hatte. Zehn- 
tausende Flaminganten verloren ihre Existenz. Dies alles 
hat in breiten Kreisen der flämischen Bewegung einen 
Solidarisicrungseffekt bewirkt mit den führenden Kolla- 
borateuren, die nun selbst Opfern einer Willkürjustiz 
geworden waren; cs hat eine kritische Bewältigung der 
eigenen Vergangenheit, das Eingeständnis, daß die Kolla- 
boration mit dem Naziregime ein schwerer politischer 
und moralischer Fehler war, weithin unmöglich gemacht 
oder doch sehr erschwert. Bis heute wird in konservativen 
Kreisen Flanderns das Ostfrontabenteuer zu einem gerech- 
ten Kampf gegen den Bolschewismus stilisiert. Es ist wolil 
wesentlich diesem Solidarisierungseffekt zuzuschreiben, 
daß sich nach dem Krieg am Rande der flämischen Bewe- 
gung eine rechtsextreme Strömung auf Dauer etablieren 
konnte, die sich auf die Tradition der Kollaborationsjahre 
beruft und von der demokratischen Flaminganten sich 
nicht immer mit der gebotenen Deutlichkeit abgrenzen. 
Ist der konkrete politische Einfluß dieser Gruppen auch 
minimal, so prägen sie doch das äußere Erscheinungsbild 
der flämischen Bewegung in wenig erfreulicher Weise. 
Die geifernden Hetztiraden gegen alles, was links steht, 
machen gewisse flämisch-nationale Zeitschriften zu einer 
unappetitlichen Lektüre. 

Neuerdings scheint sich eine Wende anzubahnen. In der 
"Volksunic”, der 1954 entstandenen nationalistischen 
Partei in Flandern, gibt es seit langem einen progressiven 
Flügel. Vor einigen Jahren spaltete sich eine Gruppe Rechts- 
extremisten ab und bildete unter dem Namen "Vlaams 
Blök" eine flamingantische Konkurrenzpartei, die seither 
eine kümmerliche Existenz unterhalb der Zwei-Prozcnt- 
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Belgien am Ende? 

Nach über 150 Jahren belgischer Repression ... 




... Flämischer Massenprotest gegen den Kunststaat 



zu Wort. Im Dezember veröffentlichte die Zeitschrift ein 
mehrseitiges Interview mit Christian Dutoit über Jef van 
Extergem. Auch die flämischen Sozialdemokratie be- 
müht sich, seit sie 1978 eine selbstständige Partei bildete, 
verstärkt um ein flamingantisches Image. Doch was be- 
deutet das anderes, als daß die organisierte Linke in Struk- 
tur und öffentlichem Auftreten mit jahrelanger Verspätung 
endlich dem Umstand Rechnung trägt, daß Flamen und 
Wallonen im belgischen Staat sich in jeder Hinsicht immer 
weiter auseinanderentwickeln? Gerade für eine so stark 
in das politische System integrierte Partei wie die soziali- 
stische ist es unumgänglich, sich wenigstens nachträglich 
dieser langfristigen gesellschaftlichen Tendenz anzube- 
quemen. Davon, zu "Vorkämpfern des flämischen Volkes” 
im Kampf um die nationale Befreiung zu werden, wie es 
van Extergem gewünscht hatte, sind Sozialisten und 
Kommunisten immer noch weit entfernt. Indessen haben 
die "neuen sozialen Bewegungen”, die abseits von den 
Parteiapparaten auch in Flandern große Teile der politisch 
aktiven Jugend gruppieren, zum Flamingantismus her- 
kömmlicher Prägung nicht die geringste Beziehung. 

So sind es nach wie vor Einzelkämpfer, die unabhängig 
von der politischen Konjunktur im flämischen wie im 
linken Lager daran arbeiten, daß die Fäden zwischen 
beiden nicht abreißen. Einer von ihnen, Antoon Roosens, 
wagte vor drei Jahren in einem Buch über die flämische 
Frage den kühnen Satz: "An dem Tag, da die flämische 
Arbeiterklasse ... das Banner aus den Händen der intellek- 
tuellen Flaminganten übernehmen wird, um sich an der 
Spitze des ganzen flämischen Volkes in die geöffnete 
Bresche zu stürzen, wird der Kapitalismus in Belgien und 
der belgische Einheitsstaat selbst aufhören zu bestehen.” 
So oder ähnlich hätte es auch van Extergem schreiben 
können. Fast vier Jahrzehnte nach seinem Tod ist es immer 
noch weniger eine konkrete Prognose als eine ziemlich 
abstrakte Vision. 

Dutoit, Christian: Jef van Extergem en de Vlaamese Be- 
weging. Antwerpen (Soethoudt) 1983 

Winfried Dolderer 



Grenze fristet. Während so die Volksunie relativ gesehen 
nach links gerückt ist, gibt es in der Arbeiterbewegung 
Anzeichen einer neuen Sensibilität für das flämische Pro- 
blem. Im Zentralorgan der Kommunistischen Partei, das 
sich noch immer "De Rode Vaan” nennt, kommen neuer- 
dings auch progressive Flaminganten mit eigenen Beiträgen 
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Weltweiter Befreiungskampf 



SÜDSUDAN 

Die neuen Guerilla-Aktivitäten im negroiden Südsudan ha- 
ben sich im Verlaufe des letzten Jahres intensiviert. Sicht- 
bare Ausdrücke dafür sind mehrere Entführungen von west- 
lichen Entwicklungshelfern, Bauarbeitern und Missionaren, 
Meutereien von ganzen Polizei- und Militäreinheiten in 
zahlreichen Garnisonen, die blutig niedergeschlagen wur- 
den, und die Flucht von zahlreichen Südsudanesen vor den 
Gewalttaten der Besatzungsarmee nach Äthiopien. 

Der allgemeine politische Hintergrund der hierzulande 
eher unbeachteten neuen Rebellion im südlichen Sudan ist 
der gleiche wie im 1. Sezessionskrieg (1955 - 1972), der 
mindestens 500 000 Todesopfer gefordert hat: der Wider- 
stand gegen die vom arabisch-moslemischen Norden ge- 
stellte Zentralregierung, die immer eine quasi-koloniale 
Vorherrschaft angestrebt und die schwarzafrikanischen 
Südsudanesen in wirtschaftlicher und politischer Unterent- 
wicklung gehalten hat, die Unzufriedenheit mit den Ergeb- 
nissen des Friedensvertrags. Um die alte Vorherrschaft zu- 
rückzuerobern und den Süden endgültig seiner ethnischen 
und kulturellen Identität zu berauben, teilte der Diktator 
Dschafaar el-Numeiri 1983 die Südprovinz Equatoria in 
drei Unterregionen und nahm der dortigen Bevölkerung 
wesentliche, in der Verfassung verankerte Autonomie- 
rechte. Seine religiöse Intoleranz gegenüber den teils ani- 
mistischen, teils christianisierten Stämmen hat den Wider- 
stand des Südens gegen den Norden natürlich noch ver- 
stärkt. Neben dem Selbstbestimmungsrecht und der 
Erhaltung der afrikanischen Identität geht es um bedeuten- 
de wirtschaftliche Interessen: Im Südsudan hatte die Ent- 
wicklung auch in den Friedensjahren stagniert, die Pro- 
vinz blieb finanziell vom Norden abhängig, der sich in ent- 
scheidenden ökonomischen und ökologischen Fragen 
(Bau des Jonglei-Kanals, Ausbeutung der Erdölfelder) 
über die Wünsche des Südens hinwegsetzte. Dem Selbst- 
bestimmungsanspruch der südsudanesischen Nationalisten 
stehen strategische Interessen entgegen: Die USA und 
Frankreich unterstützen finanziell und militärisch das 
diktatorische Regime in Khartum, und die Massenmedien 
des Westens versuchen, den nationalen Befreiungskampf 
eines Volkes in einer Rebellion „Primitiver” umzufäl- 
schen. 

Im gegenwärtigen Aufstand spielt der Großteil der alten 
konservativen Politikergarde des Südsudans, die aus der 
früheren Rebellionsbewegung „Anyanya" hervorgegan- 
gen ist, keine aktive Rolle mehr, und darauf legen die 



jetzigen Anführer auch keinen besonderen Wert. Ihrer 
Ansicht nach haben sich die früheren Rebellenführer 
durch ihr jahrelanges Taktieren mit Numeiri, durch ihre 
internen Intrigen und ihr unklares ideologisches Konzept, 
das zu Widersprüchen und Spaltungen führte, ihre poli- 
tische Zukunft verbaut. Gegenwärtig wohl stärkste Rebel- 
lenorganisation ist die Sudanesische Volksbefreiungsarmee 
(SPLA), in die die Südsudanesische Befreiungsfront (SSLF) 
integriert ist. Führer dieser Nationalisten ist John Garang, 
ein ehemaliger Oberst der sudanesischen Armee und Wirt- 
schaftswissenschaftler. Der politische Arm von Garangs 
Organisation nennt sich Sudanesische Volksbefreiungsbc- 
wegung (SPLM), die ihrerseits von einer Fünfergruppe ge- 
leitet wird, Die SPLM erhebt Anspruch auf alle von 
schwarzafrikanischen Stämmen bewohnten Gebiete des 
Sudans (mehr als 50 %) und will den Sturz Numeiris herbei- 
fiihren; sie tritt für den afrikanischen Weg zum Sozialismus 
ein. — Daneben existiert weiterhin die schon 1975 ge- 
gründete „Anyanya II”. 

Für den sudanesischen Diktator Numeiri ist der libysche 
Revolutionsführer Muammar el-Khaddafi die Ursache 
alles Bösen, aller Unruhen in Afrika. Die „äußere Be- 
drohung” durch Libyen (und Äthiopien) ist für Numeiri 
freilich nur ein Vorwand, um mehr Truppen in den un- 
ruhigen Süden zu entsenden. Die SPLM ist keine vom Aus- 
land inspirierte Bewegung, und sie hat ihren eigenen Zugang 
zu Waffen. 

TAMILEN/SRI LANKA 

Als die blutigen Ausschreitungen vom Juli/August 1983 
endeten, setzte schon wenig später in den Tamilengebieten 
von Trincomalee und Batticaloa (Ostprovinz) sowie in 
Vavuniya (Nordprovinz) die Vertreibung der dortigen 
Tamilbevölkerung ein; allein in Batticaloa wurden 900 
tamilische Familien - darunter 200 tamilsprachige Moslem- 
familien — ihrer Häuser und ihres Besitzes beraubt. An 
die Stelle der vertriebenen Tamilen wurden Singhalesen 
angesiedelt. Durch derartige gezielte bevölkerungspolitische 
Maßnahmen erhöhte sich der Anteil der singhalesischen 
Bevölkerung von 8 % im Jahre 1948 auf derzeit 23 %. In 
der zweiten Novemberhälfte kam es in der besonders 
krisenanfälligen Ostprovinz in Batticaloa, Amparai und 
Sammanthurai zur Festnahme von 170 Tamilen. 

Die soziale Lage der Tamilen hat sich seit dem jüngsten 
Pogrom dramatisch verschlechtert. Das Problem der tami- 




lischen Binnenflüchtlinge - einige Hunderte von ihnen 
halten sich noch immer ohne Arbeit und in Notunter- 
künften in der Provinz Jaffna auf — ist nach wie vor unge- 
löst. Seit Juli 1983 sind überdies fast alle tamilischen An- 
wälte, die im menschenrechtlichen Bereich engagiert waren, 
sowie 75 % der tamilischen Ärzte ins Ausland geflohen. 
Nach dem Verbot separatistischer Parteiaktivitäten vom 
4. 8. 83 gilt die Tätigkeit der bislang politisch einfluß- 
reichen tamilischen Oppositionspartei TULF als illegal. 
Die ehemaligen Abgeordneten der TULF verloren inzwi- 
schen ihre Sitze und mußten ebenfalls fliehen; die meisten 
warten jetzt im südindischen Bundesstaat Tamil Nadu 
die Ergebnisse der indisch-lankaischen Regierungsver- 
handlungen über das weitere Schicksal der Tamilen in 
Sri Lanka ab. Die dortige Tamilengemeinschaft ist durch 
die Massenflucht der Intellektuellen ihrer geistigen, kultu- 
rellen und politischen Elite beraubt. 

In der Bundesrepublik leben z.Zt. einige Tausend Tamilen 
als Asylsuchende. Sie werden immer noch nicht als politisch 
verfolgte Minderheit anerkannt, obwohl ihnen nachweislich 
lange Haftstrafen und teilweise sogar die Todesstrafe droht. 
Wiederholt wurden von der Bundesregierung tamilische 
Freiheitskämpfer abgeschoben, ohne die Konsequenzen 
dieser Ausweisung zu berücksichtigen. Wie wir aus Ge- 
sprächen mit Angehörigen der tamilischen Volksgruppe 
erfuhren, wollen die derzeit in der Bundesrepublik lebenden 
Tamilen sofort in ihr Land zurückkehren, wenn sich die 
Situation verbessert hat bzw. das tamilische Volk massive 
Unterstützung für ihren Freiheitskampf bekommt. 

UNGARN 

Auch im Osten Europas existiert eine Friedensbewegung, 
obwohl ihr keine Schlagzeilen gewidmet sind. In Ungarn 
haben junge Priester und katholische Laien eine aktive pazi- 
fistisch-patriotische Bewegung gegen Militarisierung, Atom- 
rüstung und Kriegsplanung organisiert. Anders als bürger- 
lich-apolitische Pazifisten des Westens verbinden sie ihren 
Friedenskampf mit dem Ringen um nationale, soziale und 
geistige Freiheit, um sittliche Erneuerung. Bereits 1982 ver- 



langten die „Christlichen Basisgruppen” (mit über 300 000 
Anhängern) vom regimefreundlichen Episkopat aktive Un- 
terstützung im Kampf für das Recht auf Wehrdienstverwei- 
gerung und die Einführung eines waffenlosen sozialen 
Wehrersatzdienstes. Nach Ansicht der nationalbewußten 
ungarischen Pazifisten sollte eine totale Abrüstung zuerst 
im Ostblock einsetzen; die in Ungarn und anderen Satelli- 
tenstaaten der UdSSR stationierten sowjetischen Atomra- 
keten müßten abgezogen werden, die Ungarn dürften kein 
Kanonenfutter für den Warschauer Pakt sein. - Die Ent- 
täuschung der Basisgemeinden über die Haltung des ungari- 
schen Primas, Kardinal Lekai, und seiner Bischöfe, hat 
inzwischen zu einem Konflikt mit der Hierarchie geführt. 

ESTLAND 

Die Besorgnis der Esten, der Russifizierung zu erlegen und 
zur Minderheit in ihrer eigenen Sowjetrepublik herabzu- 
sinken, nimmt immer mehr zu. Im Jahre 1934 bildeten 
die Esten noch 88,2 % der Bevölkerung Estlands, im Jahre 
1959 aber nur noch 74,9 %, trotz der Aussiedlung der 
Estlanddeutschen. Bei der Volkszählung 1979 sank der 
Anteil der Esten bereits auf 64 %. Von den sechs wichtig- 
sten Städten Estlands haben nur noch die Hauptstadt 
Tallinn (das alte Reval) mit 51,5 %, die Universitätsstadt 
Tartu (früher Dorpat) mit 74,4 % und die Hafenstadt 
Pärnu (74,1 %) eine estnische Mehrheit. In absoluten 
Zahlen bedeutet das, daß von 441.000 Einwohner der 
Hauptstadt Tallinn noch 227.000 Esten sind. In Kohtla- 
Jarvä, dem Industriezentrum im Gebiet der ölschiefer- 
gruben im Norden des Landes, beträgt der Anteil der 
Esten nur noch ein Viertel der Bevölkerung, in der Textil- 
stadt Narva und in der neu angelegten Stadt Sillamäe nur 
4 %. Allein ein neuer Grosshafen bei Tallinn soll 150.000- 
200.000 nichtestnische Arbeitskräfte ins Land bringen. 

AUSTRALIEN 

Alamierende Nachrichten über den Gesundheitszustand 
der Ureinwohner (Aborigines) erreichten die GESELL- 
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SCHAFT FÜR BEDROHTE VÖLKER aus Australien, 
einem der reichen Länder der Erde. 

Besonders betroffen sind die Aborigines im Bundesstaat 
Queensland. Dort sterben nach einer in der Zeitschrift 
"Medical Journal of Australia” veröffentlichten Studie 
8-9 mal mehr Ureinwohner an Infektionskrankheiten 
als im Landesdurchschnitt. Auf Mornigton Island, im Nord- 
teil von Queensland, beträgt die Hepathitis B-Rate in den 
Eingeborenengemeinden 25 %, die Syphilisrate 20 %. 
Die durchschnittliche Lebenserwartung eines Aborigine 
in Australien beträgt 52 Jahre, die Kindersterblichkeit 
ist dreimal höher als bei den Weißen; jedes vierte Kind 
ist unterernährt, jeder zweite Erwachsene arbeitslos. Die 
Diabetesrate liegt sechsmal höher als der Landesdurch- 
schnitt, die Leprarate ist die höchste der Welt. 

Daß diese alamierenden Zahlen ihre Ursache weitgehend 
in den schlechten wirtschaftlichen und sozialen Zuständen 
in den Aboriginegemeinden haben, macht ein Experiment 
des Melbourner Arztes Dr. O’Dea deutlich. Dr. O’Dea, 
der seit 1977 die Aborigines im District Kimberley in 
Nordaustralien betreut, ermöglichte es 10 diabeteskranken 
Ureinwohnern, eine zeitlang auf traditionelle Art in der 
Wildnis zu leben. Nach sieben Wochen waren alle von der 
Zuckerkrankheit nahezu geheilt. 

Dieses Experiment bestätigt die Forderung vieler Abori- 
ginesgemeinden bezüglich einer wirkungsvollen Bekämp- 
fung der beschämenden Fakten. Die weiße Bundesregie- 
rung sowie die einzelnen Landesregierungen müssen neben 
der Initiierung von Gesundheitsprojekten bereit sein, die 
Aborigines auf ihrem Land ohne weiße Bevormundung 
und die Gefahr einer Vertreibung leben lassen. 

Solange die Regierung oder private Unternehmen die 
Ureinwohner immer weiter aus ihren Siedlungsgebieten 
verdrängen meist spielen dabei Wirtschaftsinteressen wie 
Abbau von Kohle, Uran oder anderen Bodenschätzen 
eine Rolle - solange sind die Betroffenen gezwungen, 
in lebensfeindlichen Wüstengebiet oder den Elendsvierteln 
der Großstädte dahinzuvegetieren. Die beklagten Zustände 
sind dann nur eine zwangsläufige Folge. 

ARMENIEN 

Türkei. Ein Revisionsverfahren des im März 83 zu einer 
Haftstrafe von 14 Jahren verurteilten armenischen Geist- 
lichen Hajk Manwel Jerkatjan wurde im November 83 ab- 
gelehnt. 

Am 26. 8. berichtete die auslandsarmenische Zeitung 
"Apaga" (Montreal) über die Zwangsislamisierung von 
600 Einwohnern des armenischen Dorfes Harent (türk.: 
Adjar) im Kreis Sürt. Der Vorgang steht vermutlich im 
Zusammenhang mit einer Strafexpedition (Ende Mai 83) 
türkischen Militärs gegen kurdische und armenische Kom- 
mandos, die von Irakisch-Kurdistan aus operierten. Dabei 
sollen nach inoffiziellen türkischen Angaben bis 2000 
"Banditen" gefaßt worden sein, darunter auch "armenische 
Terroristen”. 

In der türkischen Presse geht die Hetze gegen die Armenier 
weiter, als befinde sich die Türkei im Kriegszustand gegen 
dieses Volk. Ähnlich formulierte es Juntachef Evren in 
einer Rede am 31. 7. 83: Die Armenier hätten "1915 
einen Krieg gegen uns geführt, der ihnen eine Enttäu- 



schung brachte. (...) Damals wie heute werden die Armenier 
enttäuscht, denn wie wir oft erklärt haben, wird die Türkei 
keinem Land und keiner Minderheit eine Handbreit Land 
abtreten.” 

TIBET 

1957 wurde das unabhängige Tibet von chinesischen 
Truppen überfallen und annektiert. Nach immer härteren 
Maßnahmen der chinesischen Armee flüchteten 1959 
50,000 Tibeter, unter ihnen Dalai Lama, nach Indien. 
Lange Zeit galten die Behauptungen der Flüchtlinge über 
die Ermordung von Zehntausenden von Tibetern, über 
die Zerschlagung tibetischer Familien, die Zerstörung 
tibetischer Kultur und die Verfolgung der buddhistischen 
Religion als „antikommunistische Greuelpropaganda”. 
Erst seit dem Regierungswechsel in Peking hat die neue 
chinesische Regierung diese Verbrechen ihrer Vorgänger 
eingestanden, einige Reformen eingeleitet und die Exil- 
tibeter - unter ihnen den Dalai Lama - zur Rückkehr 
nach Tibet aufgefordert. Verschiedene Delegationen der 
Exiltibeter, unter ihnen die Schwester des Dalai Lama, 
besuchten Tibet und wurden begeistert von ihren Lands- 
leuten aufgenommen. 

Leider hat sich die Situation in Tibet 1983 wieder drama- 
tisch verschlechtert. Erneut werden ungezählte religiös 
oder politisch engagierte Tibeter verhaftet, in Konzen- 
trationslagern inhaftiert und heimlich hingerichtet. In 
enger Zusammenarbeit mit dem exiltibetischen Infor- 
mationsbüro und dem tibetischen Jugendkongress in 
Dharamsala/Indien stellte nun die GESELLSCHAFT 
FÜR BEDROHTE VÖLKER eine Dokumentation zu- 
sammen, unternahm Protestaktionen gegen Inhaftierung 
und Todesurteile und unterstützt Projekte für die tibe- 
tanische Jugendorganisation in Indien. 



BELIZE 

"Rassismus will man hier nicht sehen, aber es gibt ihn!” 
sagt der Indianerführer Prim Coc. Im tropischen Regen- 
wald des kleinsten mittclamerikanischen Landes haben 
die Kekchi und Mopan begonnen, sich zu organisieren. 
Denn ihr Land wird von nordamerikanischen Farmern 
und Erdölkonzemen aufgekauft und die Regierung des 
afroamerikanisch dominierten, erst 1981 unabhängig 
gewordenen Belize bevormundet die Maya-Nachfahren. 
Auf ihren Gemeinschaftsland, den Milpas, produzieren 
die Indianer traditionell Mais. Für alle Grundnahrungs- 
mittel hat sich die Regierung ein Aufkaufmonopol ge- 
sichert. Für ihren Mais konnten sich die Indianer bisher 
Kleider, Macheten und Salz kaufen. 1983 aber wurde 
plötzlich kein Mais mehr aufgekauft. Viel mehr Mais 
als sie für sich selbst brauchten, hatten sie angebaut. Mais 
verkam in ihren Hütten. Sie mußten ansehen, wie einige 
von ihnen mit illegalem Marihuana-Anbau (für den Export 
in die USA) anfingen. Hilflos waren die Dörfer, denn sie 
konnten ihre Interessen nicht vertreten. 

Die 8.000 Indianer im südlichen Distrikt Toledo sagen 
"wir haben lange genug geschwiegen” und sind mit einer 
Abordnung in die Hauptstadt Belmopan gezogen. Aber 
auf ihre Forderungen wurde nicht gehört, sie wurden 
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nicht ernst genommen. Die nicht-indianischen Polizisten 
in den Dorfgemeinschaften hingegen sind alarmiert wor- 
den: Verhöre, Gefangennahme und Einschüchterungen 
sollten die indianische Bewegung aufhalten. 

Aber die jeweils für ein Jahr gewählten Dorfführer gingen 
in die Offensive und gründeten einen Ältestenrat, der für 
ihre neue Organisation, das Toledo Indian Cultural Move- 
ment, sprechen soll. Durch die Anerkennung vom Welt- 
rat der Indigenen Völker und mit Hilfe engagierter Juri- 
sten gelang dann die Legalisierung der indianischen Selbst- 
organisation. 

PALÄSTINA 

Es waren vor allem drei Ereignisse der zurückliegenden 
Wochen, die Schlaglichter auf das politische Klima in Pa- 
lästina („Israel”) vor der Wahl warfen: die Regierungs- 
erklärung Shamirs vor dem israelischen Parlament, die Er- 
hebung der Anklage gegen 25 Siedler aus den besetzten Ge- 
bieten und die Kundgebung zur Unterstützung der ange- 
klagten Siedler. 

Allen drei Ereignissen war eines gemeinsam: nicht ein ein- 
ziger Funke von Friedenswillen oder Kompromißbereit- 
schaft gegenüber dem palästinensischen Volk, eher maß- 
lose Feindseligkeit bis hin zum blanken, fanatischen Haß. 
„Wir müssen den Arabern die Augen und Gedärme heraus- 
reißen”. Das sagte kein geringerer als der stellvertretende 
Knesset-Sprecher Cohen-Avidor auf einer Kundgebung in 
Jerusalem. Und die Parole „Tod den Arabern” wurde in 
der Menge mit Applaus bedacht. Offen wurden auf dieser 
Kundgebung die Taten jener Siedler verteidigt, die vor dem 
Jerusalemer Bezirksgericht offiziell wegen Mord, Sabotage, 
terroristischer Aktivitäten und Mitgliedschaft in einer 
terroristischen Vereinigung angeklagt wurden. Zahlreiche 
dieser Siedler aus der Gush-Emunin und der Kach-Bewe- 
gung hatten sich dazu bekannt, im Jahre 1980 die Bomben- 
anschläge auf die palästinensischen Bürgermeister von Na- 



blus, Ramallah und al-Bireh unternommen zu haben, im 
vergangenen Jahr die islamische Hochschule in Hebron über- 
fallen, drei Menschen getötet und Dutzende verletzt zu 
haben, die rechtzeitig entdeckten Anschläge auf arabische 
Busse in Jerusalem im April dieses Jahres geplant und vor- 
bereitet zu haben, Anschläge gegen Moscheen und arabi- 
sche Schulen in der Westbank durchgeführt und weitere 
Attentate wie das Sprengen des Felsendoms geplant zu 
haben. 

Warum die israelische Regierung überhaupt gegen diese Art 
von „Waffenbrüdern” vorgegangen war, machte Shamir in 
seiner Regierungserklärung deutlich. Das Gelingen der An- 
schläge — vor allem der noch geplanten — hätte dem Staat 
Israel und seinem Ansehen im Ausland schweren Schaden 
zugefügt. Trotz der bereits bekannten weitreichenden Ver- 
bindungen dieser Untergrundgruppen der Siedler bis hin 
zu Polizei und Armee bezeichnete Shamir diesen Unter- 
grund als eine kleine Gruppe von Leuten, die sich auf 
einen Irrweg begeben hätten. Daß dieser „Irrweg” bis in 
höchste Stellen des Parlaments und der Regierung führt, 
kommt indes nicht von ungefähr. Erklärte doch Shamir 
selbst in eben dieser Regierungserklärung, daß Israel niemals 
zu Kompromissen über die 1967 besetzten Gebiete bereit 
sei. Die israelische Souveränität über ganz Palästina („Eretz 
Israel”) dürfe und könne nicht in Frage gestellt werden. Da- 
mit gab Shamir faktisch eine politische Rechtfertigung 
für die Morde und Überfälle der Siedlerbewegung gegen 
die palästinensische Bevölkerung in der Westbank. Shamir 
lehnte auch eine internationale Friedenskonferenz für den 
Nahen Osten schlichtweg ab. 

Daß die Likud-Regierung nicht auf Frieden setzt, sondern 
auf Annektion und weitere Expansion ist eigentlich nichts 
Neues. Ihre Bestätigung fand diese Politik Mitte Mai, als 
der Ministerausschuß für Siedlungsfragen beschloß, zwei 
neue Siedlungen in der besetzten Westbank zu bauen und 
einen bisherigen Militärposten für Siedler zu räumen. Seit 
letzten März hat der Siedlungsausschuß der israelischen Re- 
gierung zwölf neue Siedlungen bewilligt. Trotz eines Spar- 
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beschlußes - Israel hat eine Inflationsrate von 400 % - 
wurden die erforderlichen Mittel für den Siedlungsbau 
bereitgestellt. 

Angesichts der Zerstrittenheit im arabischen Lager, dem 
Golfkrieg und einer gewissen politischen Orientierungs- 
losigkeit stößt diese aggressive Politik nur bei den Palästi- 
nensern und dem Teil der arabischen Welt auf Widerstand, 
der - wie Libyen und Syrien - am Gedanken der Einheit 
der arabischen Nation festliält. 

* 

Was vor Wochen noch als Gerücht oder palästinensische Pro- 
paganda angesehen wurde, ist jetzt durch eine offizielle Un- 
tersuchungskommission bestätigt worden: Zwei Palästinen- 
ser, die zusammen mit zwei anderen am 12. April einen Bus 
auf der Straße von Ashkelon nach Ghaza entführt hatten, 
sind nach ihrer Festnahme durch die israelische Armee er- 
schlagen worden. Kaltblütiger Mord. Die Untersuchungs- 
kommission hatte eingerichtet werden müssen, nachdem 
Pressephotos aufgetaucht waren, die zumindest einen der 
Palästinenser völlig unverletzt bei der Festnahme durch 
israelische Soldaten zeigten. Verwandte des Mannes hatten 
ihn zweifelsfrei identifiziert. 

Demgegenüber hatte die Amtee erklären lassen, daß alle 
Geiselnehmer bei der Erstürmung des Busses erschossen 
worden seien. Inwieweit die Palästinenser nach ihrer Fest- 
nahme gefoltert worden sind, geht aus dem veröffentlich- 
ten Teil des Untersuchungsberichtes nicht hervor. 

Die israelische Rechtsanwaltin Felicia Langer, die die 
Familien der Erschlagenen vertritt, deren Häuser von 
israelischen Truppen in Ghaza gesprengt worden waren, 
erklärte zu dem Bericht, daß er noch viele Fragen offen las- 
se. Es erscheint unwahrscheinlich, daß alle Einzelheiten der 
Untersuchung aufgedeckt werden. Nicht einmal der voll- 
zälilige Sicherheitsausschuß der Knesset wurde über alle 
Befunde informiert; lediglich ein ausgewählter Kreis von 
Ausschußmitgliedern erhielt Dctailkenntnissc. Der Grund: 
eine öffentliche Diskussion soll vor den anstehenden Par- 
lamentswahlen vermieden werden. 

Baskenland 

Seit Monaten macht die mysteriöse "Antiterrorgruppe zur 
Befreiung” (GAL) durch ihren schmutzigen Krieg gegen 
ETA-Emigranten im französischen Baskenland von sich 
reden. Mit Attentaten, Bombenanschlägen u. dgl. krimi- 
nellen Aktionen verfolgt sie die dort ansässigen Aktivisten 
und Sympathisanten von ETA. Die dem militärischen 
Flügel von ETA nahestehende Bewegung "Herri Bata- 
suna” hat die GAL als den verlängerten Arm der spani- 
schen Regierung bezeichnet; möglich wäre aber auch, 
daß ultrarechte Kreise des ehemaligen Franco- Regimes, 
spanische Polizisten oder baskische Unternehmer, die 
keüie "revolutionäre Steuern” an ETA abfiihren wollen, 
hinter den Mordtaten der Terrorgruppe stehen. 

Während der blutige Kampf um das Baskenland auf spani- 
scher Seile den Zeitungen Europas seit Jahrzehnten immer 
wieder Schlagzeilen liefert, hatte der auf französischem 
Territorium liegende Teil des Baskenlandes bis vor kurzem 
wenig Aufsehen erregt. Erst seit Ende der 70er Jahre ver- 



schärften sich auch hier die Parolen der baskisch-nationa- 
listischen Bewegung, die im Namen der Autonomie oder 
sogar der Unabhängigkeit gegen den französischen Impe- 
rialismus agieren. Die "Iparretarak” - eine Gruppe, die 
sich als "nördliche ETA-Angehöre” verstehen — bekämpft 
sowohl die Kolonisierung des baskischen Volkes als auch 
die kleinbürgerlichen baskischen Gruppen. Für sie gibt 
es kein "spanisches” und kein "französisches”, nur ein 
südliches und ein nördliches Baskenland, und die Tren- 
nungslinie in den Pyrenäen zwischen den beiden Staaten 
wird von ihr "Grenze der Schande” genannt, da sie bas- 
kisches Territorium teile. - Paris vernachlässigt das Basken- 
land; die Zentralgewalt hat es im gesamtfranzösischen Rah- 
men (ähnlich wie Korsika) zum Ferienreservat bestimmt, 
das ohne Industrie bleibt und wo einer gezüchteten, dena- 
turierten baskischen Folklore nur noch die Rolle zukommt, 
für die Touristen Unterhaltung zu bieten. Zweifellos führt 
der Massentourismus zu immer stärkerer Überfremdung 
und begünstigt die französische kulturelle Unterdrückung 
des Baskenlandes, ln den letzten Jahren kam es daher 
immer wieder zu Überfällen auf Polizeikasernen, zu Sabo- 
tageaktionen und gezielter Zerstörung touristischer Ein- 
richtungen mit Sprengstoff durch die Geheimorganisation 
"Iparretarak”. 

Die Verschiedenartigkeit der nationalistischen Regungen 
in beiden Teilen des Baskenlandes erklärt sich zum Teil 
daraus, daß ETA bisher das französische Baskenland als 
Operationsbasis und notfalls als strategisches Rückzugs- 
gebiet betrachtet; die Organisation konnte an einem offe- 
nen und dauerhaften Konflikt zwischen den linken Natio- 
nalisten und dem französischen Staat nicht interessiert 
sein, weil sie ihr Hinterland nicht verlieren wollte. Seit 
der Aberkennung des Status von politischen Flüchtlingen 
für baskische Nationalisten aus Spanien (1979) und dem 
Abtransport von Exil-Aktivisten aus dem Grenzgebiet 
haben sich jedoch die Fronten verhärtet, zumal die fran- 
zösische Polizei mit der spanischen zusammenarbeitet. 





Buchbesprechungen 



DIE WIEDERKEHR DES VERDRÄNGTEN 

Charles Drage: Als Hitler nach Canossa ging. Biographie 
des Walther Stennes. Berlin: ikoo Buchverlag, 1982, 310 S. 

Einen "liebenswerten Preußen” nennt der britische Marine- 
Geheimdienstoffizier und Historiker Charles Drage den 
OSAG-Ost (obersten SA-Führer östlich der Elbe) Walther 
Stennes, und so lautet auch der Originaltitel des Buches. 
Stennes, Offizier im 1. Weltkrieg, Freikorpsführer, 1919 
von den Sozialdemokraten als Kommandeur der "Hundert- 
schaft zur besonderen Verwendung” der Sicherheitspolizei 
eingesetzt, später Kommandeur des IV Jägerbataillons der 
Schwarzen Reichswehr und Sonderbeauftragter der Reichs- 
wehrführung, steht am 1. April 1931 gemeinsam mit dem 
revolutionären Flügel der SA gegen den absoluten Macht- 
und Führungsanspruch Hitlers und dessen Münchener Cli- 
que auf. 

Charles Drage 
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Widerstand gegen den "Führer” hatte Stennes seit seiner 
ersten Begegnung mit diesem geleistet. So war er über ein 
Jahr lang OSAF-Ost ohne überhaupt Mitglied der Partei 
zu sein. Hitlers oberster "Judenhetzer” Streicher kanzelte 
er mit der Bezeichnung "Dreckskerl” ab, und für Sepp 
Dietrich, den Kommandeur der "Leibstandarte Adolf 
Hitler” war er "der gefährlichste Gegner, den die NSDAP 
jemals gehabt hatte.” 

Zur großen Kontroverse mit Hitler kommt es, als die Führer 
von Stennes SA-Einheiten Forderungen erheben, die zum 
Ziel haben, die SA aus der politischen Organisation heraus- 
zunehmen, sie von der Nazipartei abzutrennen und die 
eigene Macht und Unabhängigkeit zu stärken. 

Nach langen und sehr harten Auseinandersetzungen stimmt 
Hitler schließlich widerwillig zu. 

Aber bereits am 31. März 1931 schlägt er zurück. Stennes 
wird auf einen Schreibtischposten im Braunen Haus be- 
fohlen. Als dieser sich weigert und Hitlers schriftlichen 



Befehl nicht einmal bestätigt, kontert der mit einem Artikel 
im "Völkischen Beobachter", in dem er die SA-Männer 
"des Gehorsams gegenüber Führern, die selbst nicht gehor- 
chen wollen entbindet”, und alle diejenigen, die weiter 
zu Stennes stehen prophylaktisch aus der Partei ausschließt. 
Während die Berliner Polizei auf Anordnung Hitlers die 
Geschäftsräume des "Angriff’ von den revolutionären 
SA-Leuten räumen läßt, beschuldigt Goebbels Stennes, 
der inzwischen seine eigene Partei, die "Kampfgemeinschaft 
revolutionärer Nationalsozialisten" gegründet hat, ein ver- 
kappter Kommunist zu sein. 

Über zehntausend SA-Männer sagen sich von Hitler los 
und folgen Stennes, der später zeitweilig mit Otto Strassers 
"Nationalsozialistischer Kampfbewegung Deutschlands 
(NSKD)” in der "Schwarzen Front” zusammenarbeitet. 
Zwei Jahre später, im Mai 1933, wird Stennes von einem 
Rollkommando der SS verhaftet, und im September des 
gleichen Jahres unter der Bedingung freigelassen, ins 
Exil nach China zu gehen und deutschen Boden nie wieder 
zu betreten. 

In den Revolutionswirren des chinesischen Bürgerkrieges 
wird Stennes Kommandeur der Leibgarde Tschiang Kai- 
Cheks. Hitler verlangt von den japanischen Verbündeten 
kategorisch seine Liquidierung, er wird von den chinesi- 
schen Kommunisten gejagt, und doch überlebt Walther 
Stennes all dies unbeschadet. 

1949 kehrt er schließlich nach Deutschland zurück, und 
stellt sich hier einem Entnazifizierungsausschuß, der ihn 
als aktiven Widerständler einstuft. 

Drages Buch ist ein Stück Zeitgeschichte und als solches 
eine wichtige Ergänzung zur herkümmlichen Widerstands- 
Literatur. Bislang wenig bekannte Tatsachen werden erst- 
mals umfassend beleuchtet. Euter, der dabei gewesen ist - 
kein Politiker, sondern ein rebellischer Soldat — erzählt 
wie es wirklich war. Dies ist viel ereignisreicher und liest 
sich zudem weitaus spannender als trockene Lektionen 
verordneter Geschichtsschreibung. 

Werner Olles 



Lutz Rathenow: Zangengeburt, Gedichte. Piper-Verlag 
München 1982, 96 Seiten 

Gegen mein Stemmen / ins Leben gezerrt Blutige Ankunft / 
drei Wochen zu spat (wie immer / ich komme zu spät) Ge- 
kappt dann / die Schnur Drei vier Schläge / auf das Gesäß 
- und ich schrie / Schrie Und schrei 
ist das Titelgedicht des schon 1982 im Piper-Verlag er- 
schienenen Gedichtsband von Lutz Rathenow "Zangen- 
geburt. Gedichte”. Es ist in der Reihe "Junge deutsche 
Literatur" erschienen, in der neben der Zwangsgeburt 
von Lutz noch Romane, Erzählungen und Gedichte von 
Andreas Höfele, Thomas Erwin, Josef Einwanger, Wilhelm 
Deine«, Jürg Amann, Leonie Ossowski, Ulf Miehe u.a. 
vorgestellt wurden. Das kleine knapp hundert Seiten starke 
Bändchen enthält die meisten der bisher in WIR SELBST 
veröffentlichten Gedichte von Rathenow, aber auch noch 
einige andere Kurzgedichte, die vielfach die Friedens- 
sehnsucht des DDR-Dichters Rathenow ausdrücken. Der 
in der DDR-Friedensbewegung aktive Autor mußte sich 
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schon mehrmals hinter Gefängnisgittern wiederfinden, 
wenn er seine unbequemen Forderungen einem breiten 
Publikum unterbreitete. 

In den Gedichten "Großvater // Ausmarschiert / in Reih 
und Glied / Im Glied gefallen / In Reih begraben” und 
"Buckow, am See" zeigt sich seine pazifistische Gesinnung 
ebenso wie in anderen Stücken. Aber auch die zunehmende 
Zerstörung der Umwelt - seiner Umgebung - macht sich 
durch das Tragen der Gasmasken in "Weiter leben ” bemerk- 
bar. - 1984 - sprechen wir noch vom Aussterben bedroh- 
ter Pflanzen und Tiere, vielleicht noch früher und nicht erst 
"2084", sieht die Welt so aus: "Wälder betrachten / in drei- 
dimensional gestalteten Büchern / Nachts der Traum von 
Bäumen / am Rande der täglich befahrenen Straße / zwi- 
schen drei vier Städten / die keiner mehr trennen kann / 
Ufas Vögel sind fragen Kinder / Die Eltern zeigen einen 
Film / der Reihe "Ausgestorbene Lebewesen" 

Und einmal pro Woche / ziehen die Familien aus / zur 
Erholung ins Naturmuseum: / bestaunen Gräser Fische 
Pflanzen / und wundern sich / wie früher es Menschen 
aushulten konnten / inmitten des Gestanks / nicht künst- 
lich gezüchteter Blumen " 

"leben" will er nicht auf einer "rettende) n) Insel" — zum 
Beispiel die BRD die er für sich ‘Versenken” will, damit 
nur die Möglichkeit bleibt "auszuharren", die Zustände 
nicht belassen, sondern durch eigenes Zutun im positiven 
Sinne verändern. Trotzdem beschreibt er "Im Ghetto ” 
die tödliche Situation der innerdeutschen Grenze und 
konstruiert eine menschliche Tragödie, die im DDR-Sprach- 

gebrauch "REPUBLIKFLUCHT” genannt wird: die 

ersten Kugeln der Posten trafen uns. Sofort. " Der ”6.5. 
81" steht für uns Deutsche für eine Unmenge Tage, an 
denen Deutsche beim Verlassen der (staatssozialistischen) 
deutschen DDR und Übertritt in die (kapitalistische) 
deutsche BRD den Tod fanden. Nicht durch einen Unfall, 
jedoch mit gleicher Regelmäßigkeit werden hier die "Zonis” 
abgeknallt. Nicht nur die "blutige Ankunft" mittels der 
"Zangengeburt" ist Thema dieser ersten geschlossenen 
Gedichtssammlung vergangener zehn Jahre, auch die 
blutige Realität unserer deutschen Uneinigkeit wird beim 
Lesen gegenwärtig. 

Geschichte ist Untergrund — in uns 

Der Arme Teufel, Jahrgang 1-3, Friedrichshagen-Beriin 
1902-04, Topos-Verlag, Vaduz/Liechtenstein 1982, 
4S4 Seiten 

Das Verhältnis der sozialen Bewegungen zur freien Litera- 
tur und Kunst wirft Licht auf sie selbst. Der Kommunismus 
bringt einen abgeschotteten Menschentyp hervor, für den 
Literatur und Kunst lediglich eine Agitprop-Sache sind. 
Bohemiens wie Plievier und Radek waren ihm Läuse im 
eigenen Bärenpelz. Man konnte sie auf andere ansetzen, 
aber bei Gelegenheit auch zerquetschen. In kultureller 
Hinsicht ist der Kommunismus eine dumpfe, vom Maschi- 
nentakt durchgerüttelte und tierisch-ernste Bewegung, 
die unablässig im proletarischen Saft schmort. 

Ganz anders der Anarchismus. Er hat einen fröhlichen und 
spielerischen Zug. Freilich spielt er zuweilen selbst mit 
Bomben wie ein Kind mit Streichhölzern. Seine Jugend- 



lichkeit will noch immer nicht ausreifen. Sie birgt jedoch 
einen künstlerischen Impuls. Für den Anarchisten ist der 
Bohemien ein Bruder. Er fühlt sich zu seiner Lebensweise 
hingezogen. 

Es besteht die Ansicht, der Arbeiter-Anarchismus sei schon 
im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts von einem Boheme- 
Anarchismus abgelöst worden. Selbst in Österreich und 
Frankreich traf das nur gradweise zu. In Deutschland fand 
eher eine Verschwisterung statt, welche die Wochenschrift 
'Armer Teufel' ständig spiegelte. 

Dem Historiker Ulrich Linse zufolge bildete sich Ende der 
80er Jahre bis um 1900 ein europäischer Intelligenz- und 
Künstler-Anarchismus, um die gleiche Zeit, als die 'Propa- 
ganda der Tat’ einsetzte. Er "feierte die heroischen Opfer- 
gänge, wie er es sah, der Attentäter ... Die politische Rebel- 
lion schien mit der ästhetischen zusammenzufallen. " 
Das war allerdings nur einer von mehreren Untertönen des 
'Armen Teufels’, einer ursprünglich in den Vereinigten 
Staaten von Robert Reitzel herausgegebenen Zeitschrift, 
die Albert Weidner 3 Jahre lang - von 1902 bis 1904 - 
im wilhelminischen Deutschland der niedergehenden 
Bismarcks und aufsteigenden Bebels weiterführte. Er 
hielt den modernen Parlamentarismus ebenso wie die 
'romantische Revolutionsphrase’ für arge Holzwege. 

Die Intension der wiederbelebten Zeitschrift war eine 
freie und Neue Kultur. Weidner sah den Zusammenhang 
zwischen der kulturrevolutionären Literaturbewegung - 
"welche uns die soziale Kunst gebracht" - und solchen 
ethisch-praktischen Vereinigungen wie Giordano-Bruno- 
Bund, Neue Gemeinschaft und Bund der Lebendigen. 
Ihre Impulse erschienen ihm als Hilfsmittel für die am 
Materialismus erkrankte Arbeiterbewegung. In den großen, 
aber fade schmeckenden "Freiheitsbrei, über dem die rote 
Fahne prahlt", sollte Hefe und Salz gestreut werden. Jene 
Bewegung, welche die rebellierenden 'Jungen' der Sozial- 
demokratie ausgelöst hatten, bedürfe noch einer konkreten 
geistigen Basis, einer antimaterialistischen wie naturwissen- 
schaftlich begründeten Weltanschauung mit ethischem 
Schwung und praktischer Anwendung. 

Gustav Landauer reagierte darauf in einem Offenen Brief 
recht schroff. Dieser Brief zeigt ihn von einer unbekannten 
Seite. Obwohl es dem Weidner-Kreis um den "Übergang 
von der schier ewigen Negation des Alten zur positiven 
Inangriffnahme des Neuen" durch Kooperationen und 
freie Siedlungen ging, biß er sich an weltanschaulichen 
Besonderheiten des Giordano- Bruno-Bundes fest. In 'Be- 
ginnen' und durch den von ihm gegründeten Sozialisti- 
schen Bund beschritt er jedoch ab 1908 einen ähnlichen 
Weg. Vielleicht hat ihn der 'Arme Teufel’ dazu angeregt. 
In der laufenden Rubrik ’Zukunftsland’ wird u.a. über die 
Vorteile kooperativer Heime nach Prof. Bickerton berich- 
tet, demzufolge kleine Gemeinschaften von 2-3 Familien 
fast unweigerlich scheitern. "Die Zahl der Bewohner ist 
über hundert, die Leitung liegt einem Komitee ob. Sehr 
wenig Dienstboten werden gehalten, und man hofft, bald 
ganz ohne sie auszukommen. ” (Nr. 22) 

Du erfährst auch Näheres über die Gartenstadt-Bewegung, 
welche von England ausging. Dort war in Bourneville 
bereits eine neuartige Ortschaft mit eigener Molkerei und 
landwirtschaftlicher Schule entstanden, in der ach fast 
3000 Lebensreformer angesiedelt hatten. Innerhalb der 
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Gartenstädte mit ihrem gemeinschaftlichem Bodenbesitz 
sollten sich Kommunen bilden können. 

Der 'Amte Teufel’ referierte solche Experimente nur, 
gestand ihnen jedoch zu, daß sie sich in die Zukunft vor- 
tasteten. Hauptsäclilich sollte dem Sozialismus und der 
Arbeiterbewegung freiheitlich-pragmatischer Geist einge- 
haucht werden. "Die Ära der Föderationen ist die Ära 
des freien Sozialismus: Dezentralisation, Auflösung der 
staatlichen Macht durch Selbstständigkeit der Produk- 
tionsgruppen, allseitige Bewegungsfreiheit in der Produk- 
tion wie im Waren- Austausch” (fix. 16). Diese Konzeption 
wurde dem Marxismus gegenübergestellt. ’Arme Teufel’ 
rissen der Freiheit die Nachtmütze herunter, insbesondere 
die Zipfelmütze des deutschen Michel. ’’ Konventionelle 
Mittelmäßigkeit überall" bei den Vertretern des Staats- 
prinzips ebenso wie im Sozialismus. Von Stimer und 
Nietzsche gespeiste Anschauungen ließen nach großen 
Tatmenschen suchen. 

Zu den ständigen Mitarbeitern der Wochenschrift gehörten 
Peter Kropotkin, Erich Mühsam, Peter Hille, Willy Schlüter, 
Margarete Beutler und Julius Bab. Auch Beiträge von 
Tolstoi, Wlütmann, Emerson und Thoreau sind zu lesen, 
desgleichen einige von Oscar Wildes Gefängnisballaden. 
Die Beiträge waren so vielfältig und gegenwartsnah, daß 
sie unser geschichtliches Wissen grundieren. Tote kehren 
aus den Gräbern zurück und gestikulieren in den aufge- 
bügelten Kostümen ihrer Zeit vor dem heutigen Leser, 
als wollten sie uns durch eine geheime Zeichensprache 
etwas verraten, was in keinem Geschichtsbuch steht. Der 
Lebensstoff von damals wirkt weiter. Jede Periode der 
Geschichte kann durch Beatmung wiederbelebt werden. 
Die Jahrhunderte sind Zeitorganismen; was sich an ihrem 
Beginn tut, läuft erst an ihrem Ende aus. 

Etwas kurios wirkt jetzt die Verherrlichung der Vernunft 
als " welterlösendes Licht, das die Herrschaft des Tier- 
menschen brechen ” werde. Oder die anarcho-kommunisti- 
sche Christus-Legende: "Ein junger Mensch aus Bethlehem, 
von schwachem Körper, aber gewaltigem Geiste, versam- 
melt einige Proletarier um sich, zu denen er mild und ein- 
fach von ihrem großen Elend spricht". Es stirbt "am 
schmachvollen Galgen, an dessen Fuß eine alte Arbeiter- 
frau, die seine Mutter ist, und ein armes Freudenmädchen, 
die ihn liebte, weinen. " Das war noch vormarxistischer Zeit- 
geist, der einen Teil seiner Hoffnungen aus dem Evangelium 
schöpfte. Jetzt läuft auch die Zeit des Marxismus aus. 
Der Liechtensteiner Toposverlag hat schon mehrere solcher 
Dokumentarbände herausgegeben. Weitere sollen folgen. 
Quellen springen auf, an denen nicht nur der Historiker 
seinen Durst löschen kann. 

Günter Bartsch 



Christian von Wemsdorff: BILDER GEGEN DAS NICHTS 
Zur Wiederkehr der Romantik bei MICHAEL ENDE und 
PETER HANDKE 

verlag schäm pel und kleine/neuss, 2. Auflage, 133 Seiten 

Endes Aufklärungskritik ist nicht Flucht und Rückwärts- 
bewegung in archaische Zeiten und Negation der Gegen- 
wart. Die Erfahrungen des Helden Bastian in der "Unend- 



lichen Geschichte”, der zum Retter des Landes Phantasien 
wird, stellen eine Bild- und Erfahrungswelt dar, die sich 
unmittelbar zeigt und einer begrifflichen Systematisierung 
entzieht. In Endes ”Momo” ist das heilbringende Kind 
Heldin der Erzählung. Wernsdorff: ” Bedeutsam fiir Momos 
Haltung ist, daß sie die Kardinaltugend quantifizierenden 
Denkens nicht beherrscht: die Fähigkeit, mit Zahlen um- 
zugehen. live zeitliche und räumliche Orientierung, ja 
ihre gesamte Wahrnehmung stützt sich auf subjektives 
Erleben. ” 

Wernsdorff weist die romantische Herkunft der Motive 
in Endes Märchenromanen auf und betont ihre Aktuali- 
tät. Die Romantik arbeitet mit Mythen. Die Sehnsucht 
nach Vergangenem und einem ungebrochenen Verhältnis 
von Mensch und Natur - also nicht die Beherrschung der 
Natur durch den Menschen — sind bestimmende Wesens- 
merkmale romantischer Strömungen. Aber Romantik 
ist dem Mythos nicht blind verfallen, sondern bleibt kri- 
tisch! Sie entdeckt im Mythos Momente komplementärer 
Welterläuterung. 

Die Antithetik Erwachsener — Kind, ein Motiv der Roman- 
tik, nimmt auch Handke in seinen neuromantischen Texten 
auf. Handkes Rückgriff auf die Romantik in "Langsame 
Heimkehr”, "Die Lehre der Sainte-Victoire” und "Über 
die Dörfer” analysiert Wernsdorff dagegen als weitgehend 
" abstrakt bleibende Privatmythologie " Es bleibt die 
illusionäre Überhöhung der Dichterrolle, die schon in der 
Friihromantik angestrebt wurde, die Stilisierung des Dich- 
ters zum Priester. 

Beide Schriftsteller, Handke und Ende, benutzen Motive 
aus der Romantik, gelangen jedoch zu unterschiedlichen 
Ergebnissen. Ende setzt dem Pessimismus der Zeit ver- 
lorengegangene Erfahrungs- und Wirkliclikeitsräume ent- 
gegen und versucht sie für den Leser zu öffnen, indem 
er ihm das "Einlesen” leicht macht. Elitär sei dagegen 
Handkes schreibende Selbstverwirklichung, da der Ein- 
stieg in die übersteigerte Subjektivität seiner Literatur 
nur unter erschwerten Bedingungen möglich ist. 

"Die Skepsis über das Erbe der Aufklärung hat sich in den 
letzten Jahren immer deutlicher artikuliert." So lautet 
die These des jungen Autors Christian von Wernsdorff, 
der in seinem Buch "Bilder gegen das Nichts” das Wechsel- 
spiel von Romantik und Aufklärung exemplarisch an den 
beiden Erfolgsautoren Michael Ende und Peter Handke 
verdeutlicht. Geleitet von aktuellen Gesichtspunkten wie 
Wachstumsfetischismus, atomare Bedrohung, ökonomische 
und ökologische Krise und Sinnverlust, die zur Ichdissozia- 
tion führen (können), trifft Wernsdorff den Zeitgeist und 
regt zur erneuten Auseinandersetzung mit den scheinbar 
nicht zu vereinigenden Gegensätzen Romantik — Auf- 
klärung an. 

Einleitend wird die historische Auseinandersetzung zwi 
sehen Romantik und Aufklärung, und der Versuch zur Be- 
wältigung dieses Konflikts dargestellt. Es wird gezeigt, daß 
die Wurzeln der aktuellen Kritik in der Epoche der Roman- 
tik zu suchen sind. Das aufklärerische Denken (Grund- 
postulate: Priorität der Ratio über die Empfindungen und 
die Beherrschung von Natur und Leib) forderte Novalis her- 
aus, als er den "geheimnisvollen Weg nach innen " prokla- 
mierte, der sich in der Gegenwart wieder in dem Schlag- 
wort der "Neuen Subjektivität” manifestiert. 

Michael Endes "Unendliche Geschichte” und ”Momo” 
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sind der Versuch, den Dualismus sinnlicher und rationaler 
Erkenntnisform in Einklang zu bringen. Archetypische 
Bilder, Träume und Phantasien werden in die erlebbare 
Wirklichkeit gestellt. "Die wiederkehrende Romantik in 
Michael Endes Büchern enthält bildliche Botschaften, die 
unserer verödenden Lebenswelt unmittelbar entgegen 
wirken... ” 

Wemsdorffs Arbeit ist die erste auf fundierter Sachkennt- 
nis beruhende Analyse des Erfolgsautors Ende. Die Alter- 
nativbewegung erfährt in seinem Buch, daß viele ihrer 
Positionen mit der Philosophie der Romantik überein- 
stimmen. Erfreulicherweise ist das Buch sehr anschaulich 
geschrieben. 

Jörg Heinzerling 



Thomas Ziegler/Uwe Anton: „Zeit der Stasis“ 

Heyne Verl. 190 s. 4,80 DM 

Nachdem ein GAU in einem Kernkraftwerk am Niederrhein 
Zehntausende von Menschenleben gefordert hat und große 
Teile der BRD radioaktiv verseucht sind, gelingt es einer 
neofaschistischen Bewegung die Reste der Demokratie zu 
zerstören, jede Opposition zu zerschlagen und die Bevölke- 
rung durch Drogen im Trinkwasser und Nahrungsmitteln 
und mittels primitivater Unterhaltung in den Massenmedien 
einzulullen. 

Und doch organisiert sich der Widerstand. Linke, Gewerk- 
schafter, Intellektuelle, aus dem Untergrund heraus planen 
sie das Attentat gegen den Diktator Uebbert. 

Ihr Mann ist Richard Aming, der im Unterbewußtsein die 
Erinnerungen von fünf weiteren Menschen trägt. Das ist sei- 
ne einzige Chance die Folterungen des Staatskontroll- 
dienstes und die Stasiskammer zu überstehen 

Im „Necronomicon" Nr. 5, der Beilage zur ausgezeichneten 
Horror-Filmzeitschrift „Vampir" wütete ein gewisser Alfred 
Vejchar über die Unverschämtheit der beiden Autoren den 
Roman politisch-geographisch in der Bundesrepublik anzu- 
siedeln anstatt in der bösen DDR. 

Als ob es in der BRD keine Bedrohung durch neonazisti- 
schen Terror gäbe (man denke nur an München), als ob un- 
sere Atom-Mafia an die Sicherheit der Bevölkerung denken 
würde und nicht an ihre Profite. Anstatt sich inhaltlich mit 
dem Buch auseinanderzusetzen diffamiert Vejchar die Au- 
toren als „Angehörige politisch abseits stehender Gruppie- 
rungen“. In einer Gegendarstellung geben sich die Autoren 
als Wähler der größeren Regierungspartei zu erkennen, und 
lassen Vejchar, dessen üble Polemik man getrost niedriger 
hängen kann, glatt ins Leere laufen. 

Diese Bemerkungen sind deshalb relevant, damit jedem klar 
ist, aus welcher Ecke heute bereits gegen kritische SF-Lite- 
ratur geschossen wird. 

Gerade deswegen ist „Zeit der Stasis“ ein absolutes Muß 
für Grüne, Alternative, Nonkonformisten, AKW-Gegner und 
Freunde zeitkritischer SF-Romane. 




Christian von Wernsdorff 



BILDER GEGEN DAS NICHTS 

Zur-Wiederkehr der Romantik bei MICHAEL ENDE 
und PETER HANDKE 

Ein hochinteressantes Buch über unsere Literatur heute, das die 
Symptome der Hoffnung bei Michael Ende und Peter Handke 
aufzeigt, zugleich aber die Unterschiede zur Gesellschaftskritik 
der 60er Jahre herausarbeitet. WernsdorfT macht deutlich, dall 
alternatives BcwuBtsein in wesentlichen Punkten mit Positionen 
der Romantik übereinstimmt. Zur Alternative gibt cs keine 
Alternative. BILDER GEGEN DAS NICHTS ist ein wichtiger 
Beitrag zur Weiterentwicklung und Vertiefung ihres Selbst- 
verständnisses. 

133 Seilen, kart., Farbumschlag, DM 17,80 
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